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Vorwort

Endlich! Endlich wird über die Widersprüchlichkeit von Helfen und Kontrolle nicht nur nachge-
dacht, sondern auch überlegt, wie mit diesem, für die Soziale Arbeit nicht auflösbaren Span-
nungsfeld, in der konkreten Arbeit mit den Klientinnen und Klienten umgegangen werden könnte. 
Diese kleine Publikation ist ein Novum für die Schweiz – und darüber freue ich mich sehr.

Vor 40 Jahren haben wir noch gelernt, zwischen freiwilliger und gesetzlicher Sozialarbeit zu un-
terscheiden. Und selbstverständlich wollten alle nach dem Studium in die freiwillige Arbeit. Im 
Nachklang der 68er-Jahre war das auch verständlich. Emanzipation und «Be-frei-ung» war das 
Credo, zu kontrollieren und gegen Widerstand zu arbeiten war im beruflichen Kontext verpönt. 
Ein paar Jahre später war ich dann doch auf einer Stelle mit freiwilliger und gesetzlicher Jugend-
arbeit tätig. Somit war ich sowohl freiwillig beratender Sozialarbeiter als auch Vormund. Man hat 
in dieser Zeit darüber diskutiert, ob das fachlich möglich ist, ob man diese Funktionen nicht per-
sonell trennen sollte. Persönliche Erinnerungen, die zeigen, wie zum Teil unversöhnlich freiwillige 
und gesetzliche Sozialarbeit nebeneinander gestellt wurde.

Der Begriff der freiwilligen Sozialarbeit ist inzwischen weitgehend verschwunden und anstatt von 
der gesetzlichen Arbeit spricht man neu von der «Pflichtklientschaft». Ich erachte dies als Fort-
schritt. Aber nicht die Bezeichnung ist das Wichtigste. Entscheidend scheint mir, dass sich das 
methodische Handeln an der Sozialen Arbeit orientiert und nicht an einem bestimmten Bera-
tungsmodell. Unsere Profession lässt sich als eine Geschichte von Fremdreferenzen an Diszipli-
nen, Modellen und Konzepten schreiben, immer auf der Suche nach der beruflichen Identität. 
Und oft wurden dabei die Ziele mit den Mitteln verwechselt. In diesem Werkstattheft geht es nun 
darum, methodische Vorgehensweisen zu beschreiben – und zwar ausgehend von den Problem-
stellungen und Zielsetzungen und unter Berücksichtigung des Kontextes Sozialer Arbeit: Eine Pu-
blikation, um diese wichtigen Kompetenzen zu vermitteln. Ich wünsche mir weitere kleinere und 
grössere Publikationen zu diesem Thema.

Herbert Bürgisser
Stv. Direktor 
Hochschule Luzern – Soziale Arbeit
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Einführung:  
Soziale Arbeit mit Pflichtklientschaft 

Was ist Pflichtklientschaft?
«Zuerst haben andere Menschen ein Problem mit dem Klienten und danach hat der Klient ein 
Problem mit der Sozialarbeiterin.» (eine Praktikerin)

1. Was sind Pflichtklientinnen/klienten? – Arbeitsfelder, Kontexte und Definitionen

In verschiedenen Arbeitsfeldern der ambulanten und stationären Sozialen Arbeit, in der Kinder- 
und Jugendhilfe, dem Kindes- und Erwachsenenschutz, Institutionen der psychiatrischen Versor-
gung, der Arbeitsintegration und der Sozialhilfe sowie in allen strafrechtlichen Kontexten stehen 
Fachpersonen der Sozialen Arbeit mit Menschen in Kontakt, welche zur Zusammenarbeit und zur 
Inanspruchnahme ihrer «Dienstleistungen» verpflichtet oder gezwungen sind. In diesen Arbeits-
feldern werden die psychosozialen Problemstellungen häufig von Drittpersonen artikuliert oder 
sie ergeben sich aus stellvertretenden Problemdeutungen des Staates, beispielsweise im Kindes-
schutz. In diesem Zusammenhang entsteht das verpflichtende oder zwingende Auftragsverhält-
nis aufgrund von Rechtsgüterabwägungen oder Schutzinteressen von Dritten (zur genaueren 
Eingrenzung des Zwangsbegriffes vgl. Rosch, in diesem Band; eine pädagogische Annäherung 
findet sich bei Schwabe, 2008). Verpflichtende Auftragskonstellationen ergeben sich auch aus 
neueren sozialpolitischen Ansprüchen wie dem wohlfahrtsstaatlichen Aktivierungsparadigma, 
das als Bedingung für die Leistungserbringung eine «Gegenleistung» der Klientinnen und Klien-
ten, beispielsweise den Besuch eines Beschäftigungsprogramms, einfordert. Das Nichtbefolgen 
der Aktivierungsvorgaben geht einher mit Sanktionierungen (Kutzner, Mäder, Knöpfel, Heinz-
mann & Pakoci, 2009). 

Was ist methodisch unter «Pflichtklientschaft» oder «Zwangskontext» zu verstehen? Die in der 
sozialarbeiterischen Literatur verwendeten Begriffsklärungen und Eingrenzungen des Feldes 
sind nicht eindeutig, weil sie unterschiedliche Faktoren als Abgrenzungskriterien verwenden. 
Kähler (2005) fokussiert sich bei seiner Eingrenzung auf die Entstehungsbedingungen der Kon-
taktnahme mit Sozialen Diensten. Er folgert daraus, dass alle Auftragskonstellationen, bei de-
nen die Initiative zur Kontaktaufnahme nicht von der Klientschaft selber ausgeht, sondern dies 
aufgrund von rechtlichen Vorgaben oder informellem sozialen Druck geschieht, als «Zwangskon-
texte» bezeichnet werden können. Hesser (2001) charakterisiert Pflichtklientinnen und -klienten 
dahingehend, dass sie nicht aus «eigenem Antrieb» Sozialarbeitende aufsuchen und sie nicht 
selber um Hilfe nachfragen. Sie gelten als «schwierig zu erreichen» (S. 25; vgl. auch Ruth Gross-
mass, 2010). Wagner & Russinger (2002, S. 136) lokalisieren einen Kontext, «in dem es um ge-
sellschaftliche Macht, um Ordnungs- und Kontrollaufträge, aber auch um die schutzwürdigen 
Bedürfnisse von Dritten geht». Dabei handle es sich um die staatliche Aufgabe der «Gefahren-
abwehr», bei der sich der Staat der «professionellen Arbeit von Beratern oder Therapeutinnen» 
bediene und somit (im Gegensatz zur beraterischen/therapeutischen Dyade) eine Triade zwi-
schen Auftraggeberin, Auftragnehmer und Klientschaft entstehe. Diese Eingrenzung führt zu 
dem seit den 1970er-Jahren diskutierten Begriff des «doppelten Mandats», der die strukturellen 
Widersprüche («Paradoxien») von Hilfe und Kontrolle in der Sozialen Arbeit anspricht. Der pro-
fessionelle Umgang mit den divergierenden Erwartungen an Hilfe und Kontrolle soll (so bei-
spielsweise Becker-Lenz & Müller, 2009; Klug, 2005; Strass, 2004) in Form der personellen, struk-
turellen oder methodischen Aufteilung der Hilfe- und Kontrollfunktion geschehen, weil die 
Gleichzeitigkeit der Umsetzung von Hilfe und Kontrolle nicht mit der Vorstellung von Professio-
nalität vereinbar sei. Empirisch betrachtet scheinen Hilfe und Kontrolle zwar widersprüchlich zu 
sein, aber in der Praxis keine Gegensätze darzustellen, wenn es den Fachkräften gelingt, ihre 
widersprüchlichen Funktionen zu reflektieren und sich von professionellen Haltungen leiten zu 
lassen (Urban, 2004). 

In der Praxis bezeichnen Fachstellen im Zwangskontext, die sich auch an Klientinnen und Klienten 
wenden, die eigeninitiiert um Hilfe nachsuchen, diese Angebote meistens als «freiwillige Bera-
tung» (o.ä.). Auch in der Methodenliteratur wird die «Freiwilligkeit» respektive «Unfreiwilligkeit» 
als Unterscheidungskriterium verwendet (beispielsweise bei Conen, 1999; Gumpinger, 2001).  
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Bei näherer Betrachtung zeigt sich allerdings, dass diese Kategorisierung den motivations- und 
veränderungspsychologischen Erkenntnissen zu wenig Rechnung trägt, weil Veränderungen weni-
ger von der «Freiwilligkeit» abhängen, sondern von der Veränderungsmotivation eines Menschen. 
Diese wiederum ist dynamisch und verläuft in Stadien (Heckhausen & Heckhausen, 2006; Miller & 
Rollnick, 2009; Prochaska & Norcross, 2008). Die Befunde der beratungspsycho logischen For-
schung weisen zudem darauf hin, dass die Kategorisierung in «freiwillig» vs. «unfreiwillig» den 
komplexen Prozessen und multiplen Faktoren der Inanspruchnahme von psychosozialer Hilfe kei-
nesfalls gerecht wird (Warschburger, 2009). Empirische Untersuchungen zu Veränderungen in jus-
tiziellen Zwangskontexten zeigen auf, dass «Zwang» oder «Freiwilligkeit» als Prädiktoren für den 
späteren Therapieerfolg ungeeignet sind, eine wichtige Bedeutung hingegen die Motivationslage 
der Klientel hat (Gegenhuber, Werdenich, & Kryspin-Exner, 2007). Aber auch die Unterscheidung 
in «unmotivierte» und «motivierte» Klientinnen und Klienten erweist sich als zu schematisch und 
statisch, weil sich «Motivation» auf bestimmte Themen und Ziele bezieht und sie in verschiedenen 
Veränderungsphasen variieren kann. Die Zuschreibung der Klientschaft als «unmotiviert» hat zu-
dem negative Auswirkungen auf Veränderungen im Beratungsprozess (Miller & Rollnick, 2009; 
Prochaska & Norcross, 2008).

Zusammengefasst scheint der Begriff der «Pflichtklientschaft» (Hesser, 2001) diese spezifische 
Zielgruppe in der Sozialen Arbeit eindeutiger zu charakterisieren, als dies den anderen Kategori-
sierungsversuchen gelingt. Es wird deshalb vorgeschlagen, von den Begrifflichkeiten «unfreiwil-
lige Klientin» oder «unmotivierter Klient» Abstand zu nehmen. Der als spezifische Bezeichnung 
mittlerweile etablierte Begriff «Zwangskontext» scheint für die Beschreibung der Rahmenbedin-
gungen hilfreich zu sein. Dies, obwohl unklar bleibt, ob es sich bei der Druckausübung durch Dritt-
personen/Netzwerkangehörige wirklich um «Zwang» im engeren Sinne handelt oder ob hier nicht 
von «Druck» (und informellen Sanktionsmöglichkeiten) gesprochen werden müsste. 

2. Problemstellungen mit Pflichtklientinnen und -klienten

Sofern die Thematik «Pflichtklientschaft» im Sinne der Triade Auftraggeber, Auftragnehmer und 
Klienten(-system) verstanden wird, manifestieren sich die Herausforderungen und Problemstel-
lungen bei allen drei Akteuren (Zobrist, 2008). Die Klientinnen und Klienten werden mit Attribu-
ten wie «schwierig», «widerständig», «uneinsichtig» oder «veränderungsresistent» versehen. Sie 
erleben sich häufig (nach Conen & Cecchin, 2007, S. 51) nicht als Menschen mit Problemen son-
dern nehmen den Druck der Auftraggebenden als eigentliches Problem war. Sich selber im Kon-
text von verpflichtender Beratung als problemeinsichtig zu zeigen, kann angesichts der öffentli-
chen «Defizitzuschreibung» in der Form eines gesetzlichen Auftrages (beispielsweise Kindes-
schutz) oder einer sozialpolitischen Sanktionierung (wie beispielsweise bei der 
Arbeitslosenversicherung) mit Schamgefühlen oder Selbstabwertungen einhergehen. Diese feh-
lende gemeinsame Problemperspektive von Klientschaft und Professionellen gilt als Hauptprob-
lem in Zwangskontexten. Dazu kommt, dass den von den Auftraggebenden geforderten Verände-
rungen und den damit verbundenen Beratungs- und Hilfeangeboten wenig «Eigensinn» seitens 
der Klientel entgegengebracht werden kann. Verbunden mit früheren Misserfolgserfahrungen, 
einer tiefen Selbstwirksamkeitserwartung oder der Neigung, der persönlichen Autonomie kon-
textübergreifend eine hohe Bedeutung zuzumessen und/oder Problemursachen mehrheitlich zu 
externalisieren, sind Veränderungen in Zwangskontexten und unter Anwendung von Einschrän-
kungen der Handlungsspielräume unwahrscheinlich. Sie können klientenseitige Verhaltenswei-
sen auslösen, die als «aktiver» oder «passiver» Widerstand bezeichnet werden. 

Die Auftraggebenden und die Fachkräfte in Zwangskontexten müssen damit umgehen, dass sich 
Klientinnen und Klienten verweigern, Fachkräfte massiv bedrohen oder Gewalt ausüben, sich 
überangepasst verhalten oder objektiv erstellte Sachverhalte abstreiten («lügen»). Die Reakti-
onsweisen der Fachleute reichen von kreativen Verwendungen des beraterisch-methodischen Re-
pertoires bis hin zur offenen oder subtilen Anwendung von Druck und Zwang, der Sanktionierung 
oder erheblichen Eingriffen in die persönliche Freiheit (beispielsweise durch eine Fremdplatzie-
rung der Kinder). Gleichzeitig sind Auftraggebende und Fachkräfte einem erhöhten gesellschaft-
lichen Legitimationsdruck ausgesetzt, Risiken und Gefährdungslagen zu minimieren sowie sozial- 
und finanzpolitische Vorgaben zu erfüllen. Daher kommt der eigenen professionellen Haltung zur 
Arbeit mit Pflichtklientschaft und damit der Akzeptanz sowie der Integration dieser Rahmenbe-
dingungen in das berufliche Selbstverständnis eine zentrale Bedeutung zu. Auf der Seite der Auf-

Einführung: Soziale Arbeit mit Pflichtklientschaft
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traggebenden wiederum stellen sich vor allem juristische Fragen zur Verhältnismässigkeit und 
Zweckmässigkeit von Eingriffen. Alle diese Herausforderungen und Problemstellungen verlangen 
nach theoretischen, rechtlichen, ethischen und vor allem methodischen Antworten.

3. Stand der Methodenentwicklung und Ausblick

Zum Stand der Methodenentwicklung ist zunächst festzuhalten, dass gemessen an der Verbrei-
tung des Zwangskontextes in der Sozialen Arbeit sowohl die theoretische als auch die methodi-
sche Auseinandersetzung noch bescheiden ist. In Beratungslehrbüchern der Sozi alen Arbeit (bei-
spielsweise bei Widulle, 2011) wird die Thematik auf wenigen Seiten abgehandelt. Die Einschät-
zung von Gumpinger (2001, S. 12), wonach in einer methodischen «Grauzone» operiert wird, hat 
sich nur wenig geändert. Bezogen auf den Stand der empirischen Forschung auf diesem Gebiet 
könnte geradezu von einem «Blindflug» gesprochen werden. Zurzeit wird ein «Methoden-
patchwork» diskutiert, das verschiedene Zugänge zu integrieren versucht. So beispielsweise An-
sätze, die sich auf lern- oder sozialpsychologische Theorien beziehen (Trotter, 2001), sich auf 
systemische Annahmen abstützen (beispielsweise Conen & Cecchin, 2007) und aus der motivie-
renden Gesprächsführung (Miller & Rollnick, 2009) oder der kognitiven Verhaltenstherapie 
(Sachse, 2009) hervorgegangen sind. Die weiterführende Integration der Ansätze, die Adaption 
und Kontextualisierung von Vorschlägen aus der Psychotherapie für das Feld der Sozialen Arbeit 
und die empirische Überprüfung der Wirksamkeit scheinen sich aufzudrängen. Ebenso wichtig ist 
die fachliche Debatte über die sozialpolitischen Rahmenbedingungen, welche die Zwangskon-
texte in der Sozialen Arbeit (mit)konstituieren. Die Strategien des «aktivierenden Sozialstaates» 
verlangen eine theoretische (beispielsweise Kessl & Otto, 2009) als auch empirische (beispiels-
weise Schallberger & Wyler, 2010) Reflexion, die wiederum in die Methodenentwicklung einflie-
ssen sollte.

4. Die Beiträge in diesem Werkstattheft

Die hier aufgeworfenen Fragen und Herausforderungen im Umgang mit Pflichtklientinnen und 
-klienten sind Anlass für die in diesem Werkstattheft zusammengefassten theoretischen, empiri-
schen, normativen und praktischen Beiträge, die im Rahmen der Fachtagung «Soziale Arbeit mit 
Pflichtklientschaft» im Mai 2010 an der Hochschule Luzern diskutiert und in darauf aufbauenden 
Auseinandersetzungen weiterentwickelt worden sind.

In einem ersten Teil sollen sozialarbeitswissenschaftliche, motivationspsychologische, rechtliche 
und ethische Aspekte im Umgang mit Pflichtklientinnen/-klienten aufgenommen und diskutiert 
werden. Wolfgang Klug versucht in seinem methodischen Beitrag «Helfen – Kontrollieren – Moti-
vieren» die Brücke zwischen sozialarbeiterischen Auftragsmustern und Förderung der Verände-
rungsmotivation zu schlagen. Er erweitert damit die Debatten rund um «Hilfe» vs. «Kontrolle» 
durch eine zusätzliche Perspektive: die Motivation der Klientinnen und Klienten. Die Motivations-
psychologin Daniela Oertig ergänzt in ihrem Beitrag die von Wolfgang Klug aufgeworfene The-
matik der Motivation und gibt einen Überblick über neuere psychologische Befunde zu motivati-
onalen Aspekten in Veränderungsprozessen und zeigt die Wichtigkeit zielpsychologischer Grund-
lagen für die Soziale Arbeit mit Pflichtklientschaft auf. Anneke Menger gibt in ihrem Aufsatz 
einen Einblick in die Verhältnisse in den Niederlanden und zeigt, wie empirische Erkenntnisse und 
evidenzbasierte Vorgehensweisen die Methodenentwicklung in Zwangskontexten der Sozialen 
Arbeit konstruktiv beeinflusst haben. Sie diskutiert in «What works?» und «Who works?» die Rele-
vanz der Helferaspekte, die zunehmend an Bedeutung gewinnen. Daniel Rosch beleuchtet die 
«Zwangsbeglückung» aus rechtlicher Sicht und setzt sich mit juristischen Aspekten in Zwangs-
kontexten auseinander, die von Sozialarbeitenden im Rahmen der Methodenanwendung berück-
sichtigt werden sollten. Die von Rosch diskutierte Frage der Legalität vs. Legitimität von Interven-
tionen bei Pflichtklientinnen und -klienten vertieft Beat Schmocker in seinen berufsethischen 
Betrachtungen zu sozialarbeiterischen Zwangskontexten. 

Im zweiten Teil gelangen methodische Einzelansätze zur Darstellung, die stellvertretend für den 
oben diskutierten «Patchwork»-Stand der Methodenentwicklung stehen und von Praktikerinnen 
und Praktikern präsentiert werden, die sie in Zwangskontexten einsetzen. Sie schliessen an die 
grundlegenden Beiträge an und suchen Antworten auf die methodischen Herausforderungen in 
der Praxis. Klaus Mayer stellt die aus der kognitiven Verhaltenstherapie stammende Technik der 
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Förderung der Verantwortungsübernahme vor, welche im Zusammenspiel mit der Problemein-
sichtsförderung die Grundlage für Verhaltensänderungen bildet. Otto Schmid präsentiert in Kurz-
form den Ansatz der motivierenden Gesprächsführung (motivational interviewing), der sich im 
Suchtbereich entwickelt hat und mittlerweile in weiteren Arbeitsfeldern verbreitet und erforscht 
worden ist. Heidi Baumli und Franz Schmaderer geben einen Einblick in die populäre Lösungsori-
entierung und in konstruktivistische Vorschläge, wie ressourcenorientiert mit Pflichtklientinnen 
und -klienten umgegangen werden könnte. Die beiden Psychotherapie-Forschenden und Psycho-
therapeuten Franz Caspar und Martina Belz stellen den vielversprechenden Ansatz der motivori-
entierten Beziehungsgestaltung vor, mit dem versucht werden soll, die grundlegenden motivati-
onalen Pläne der Klientinnen und Klienten zu befriedigen. Dieser Ansatz aus der Psychotherapie, 
der für die Soziale Arbeit adaptiert werden könnte, schlägt eine methodisch und empirisch fun-
dierte Form der Beziehungsgestaltung vor. Der zweite Teil des Werkstattheftes schliesst mit ei-
nem theoretischen Integrationsversuch von Patrick Zobrist ab, der zehn methodische Basisstrate-
gien im Umgang mit Pflichtklientinnen und -klienten skizziert.
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Die Frage der Rolle von Sozialarbeitenden in der Arbeit mit Klientinnen und Klienten in Zwangs-
kontexten hat in der deutschen Fachöffentlichkeit in den letzten Jahren insbesondere durch die 
Diskussion um die Umsetzung des SGB II (Grundsicherung für Arbeitslose) eine neue Bedeutung 
erhalten (beispielsweise Göckler, 2009). Das Gesetz hat mit § 14 den «persönlichen Ansprechpart-
ner» eingeführt, der unter anderem Fallmanagement durchführen soll. Auch in anderen Bereichen 
Sozialer Arbeit ist die Rollenfrage von Sozialarbeitenden offen: Zwangskontexte finden sich in der 
Justiz genauso wie in Jugendämtern oder Heilanstalten. Sie sind dadurch konstituiert, dass sich 
die betroffenen Personen dieses Setting nicht aussuchen können, weil dahinter hoheitliche Ein-
griffsmöglichkeiten des Staates stehen. Wenn es um die Androhung geht, die Kinder aus der Fami-
lie zu nehmen oder die materielle Existenzgrundlage respektive die Freiheit zu entziehen, haben 
Menschen kaum eine andere Wahl, als sich der Vorgabe zu beugen und an die entsprechende 
Stelle zu kommen. Für Kähler sind das Konstitivum von Zwangskontexten Kontakte, «die nicht von 
Klienten selbst initiiert sind» (Kähler, 2005, 17). Zwangskontexte sind demnach all jene Gegeben-
heiten, durch die «Klienten von anderen Personen oder durch rechtliche Vorgaben – in keinem Fall 
jedoch aus eigenem Antrieb – dazu gebracht wurden, in Kontakt zu einem Sozialen Dienst zu tre-
ten». (ebd.) Eine für das Verständnis des Zwangskontextes entscheidende weitere Bedingung 
muss allerdings hinzukommen: Der Zwangskontext gilt auch für die Fachkräfte, denn diese haben 
nicht die Möglichkeit, einen Menschen abzulehnen. Ein Beispiel zur Unterscheidung: Ein Klient 
kommt fremdmotiviert in eine «Tätereinrichtung». Vielleicht hat seine Frau mit der Scheidung 
gedroht, vielleicht rät der Anwalt zu einer symbolischen Tat im Hinblick auf eine günstige Aus-
gangsvoraussetzung für die Gerichtsverhandlung. Der Klient leugnet die Tat, arbeitet unzurei-
chend mit und hat Fehlzeiten in der Teilnahme zu verschulden. Folge: Er wird aus dem Programm 
ausgeschlossen. So sehen es jedenfalls die «Standards und Empfehlungen für die Arbeit mit 
männlichen Tätern im Rahmen von interinstitutionellen Kooperationsbündnissen gegen häusliche 
Gewalt» vor (Liel et al., 2008, 36 f). Der Täter mit dem gleichen Denken und Verhalten kann in der 
Bewährungshilfe nicht zurückgewiesen werden. Auch dann nicht, wenn er nicht kooperiert, wenn 
er leugnet oder gar erneut gewalttätig wird. Der entscheidende Unterschied zwischen «Zwangs-
kontext oder nicht» liegt also nicht (nur) auf Seiten des Klienten, sondern auch auf Seiten der 
Einrichtung: Ohne einen hoheitlichen Kontrollauftrag mit entsprechenden Sanktionsmechanis-
men wird aus einem Kontext kein «Zwangskontext». Auch dann nicht, wenn der Klient «unmoti-
viert» ist. Und gerade deshalb, weil es sich bei dieser Form von Kontakt um einen beidseitigen 
Zwang zur Kommunikation handelt, entstehen die fachlichen Probleme: Was tun mit jemandem, 
die/der nicht an dem arbeiten will, was sie/ihn in die schlimme Lage gebracht hat? 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass die Möglichkeiten Sozialer Arbeit und ihre Methoden in 
den fachlichen Diskursen debattiert werden (beispielsweise Kähler, 2005; Gumpinger, 2001; 
Gehrmann/Müller, 2002; Zobrist, 2009). Der folgende Artikel setzt sich mit der Frage der Sozialen 
Arbeit mit Klientinnen und Klienten in Zwangskontexten auseinander, es wird diskutiert, in wel-
che Richtung Forschung und Praxis gehen könnten.

1. Hilfe und Kontrolle: Versuch einer Begriffsbestimmung

«Es ist immer ein Doppelauftrag von Hilfe und Kontrolle als Aufgabe und Problem – dies wäre 
gegenüber den Klienten offenzulegen.» (Conen, 2007, 23)

Prinzipiell stellt sich die Frage: Wer erteilt der/dem Sozialarbeitenden den Auftrag, tätig zu wer-
den? Wenn man die Auftragslage zum Ausgangspunkt nimmt, kommt man zu dem zwingenden 
Schluss, dass zumindest Hilfe und Kontrolle zwei unterschiedliche Prozesse sind (Klug 2007).

Teil A Sozialarbeitswissenschaftliche, motivationspsychologische, rechtliche und ethische Aspekte
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1.1 Hilfe
Zentraler Wert der Sozialen Arbeit ist die Selbstbestimmung des Menschen in Bezug auf sein Le-
bensmanagement. Dies bedeutet, dass er die Freiheit hat, sich für oder gegen eine Helferin/ei-
nen Helfer und deren/dessen Wirklichkeitsauffassung zu entscheiden. Wenn wir also das, was in 
den üblichen Selbstbeschreibungen Sozialer Arbeit steht, nämlich die «Selbstbestimmung» des 
Menschen auch in einer schwierigen Lebenssituation, ernst nehmen, kann «Hilfe» nur als Dienst-
leistung verstanden werden, die im Auftrag des hilfebedürftigen Menschen durchgeführt wird. 
Charakteristisch für jede Dienstleistung ist das sogenannte «Uno-actu-Prinzip»: «Produzenten» 
und «Konsumenten» müssen bei der Erstellung von Dienstleistungen eng zusammenwirken 
(Bauer, 1992, 442).

So gesehen ist «Hilfe» zwingend eine «Koproduktion» – ein gemeinsames Zusammenwirken – 
zwischen Hilfebedürftigen und Helfenden zur Veränderung eines beidseitig als veränderungsbe-
dürftig angesehenen Zustandes (Ludewig, 1997; vgl. auch Brumlik, 1984; Conen, 2007; von 
Schlippe/Schweitzer, 1996).

In dieser Definition ist jeder Satzteil wichtig:
–  Koproduktion: Hilfe konstituiert sich aus dem beidseitigen Wunsch von Hilfesuchender/m und 

Helfender/m im Zusammenwirken eine Lösung für die problematische Situation zu finden. 
–  Veränderung eines von beiden Seiten als veränderungswürdig angesehenen Zustandes: Zu-

stände, die nur die/der Hilfeleistende als problematisch sieht, die also nur in deren/dessen 
«Konstruktion» veränderungsbedürftig sind, sind (noch) kein Gegenstand der Hilfe. Wenn die 
Klientin/der Klient einen Zustand nicht verändern will, sucht sie/er keine Hilfe. Alles andere ist 
das Wunschdenken einer sich allwissend gerierenden Profession, die die Grenze nicht kennen 
will, von der sie in ihrem «Code of Ethics» pausenlos spricht. Andererseits ist Soziale Arbeit nicht 
das willenlose Werkzeug einer Klientel. Insofern ist der «Kunden»-Begriff problematisch.

Schaarschuch bringt diese Definition von «Hilfe» auf den Punkt: «Im Erbringungsverhältnis der 
sozialen Dienstleistung ist der Professionelle der Ko-Produzent, das aktive, sein Leben verän-
dernde Subjekt hingegen der primäre Produzent. Soziale Arbeit dient hier dem Produktionspro-
zess der Subjektwerdung ihrer Klienten, ist dieser systematisch nachgeordnet und kommt als 
Dienst-Leistung auf ihren Begriff.» (Schaarschuch, 1999, 554). Um begrifflich klar zu sein und 
diese Klarheit dann auch einer Klientel weitergeben zu können, sollte das, was wir «Hilfe» nennen, 
auf den Dienstleistungscharakter fokussiert bleiben. Insofern gibt es keine «verordnete Hilfe» 
(Gumpinger, 2005, 24), weil man sinnvollerweise keinem Menschen «verordnen» kann, sich hel-
fen zu lassen. Man kann es ihm anraten, man kann ihn möglicherweise dazu motivieren. Aber 
verordnen kann man es nicht, weil «Hilfe» suchen und sich helfen lassen ein höchst persönlicher 
Akt ist. Die Auswahl der/des Helfenden hängt nicht unwesentlich davon ab, ob der/dem Helfen-
den die Hilfeleistung zugetraut wird.

1.2 Kontrolle
Im Unterschied zur «Hilfe» ist der Auftraggebende von Kontrollvorgängen die Gesellschaft. Das 
heisst die Justiz oder das kommunale Wächteramt zur Aufsicht über das Kindeswohl; die Arbeits-
agentur, die die Leistungen der Arbeitslosenunterstützung sicherstellen muss, wenn die oder der 
Betroffene arbeitswillig ist; die gesetzliche Betreuung, die beispielsweise gegen den Willen der/
des Betreuten eine Einweisung in die Psychiatrie veranlassen muss. Dementsprechend ist die 
Kontrolle grundsätzlich ein im staatlichen Auftrag durchgeführter hoheitlicher Vorgang (bei-
spielsweise Verhinderung von Rückfallrisiken, Kindeswohlgefährdung, Leistungserschleichung). 
Kontrollvorgänge sind von dem oder der Betroffenen nicht verlangte oder gar unerwünschte In-
terventionen. Kennzeichen für Kontrolle sind:
– Klares Über- und Unterordnungsverhältnis
– Einseitige Auswahl der Ziele und Strategien
– Eindeutigkeit der Feststellung der Zielerreichung/Zielverfehlung durch die/den Kontrollierenden
– Einseitige Kategorisierung der Fähigkeiten/Möglichkeiten der/des Kontrollierten
– Klare Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge («Weil er nicht arbeiten will, deshalb …»)
–  Einseitige Bestimmung der Geschwindigkeit und der Konsequenzen für Verfehlungen der Ziele 

(«Diese Arbeitsgelegenheit müssen Sie annehmen.»)
–  Sanktionen bei Nichteinhalten der vorgegebenen Normwerte («Verstösse gegen …») und   

Klassifikation des «Übertretenswertes» (10 Prozent Kürzung, 100 Prozent Kürzung).
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Sinnvollerweise wird die oder der zu Kontrollierende nicht gefragt, ob sie/er die Kontrolle als rich-
tig, angebracht oder sinnvoll durchgeführt erachtet. Wenn es dennoch geschieht, mag dies als 
Akt der Höflichkeit verbucht werden. Prinzipiell ändert dies aber nichts am Kontrollvorgang selbst, 
da ihn die Klientin/der Klient nicht in Auftrag gibt. Hier von «Kundinnen» und «Kunden» zu spre-
chen, ist deshalb bestenfalls «naiv» (von Spiegel, 2004, 250). Vielleicht müsste man einen sol-
chen Sprachgebrauch eher zynisch nennen.

2. Hilfe, Kontrolle und Unterstützung: Die Prozesslogiken auf dem Prüfstand

Gegen diese Trennung von Hilfe und Kontrolle äussern Mayer et al. für die Arbeit mit Straftätern 
folgende Kritik: «Aus risikoorientierter Sicht ist es nicht in erster Linie bedeutsam, ob ein Arbeits-
prozess in den Bereich der freiwilligen Hilfe oder der erzwungenen Kontrolle gehört, sondern ob er 
der Minderung des Rückfallrisikos dient oder nicht.» (Mayer et al., 2007, 39). Zobrist vermutet, 
dass «der Widerspruch zwischen Hilfe und Kontrolle eher in einer seit Jahrzehnten bestehenden 
innerberuflichen Debatte als in der tatsächlichen Wahrnehmung durch die Klienten» bestehe (Zo-
brist, 2009, 4). 

Natürlich ist anzuerkennen, dass das Konstrukt «Freiwilligkeit» tatsächlich problematisch ist, da 
es wohl kaum einen Hilfe suchenden Menschen gibt, der – egal in welchem Setting – völlig ohne 
Druck Hilfe sucht. Insofern sollte auf dieses Konstrukt verzichtet werden. Dies ist allerdings nicht 
der entscheidende Punkt: Es geht weniger um «Freiwilligkeit» als vielmehr um «Motivation zur 
Selbstveränderung». Diese ist zunächst völlig unabhängig vorhanden (oder auch nicht), ob sich 
jemand in einem Zwangskontext befindet oder nicht (Kähler, 2005). Dass es tatsächlich einen 
Unterschied zwischen einer veränderungsbereiten Haltung und einer nicht veränderungsbereiten 
Haltung einer Klientin/eines Klienten gibt, ist sowohl für die praktische Arbeit als auch für die 
berufspolitische Diskussion kein theoretisches Konstrukt, sondern reale Notwendigkeit, die sich in 
der empirischen «What works»-Forschung wiederfindet. Dies zeigen viele einschlägige Erfahrun-
gen (Dahle, 1998; Trotter, 2001; Brugger/Holzbauer, 1998; Conen, 2007). Sie zeigen auch, dass 
der Zwangskontext hilfreich sein kann, um zu positiven Veränderungen in der Motivation eines 
Menschen zu kommen. Diese gehen aber nicht ohne ein Mindestmass an Kooperation (Pleyer 
1996). Es ist kaum zu bestreiten, dass «Interventionen, die nicht auf die vom Klienten erreichba-
ren oder gemeinsam vereinbarten Ziele, sondern auf die Ziele der Sozialarbeitenden hinarbeiten, 
(…) keine Erfolgschancen zu haben» scheinen (Trotter, 2001, 151). 

Die Vorteile der Unterscheidung zwischen Hilfe und Kontrolle liegen demnach sowohl theoretisch 
wie praktisch auf der Hand: «Selbstgesetzte Ziele initiieren einen höheren Anstrengungsaufwand 
zur Zielerreichung, eine höhere Persistenz bei Zielblockaden und einen höheren Enderfolg. (…) Die 
Selbstverpflichtung zu einem Ziel führt darüber hinaus offenbar zu einer flexibleren ‹Ziele-Verwal-
tung›, so etwa der Fähigkeit, unerreichbare Ziele aufzugeben.» (Körkel/Schindler, 1999, 174). 

Eine Vermischung von Hilfe und Kontrolle ist also letztlich keine Vereinfachung der Prozesse, son-
dern vielmehr eine unzulässige Simplifizierung in zwei Richtungen: Es ist eine Simplifizierung der 
komplexen Zusammenhänge zu glauben, man sei nur Hilfeleistende/r (vielleicht, weil man einen 
helfenden Beruf gewählt hat). Diese Vereinfachung hat Kähler im Auge, wenn er feststellt: «Es 
gibt Hinweise darauf, dass es für Fachkräfte schmeichelhaft ist, wenn Personen von sich aus um 
Hilfe bitten [...] – dieses Gefühl des Gebraucht-Werdens fällt in Zwangskontexten weg.» (Kähler, 
2005, 76). Mag sein, dass die Differenzierung von helfenden und kontrollierenden Prozessen und 
die Notwendigkeit, sich diesbezüglich zu disziplinieren, für Fachkräfte tatsächlich schwer zu ver-
stehen und noch schwerer zu verwirklichen sind. Jedenfalls geht aus einer Untersuchung von Käh-
ler hervor, dass die Fachpersonen «insbesondere die Kontrollfunktionen offen oder verdeckt 
ab[lehnen] und dazu beitragen, dass die Arbeit mit dieser Klientel oftmals scheitert» (Kähler 
2005, 74). Es ist gleichwohl eine Scheinlösung zu glauben, man könne den gesellschaftlichen 
Auftrag ignorieren (Klug 2005).

Die andere, quasi entgegengesetzte Simplifizierung will Kontrolle zur eigentlichen Hilfe machen 
oder hält Hilfeprozesse in Zwangskontexten generell nicht für möglich. Fatal wird das Missver-
ständnis, wenn es nicht nur sprachlicher Natur ist. Für Pantucek beispielsweise ist diese scheinbar 
nur begriffliche Unklarheit Teil einer Entwicklung in der Sozialen Arbeit, die er so beschreibt: 
«Dabei ist zu beobachten, dass unmerklich die Frage, wie unter aussengesetzten Bedingungen 
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des Zwangs Hilfe stattfinden könnte, aus dem Zentrum des Interesses rückt. In der Sozialarbeit 
selbst scheint eine schleichende Renaissance von Modellen autoritärer Fürsorge stattzufinden, 
und soziale Institutionen konstruieren wieder ungeniert Kontexte des Zwangs.» (Pantucek, 2001).
Dies ist eine ebenso richtige wie für unsere Überlegungen entscheidende Aussage: Wenn es den 
Fachkräften nicht gelingt, deutlich zu machen, was «Hilfe» in einem Zwangskontext ist (also ein 
Angebot, das auch abgelehnt werden kann), und von dem abzugrenzen, was zwingende Anforde-
rungen und was nicht verlangte (aber empfohlene) Massnahmen sind. Wenn Fachkräfte also 
vielmehr so tun, als sei selbst die Inanspruchnahme von Hilfe zur Veränderung noch Pflicht, dann 
nehmen sie den Betroffenen den letzten Rest ihrer Autonomie: nämlich zu entscheiden, wer ih-
nen wie helfen kann und wer es trotz guter Absichten nicht kann. Sie werden damit Opfer «auto-
ritärer Fürsorge» im helfenden Gewand. Die entsprechende Antwort der Klientel sind Scheinan-
passungen, das Vergessen von Terminen, das Hinhalten, das Platzenlassen von Hilfeplänen … 
kurz: die Phänomene, die Beratende gerne mit «Widerstand» zu bezeichnen pflegen und deren 
Urheberschaft sie zum Teil selbst sind. Das Ergebnis unklar geführter Prozesse und das «Verquir-
len» von Hilfe und Kontrolle in einem Prozess ist dann das, was in vielen Supervisionsstunden 
besprochen wird: Scheinanpassungen der Klientin/des Klienten auf der einen Seite und Frustra-
tion, dass nichts vorwärtsgeht auf der anderen Seite. Statt aber der Tatsache ins Auge zu schauen, 
dass auf beiden Seiten das Spiel «so tun, als ob Hilfe gewünscht wird» gespielt wird, rettet man 
sich lieber in die Feststellung, dass es dem Menschen wohl noch nicht schlecht genug gehe und 
er erst richtig «leiden» müsse. Letzten Endes bedeutet dies für ihn, dass er nicht nur Kontrolle 
über sich ergehen lassen muss (was gesellschaftlich legitim erscheint), sondern auch noch so tun 
muss, als würde er sich helfen lassen. Diese Vorgehensweise von Praktikerinnen und Praktikern 
nennt Gumpinger mit vollem Recht einen Akt der «Zwangsbeglückung» (Gumpinger, 2001, 11). 

Nur in der klaren Trennung von Hilfe und Kontrolle lässt sich das Machtgefälle wenn nicht nivel-
lieren, so doch transparent gestalten. Zudem zeigen die Erfahrungen der englischen Bewährungs-
hilfe, die ihre Klientinnen und Klienten allein nach dem Kriterium der Risikoorientierung in Pro-
gramme vermitteln (und eben nicht die Motivationslage berücksichtigen), dass die spezifischen 
Lebensumstände (Fachkräfte der Motivationstheorie würden dies wohl «motivationale Kon-
texte» nennen) bei der Entscheidung für das weitere Vorgehen einzubeziehen sind, will man nicht 
vermehrt «Drop-outs» produzieren (Robinson, 2003, 123). Deshalb müssen die Programme, die 
zur Akkreditierung anstehen, nachweisen, wie sie das Motivationsproblem angehen wollen (Lip-
ton et al., 2000).

Um verständlichen, aber ungenügenden Haltungen einer mangelnden Differenzierung zwischen 
dem vom Klientel und/oder von der/dem Sozialarbeitenden Gewollten zu entgehen, ist deshalb 
eine genaue Rollenklärung und Klarheit des Auftrages unumgänglich: Wird die Hilfe von den Kli-
entinnen und Klienten wirklich gewollt? Was wird von ihnen als Mindestleistung erwartet? Wollen 
sie an ihren Problemen arbeiten (an welchen)? Sehr zu Recht betonen Wagner und Russinger:
«Ziel [der Auftragsklärung] ist eine möglichst saubere Unterscheidung zwischen 
– dem Auftrag, den eine Klientin einem Helfer oder Therapeuten erteilt
– den Aufträgen, die von Dritten, wie Partnern, Überweisern usw. gegeben werden 
–  den Ordnungs- und Kontrollaufträgen, die öffentliche Institutionen an ihre Mitarbeitenden wei-

tergeben.» (Wagner/Russinger, 2002, 140). 
Dies ist nichts anderes als die Unterscheidung zwischen Hilfe und Kontrolle. 
Für jene Bereiche, in denen ein Ziel aus gesellschaftlichen Gründen notwendig, aber von einer 
Klientin/einem Klienten nicht gewollt ist (beispielsweise Suchtmittelabstinenz), gilt es, auf ein 
gemeinsam definiertes Ziel zur Problemlösung hinzuarbeiten. Dabei ist wiederum zu beachten, 
nicht in die begriffliche und fachliche Falle zu tappen und alles, was sozialarbeiterisch unternom-
men wird, als «Hilfe» zu deklarieren (und was letztlich dann doch nur «autoritäre Fürsorge» ist, 
wie es Pantucek, 2001 nennt). Deshalb nennen wir den Vorgang der Erarbeitung einer Verände-
rungsmotivation für Bereiche, die verändert werden müssen, die aber von der/dem Betroffenen 
(noch) nicht als veränderungsbedürftig angesehen werden, in Anschluss an Pantucek (2001) Un-
terstützungs- oder Motivationsprozesse. Damit rückt das Thema «Motivation» als ein dritter Pro-
zess in das Zentrum sozialarbeiterischer Methodik («help retain and sustain motivation» bezeich-
net McGuire 2003, 112, als eine der wichtigsten Aufgaben der Therapeutin/des Therapeuten). 
Deshalb soll im Folgenden speziell auf die Frage der Motivationsarbeit eingegangen werden. 
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3. Motivation – wozu und wie?

3.1 Motivation – wozu?
Statt mit Mitteln der Kontrolle erzwingen zu wollen, dass sich ein Mensch helfen lassen will, gilt 
es in Zwangskontexten den Blick auf ein Drittes zu lenken: die Notwendigkeit, motivationsför-
dernd zu wirken. Wenn wir über «Motivation» sprechen, meinen wir die Phänomene, mit denen 
«wir das beschreiben, was einem Menschen die Energie zu seinem Tun verleiht und was die Aus-
richtung seiner Tätigkeit bestimmt. Motivation wird manchmal auch mit dem Motor und dem 
Lenkrad eines Automobils verglichen» (Gage/Berliner, 1996, 334). Mit einer so umfassenden The-
orie von «Motivation» ist eines klar: Unmotivierte Menschen gibt es prinzipiell nicht, denn zumin-
dest im physiologischen Bereich hat nahezu jeder Mensch ein «Motiv» (Maslow, 1954), auch 
wenn die Motivationslage vielleicht nicht so ist, wie sie sich die Beratungsfachkraft vorstellt.
Motivation bedeutet in Zwangskontexten – beispielsweise für Straftäterinnen und Straftäter – 
das Ausmass, in dem sie einen authentischen Antrieb aufweisen, sich in konstruktiver, risikomin-
dernder Art und Weise zu verändern (vgl. Urbaniok, 2007, 523).
Folgende Fragestellungen mögen hilfreich sein, um die Bereiche abzugrenzen, für die Motivati-
onsprozesse methodisch notwendig sind:
–  Was ist im Kontakt zur Klientin/zum Klienten unstrittig, was möchte sie/er selbst verändern, wozu 

erteilt sie/er selbst einen Auftrag? Diese Inhalte sind unter «Hilfeprozessen» zu subsumieren.
–  Wo müssen Kontrollvorgänge stattfinden, um Risiken einzugrenzen? Was muss überwacht wer-

den (beispielsweise Risikofaktoren)?
–  Welche Faktoren müssen sich – unabhängig vom Willen der Klientin/des Klienten – verändern, 

um gesellschaftlich nicht akzeptierte Zustände (beispielsweise Kindeswohlgefährdung) zu ver-
ändern? Für diese Faktoren (und nur diese) muss die/der Sozialarbeitende an der Motivation 
des Gegenübers arbeiten. Das heisst ihm helfen, die Veränderung als für ihn bedeutend anzu-
sehen.

3.2 Motivation – wie? Erkenntnisse der Motivationsforschung
In ein paar Thesen sollen einige Erkenntnisse der Motivationsforschung zusammengetragen werden.

1. These: Motivation ist ein komplexes Geschehen
«Motivation» ist keine vorhandene oder nicht vorhandene Eigenschaft des Menschen, sondern 
ein komplexes Geschehen, das zu verschiedenen Zeitpunkten unterschiedlich ausgeprägt ist.
 
Mit einem systemischen Verständnis wird diese These sehr schnell plausibel. Wenn wir von der 
«Autopoiesis» sozialer Systeme ausgehen, können wir ohne Weiteres daraus folgern, dass Men-
schen nicht von aussen determinierbar sind. Tilly Miller schreibt dazu: «Zwischen Sozialarbeiten-
den und Adressaten lässt sich häufig beobachten, dass Adressaten trotz Inanspruchnahme profes-
sioneller Beratung, Aufklärung und Intervention an ihrer Situation nichts Grundlegendes ändern. 
Sozialarbeiterinnen in Frauenhäusern sind häufig frustriert, wenn sie mitansehen müssen, dass 
Frauen in Gewaltsituationen zurückkehren. Autopoietisch erklärt, verarbeiten die Betroffenen die 
Intervention und die damit verbundenen Informationen von aussen nach eigenen Bewusstseins-
logiken, die diametral zu denen der Sozialarbeiterinnen liegen können.» (Miller, 1999, 53).

Da die Entstehung von Motivation komplexer Natur ist und sehr von der Verarbeitung situativer 
Faktoren durch die Klientin/den Klienten abhängt, ist es in der Tat verfehlt, von Motivation als 
einer quasi fixen Eigenschaft zu sprechen. Vielmehr ist Veränderungsmotivation immer dyna-
misch und prinzipiell gestaltbar (Kähler, 2005).

Die letzte These bedarf allerdings einer Differenzierung, und dies führt zur zweiten These:

2. These: Motivation lässt sich nicht «erzeugen»
Motivation ist etwas, was sich nicht «machen» lässt. Es lassen sich aber «Kontexte» verändern, 
durch die der Mensch zur Selbstveränderung angeregt wird. 

Veränderungsprozesse sind so komplex, dass sich keine klare Ursache-Wirkungs-Relation herstel-
len lässt. Sie sind ein «Produkt» von Person und Situation (Heckhausen/Heckhausen, 2006). Die 
Motivation «hängt von situativen Anreizen, persönlichen Präferenzen und deren Wechselwirkung 
ab. Die resultierende Motivationstendenz ist zusammengesetzt aus den verschiedenen, nach 
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dem persönlichen Motivprofil gewichteten Anreizen der Tätigkeit, des Handlungsergebnisses und 
sowohl von internen, die Selbstbewertung betreffenden, als auch von externen Folgen.» (Heck-
hausen/Heckhausen, 2006, 6). So weiss jede/r in der Praxis Tätige, wie schwierig die Prozesse zu 
gestalten und zu kalkulieren sind, die zu einer intrinsischen Motivation führen sollen. Insbeson-
dere deshalb, weil äussere Umstände nicht entsprechend zu kontrollieren sind. In umfangreichen 
Untersuchungen bei Klientinnen und Klienten der britischen Bewährungshilfe zeigte sich, dass 
deren Motivation ganz wesentlich auch von äusseren Kontextbedingungen abhängt. Methodi-
sche Intervention der/des Sozialarbeitenden ist in diesem Sinne nur ein einziger Kontext unter 
vielen (Farall, 2002). 
Intrinsische Motivation einer Person kann ihren Ausgang in vielerlei Wertungen ihrer Situation 
nehmen:
–  in ihrem Wunsch, negative Konsequenzen zu vermeiden (beispielsweise Tod, Verletzungen),
–  in ihrer Einsicht, mit legalen Mitteln insgesamt bessere Ergebnisse zu erzielen als mit illegalen,
–  im Wunsch nach einem ruhigeren Leben,
–  in der Suche nach einer stabilen Beziehung.

Diese These erschliesst sich sofort, wenn man Soziale Arbeit im ökosozialen Zusammenhang 
(«person in environment») sieht: Der Wunsch nach Veränderung hat mit einer eigenen und für 
jeden Menschen eigentümlichen kognitiven und affektiven Verarbeitung von Umweltinformatio-
nen zu tun. Der Wunsch nach Veränderung ist direkte Folge der Auseinandersetzung des Men-
schen mit seiner Umwelt. In der Bewertung von Umweltinformationen schafft sich eine Person 
ihre «Nische». Sie findet darin, wie Kleve (2002) es ausdrückt, Sinn. Wie jedoch Umweltfaktoren 
bewertet werden, kann die/der Beratende zwar beobachten, einen direkten Zugriff darauf gibt es 
aber nicht. Die kognitiven und affektiven (Selbst-)Einschätzungen der Lage der Klientin/des Kli-
enten kann von aussen zumindest nicht linear und direktiv beeinflusst werden. Allerdings eröff-
net sich den Beratenden die Möglichkeit von «Kontextveränderungen», durch die das Gegenüber 
eine Neubewertung vornehmen und damit zur Selbstveränderung angeregt werden kann. Kon-
textveränderungen können unter anderem durch folgende Faktoren herbeigeführt werden:
–  die helfende Organisation der/des Beratenden,
–  die Erschliessung des Hilfesystems, das die Klientel umgibt,
–  die Person der/des Beratenden selbst.

Ökosozial gesehen gehört zum Lebenskontext des Menschen selbstverständlich viel mehr als das 
formelle Hilfesystem. Weitere wichtige Faktoren sind: die Familie, Arbeits- und Freizeitmöglichkei-
ten, die Wohnumgebung und vieles mehr. Faktoren also, die gegebenenfalls von der Klientin/dem 
Klienten wesentlich stärker bewertet werden als von denjenigen, die Hilfe leisten (Germain/Git-
terman, 1999). Zu diesen beeinflussenden «Kontexten» gehören auch das Arbeitsbündnis, die 
Beziehung und die Art der Interaktion der/des Sozialarbeitenden mit der Klientin/dem Klienten. 
Andere Mittel der «Kontextveränderungen» sind: konkrete Lösung von anstehenden Problemen, 
Ressourcenvermittlung, Konfrontation mit den Lebenszielen der Klientin/des Klienten und damit 
deren/dessen steigende Unzufriedenheit mit den negativen Konsequenzen (Arbeit mit dem Lei-
densdruck).

Die dritte These bezieht die Erkenntnisse zur Unterscheidung der Motivationsquellen:

3. These: Abhängig vom Motivationshintergrund wird zwischen extrinsischer und intrinsi-
scher Motivation unterschieden
«Intrinsische Motivation wird üblicherweise definiert als der Wunsch oder die Absicht, eine be-
stimmte Lernhandlung durchzuführen, weil die Handlung selbst als interessant, spannend oder 
wie auch immer zufriedenstellend erscheint.» (Schiefele/Streblow, 2005, 40) 

Der Antrieb eine Handlung auszuführen, liegt demnach in der Person selbst. Sie sieht ein, dass 
eine Veränderung unter Abwägung von Kosten und Nutzen für sie besser ist, als in einer unverän-
derten Position zu verharren. Das Leben ohne Suchtmittel, das legal verdiente Geld oder die Zu-
kunft ohne den prügelnden Partner versprechen eine bessere Lebensqualität als der Zustand mit 
Suchtmittel, illegal erworbenem Gut oder an der Seite eines gewalttätigen Ehemannes. Hinge-
gen ist eine extrinsische Motivation «Wunsch beziehungsweise Absicht (…), eine Handlung 
durchzuführen, um damit positive Folgen herbeizuführen oder negative Folgen zu vermeiden. 
Diese Folgen haben per se nichts mit der Handlung und ihrem Gegenstand zu tun.» (ebd., 41). Um 
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Strafe zu vermeiden, passt sich der Straftäter den Regeln an, ohne die Regeln selbst als sinnvoll 
anzuerkennen. Um dem Gefängnis zu entkommen, verspricht der Drogenabhängige einen Thera-
piewillen, den er nicht unbedingt hat. Ein Mitarbeiter auf einem Ein-Euro-Job setzt sich der unge-
liebten Arbeit aus, damit er die Grundsicherung bekommt, in Wahrheit ist ihm die Arbeit zuwider.

Selbstverständlich kann intrinsische Motivation verschwinden, und extrinsische Motivation kann 
sich in intrinsische verwandeln. Menschen können (und tun dies nicht selten insbesondere dann, 
wenn sie eine förderliche soziale Umgebung dabei unterstützt) auf äusseren Druck ihre innere 
Einstellung verändern. Es kann aber auch sein, dass die extrinsisch motivierte Handlung nur so 
lange ausgeführt wird, wie der äussere Druck anhält. Dieses Phänomen hat sehr viel mit Selbst-
bestimmung und dem Wunsch des Menschen nach Autonomie zu tun. Je mehr der Mensch Wahl-
freiheit erfährt, desto grösser ist die Chance, dass er die Handlung als seine eigene konstruiert 
(Bles, 2002, 239 ff). Eine weitere notwendige Bedingung für die Überführung von extrinsischer in 
intrinsische Motivation ist die Hoffnung eines Menschen, die gewünschte Veränderung auch tat-
sächlich zu schaffen (Deci/Ryan, 1993). Diese Hoffnung wird durch die Erfahrung der Selbstwirk-
samkeit genährt – oder eben nicht (Bandura, 1997).

Die letzte These setzt sich mit der Entwicklung von Motivationsprozessen auseinander. 

4. These: Motivationsprozesse verlaufen in Stufen
Motivationsprozesse verlaufen in Stufen, die ein differenziertes Vorgehen, je nach dem erreichten 
Stadium, angeraten sein lassen.

Das von Prochaska und DiClemente entwickelte transtheoretische Modell der Verhaltensände-
rung (TTM) geht davon aus, dass die Motivation zur Verhaltensänderung ein Prozess ist, «der sich 
durch das aktive zeitliche Durchlaufen unterschiedlicher, aufeinander aufbauender Stufen (‹sta-
ges of change›) beschreiben lässt» (Keller et al., 1999, 17). Die Stufen werden von Prochaska und 
Norcross (2001) wie folgt beschrieben:
a.  Absichtslosigkeit (precontemplation): Keine Intention, das problematische Verhalten in den 

nächsten sechs Monaten zu verändern. Klientinnen/Klienten befinden sich in einer Abwehrhal-
tung gegenüber dem Veränderungsvorschlag ihrer Beraterin/ihres Beraters. Eine typische Aus-
sage ist: «I don’t have any problems that need changing.» (Prochaska/Norcross, 2001, 443).

b.  Absichtsbildung (contemplation): Es findet eine bewusste Auseinandersetzung der Betroffe-
nen mit ihrem Risikoverhalten statt, allerdings fällt keine Entscheidung zur Verhaltensände-
rung. Das vorherrschende Gefühl ist die Ambivalenz, die sich in «Ja, aber»-Sätzen ausdrückt 
(beispielsweise «Ich würde ja gerne, aber …»).

c.  Vorbereitung (preparation): Mit der festen Absicht, in den nächsten 30 Tagen das Verhalten zu 
verändern, werden erste Schritte unternommen (Prochaska und Norcross, 2001, 443, nennen 
dies «baby-steps»).

d.  Handlungsstufe (action): Das Zielverhalten wird seit weniger als sechs Monaten gezeigt, die/
der Betroffene findet die Arbeit an der Verhaltensänderung anstrengend, gleichzeitig ist sie/er 
keineswegs davor gefeit, rückfällig zu werden.

e.  Aufrechterhaltung (maintenance): Das Zielverhalten wird seit sechs Monaten beibehalten. 
Die Zuversicht steigt, dass es erfolgreich sein könnte. 

f.  Stabilisation (termination): Es ist keine situative Versuchung mehr vorhanden, die Rückfallge-
fahr ist nicht mehr gegeben.

Es ist selbstverständlich möglich – und beispielsweise bei Abhängigkeitserkrankungen eher die 
Regel –, dass die Stufen mehrfach durchlaufen werden müssen. Dabei wird die Wahrscheinlich-
keit einer dauerhaften Stabilisierung des Zielverhaltens mit jedem Durchlauf der Stufen grösser 
(Keller et al., 1999).

4. Folgerungen für das methodische Arbeiten in Zwangskontexten

4.1 Voraussetzungen für gelingende Arbeitsprozesse
a.  Grundvoraussetzung für alle weiteren Überlegungen ist eine strukturierte Vorgehensweise in 

der Arbeit mit Klienten in Zwangskontexten. Unstrukturiertes, allein auf Intuition beruhendes 
Handeln, und reaktives Abwarten auf das, was der Auftraggeber (Klient/Klientin oder Justiz) 
als Auftrag formuliert, ist empirisch gesehen unwirksam (Andrews 1995). Beispielsweise hat 
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die empirische Aufarbeitung der Arbeit mit Hochrisikotätern gezeigt, dass die Intensität von 
Hilfe und Kontrolle erheblich höher sein muss als die mit Tätern mit geringerem Risiko. Ist das 
Handeln nicht mehr an Wirksamkeitsprinzipien ausgerichtet – die nicht an Standards orien-
tierte Praxis tendiert dazu, alle Klientinnen und Klienten in Bezug auf die Intensität der Be-
handlung in einem imaginären «Mittelfeld» der Intensität zu verorten (Lowenkamp et al., 
2006) – kann es in Bezug auf Rückfallverhinderung nicht mehr für sich in Anspruch nehmen, 
wirksam zu sein. Hier bietet sich der Rahmen des Zwangskontextes an: Er gibt eine Struktur 
vor, in welcher der Täter lernen kann, seine Werthaltungen und Verhaltensweisen zu verän-
dern.

b.  Ein nicht durch Hilfe, Kontrolle und Unterstützung zu unterscheidender Arbeitsprozess läuft 
Gefahr, wesentliche Voraussetzungen einer Veränderung eines Menschen zu übergehen: 
Sozial arbeiterische Interventionen müssen sich dem jeweiligen Stadium der Motivation des 
jeweiligen Menschen anpassen. Zudem ist die Klarheit der Prozesse die Grundvoraussetzung, 
ihm mit Transparenz und Rollenklarheit gegenüberzutreten (Germain/Gitterman, 1999, 119; 
Trotter, 2001).

c.   Unverzichtbar ist bei einem personenbezogenen Verständnis gerade im Zwangskontext  
–  die Logik des Hilfeprozesses im Auge zu behalten, die das Selbstbestimmungsrecht der Klien-

tin/des Klienten unbedingt zu wahren hat (das beispielsweise darin besteht, zum Hilfeprozess 
«Nein» sagen zu können, ohne dass ihr/ihm daraus Nachteile erwachsen).

–  mit einem am Grundsatz des «Empowerment» orientierten Hilfeverständnis zu operieren.
–  das konkrete Lebensmanagement der Klientin/des Klienten zum zentralen Fokus zu machen. 
–  systematisch die Umweltressourcen einzubeziehen, ohne die Klientin/den Klienten im Hilfe-

system alleine zu lassen.
–  die verschiedenen Hilfen zu koordinieren.
–  den Hilfeprozess von Anfang bis zum Ende zu begleiten.
–  dies alles in eine bestimmte Logik des Gesamtprozesses zu bringen.
–  den Gesamtprozess zu dokumentieren und zu evaluieren (Klug, 2003).

d.  Kontrollhandlungen sind unverzichtbar im Sinne des Schutzes der Öffentlichkeit, aber auch als 
ein möglicher Kontext zur Förderung intrinsischer Motivation. Dabei ist zu beachten, dass die 
«wichtigste Legitimationsbasis der Einschränkung von Klientenautonomie (…) die Aussicht 
auf ihre Wiederherstellung [ist]» (Gumpinger, 2001, 17 f).

e.  In Zwangskontexte geraten Personen, weil sie es müssen. Das heisst, ihre Veränderungsmoti-
vation ist häufig eher gering. Wenn die Einschätzung, dass Motivation zum «Kerngeschäft» in 
Zwangskontexten gehört richtig ist, muss sich sozialarbeiterische «Interventionslehre» mit mo-
tivationalen Fragestellungen befassen. Weder Forschung noch Lehre noch Praxis dürfen diese 
Fragen sich selbst überlassen.

4.2 Veränderungsmotivation erkennen und Motivationsprozesse initiieren
Das, was gemeinhin «Motivationsarbeit» genannt wird, kann in verschiedenen aufeinander auf-
bauenden Schritten methodisch ausdifferenziert werden.

(1) Der erste Schritt ist eine klare Motivationsdiagnostik. Als Modell bietet sich das dargestellte 
Stufenmodell von Prochaska/Norcross (2001) an. Es geht dabei darum, darüber zu entscheiden, 
welche Veränderungsmotivation bezüglich des zu verändernden (beispielsweise kriminogenen) 
Faktors besteht. Hilfreiche Fragen dabei könnten sein:
–  Wie äussert sich die/der Betroffene bezüglich ihres/seines momentanen Problemverhaltens und 

einer möglichen Veränderung?

4.
Monitoring der Veränderung

3.
Motivationsfördernde Mass nahmen

1.
Motivationsdiagnostik Analyse der 
Kontextfaktoren

2.
Interventionsplanung
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–  Welche Vor- und Nachteile sieht die Person bezüglich ihres momentanen Verhaltens und einer 
möglichen Veränderung?

–  Besteht die Absicht, ein Verhalten zu ändern? Wenn ja, in welchem Zeitraum?
–  Werden oder wurden bereits Bemühungen sichtbar, das Verhalten zu ändern?
–  Hat die Klientin/der Klient bereits konkrete Ziele und Vorstellungen bezüglich einer Änderung?

Wie ebenfalls beschrieben, sind die Kontextfaktoren entscheidend für die Einschätzung des Mo-
tivationsstatus. Wenn wir beispielsweise wissen, dass ein kriminogenes Umfeld zu den wichtigs-
ten und aussagekräftigsten Prädiktoren für einen kriminellen Rückfall gehört (Andrews/Bonta, 
2006), dann ist die Entscheidung einer Klientin/eines Klienten, in ihr/sein früheres Umfeld zurück-
zukehren, ein deutlicher Hinweis auf eine mangelnde Motivation zur Veränderung.

Hilfreiche Fragen zur Einschätzung des Kontextes könnten sein:
–  Gibt es Faktoren der Person und der Umwelt, die eine Veränderung erschweren?
–  Wo sind Ressourcen, die eine Veränderung begünstigen könnten?
–  Welchen Gewinn könnte das momentane Problemverhalten für die Klientin/den Klienten haben?

(2) Für die Veränderung der Motivation ist entscheidend, dass die gewählten Interventionen der 
jeweiligen Motivationsstufe angemessen sein müssen (Miller/Rollnick, 2004). Das heisst, dass 
eine Klientin/ein Klient auf der Stufe der Absichtslosigkeit eine Intervention erhalten muss, die 
auch dieser Stufe entspricht. Empirische Untersuchungen haben gezeigt, dass Behandlungen – 
mögen sie noch so aufwändig sein – scheitern, wenn sie die Klientel nicht auf der Stufe anspre-
chen, auf der sie ist (Prochaska/Levesque, 2002). Diese Interventionen müssen sorgfältig geplant 
werden. Zu planen ist, ob beispielsweise eher bei Kontextfaktoren oder bei der Person angesetzt 
werden soll (oder bei beidem). 

In der personenbezogenen Motivationsstrategie sind dabei unter anderem folgende Strategien 
möglich: 
a)  In der Phase der Absichtslosigkeit sind eher Strategien zu verfolgen, die den Menschen in sei-

ner Gewissheit irritieren, dass er nichts verändern müsse. Dies kann geschehen, indem bei-
spielsweise eine positive Vision des Lebens entwickelt oder der derzeitige Zustand problemati-
siert wird. Bisweilen sind auch Informationen über mögliche Folgen zu vermitteln. 

b)  In der Phase der Absichtsbildung stellt sich das Problem anders dar: Die Ambivalenz zwischen 
dem Abwägen von Zielen und der tatsächlichen Realisierung (Heckhausen, 1987 nennt es den 
«Rubikon») muss in Richtung Intentionsrealisierung überwunden werden. Möglicherweise 
geht es bei der Überwindung des «Rubikons» nicht mehr um Bewertung eines Zustandes (bei-
spielsweise des eigenen Verhaltens), sondern um mangelnde Selbstwirksamkeitserwartung: 
Man möchte sich gerne verändern, traut es sich aber nicht zu (Bandura, 1997). Schritte zu ei-
ner Steigerung der Einschätzung der eigenen Handlungskompetenz könnten sein:
1. Rollenvorbilder etablieren (beispielsweise Sozialarbeitende)
2. Selbstvertrauen durch Planung und Durchführung kleiner Schritte
3. Positives Feedback (kontingente Verstärkung)
4.  Konkrete Umweltgestaltung als Kontextveränderung (beispielsweise Beseitigung von moti-

vationsverhindernden Einflüssen)

(3) Die Durchführung der Massnahmen sollte immer von einer komplementären Beziehungsge-
staltung begleitet werden, die die Beziehungsstruktur und die daraus abgeleiteten Beziehungs-
wünsche der Klientin/des Klienten ernst nimmt (Grawe, 1992; Caspar, 1996). Es muss ständig der 
Versuch unternommen werden, zu einer «Aktivierung der eigenen Stärken des Klienten» und um 
«Stärkung, Förderung und Verbindung vor allem der informellen Netzwerkressourcen» zu kom-
men (Gehrmann/Müller, 2002, 16).

(4) Schliesslich sind die Ergebnisse der Motivationsarbeit zu beobachten (Monitoring). Gegebe-
nenfalls sind neue Massnahmen zu implementieren.

4.3 Hilfe durchführen
Wenn sich die Bereitschaft der Klientin/des Klienten zeigt, das eigene Lebensmanagement zu 
verändern, kann zum Hilfeplan übergegangen werden. Im Hilfeplan werden die gemeinsam erar-
beiteten Ziele und die notwendigen Ressourcen festgehalten. Dabei ist es von entscheidender 
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Bedeutung, dass der Planung ein Verständigungs- und Aushandlungsprozess zwischen Klientin/
Klient, Sozialarbeitender/m und weiteren, für den Hilfeprozess wichtigen Personen zugrunde liegt 
(Klug, 2003).

Hilfeleistungen finden dann statt, wenn die Klientin/der Klient sie will. Das bedeutet, die Motiva-
tionsfrage sollte in dieser Phase zumindest vorläufig geklärt sein. Die Klientin/der Klient will Ver-
änderung – und doch kann es gerade hier zu einem erneuten Motivationsproblem kommen: Man 
will etwas verändern und kann es nicht. Folgen dieser Frustration sind häufig: Scham, Rückzug, 
versäumte Termine, nicht gehaltene Vereinbarungen. Diese Symptomatik, so ähnlich sie den Ver-
haltensweisen der Stufe der Absichtslosigkeit erscheinen, ist nun anders zu erklären. Die Verhal-
tensweisen von Klientinnen und Klienten, die ihren Part des Hilfeplanes nicht einhalten, können 
nun anders als moralisch interpretiert werden: Wenn die Grundmotivation zur Veränderung vor-
handen ist, trotzdem aber Probleme mit den vereinbarten Schritten zu erkennen sind, ist mögli-
cherweise der Schritt zu gross, und die Schritte müssen angepasst werden.

In diesem Zusammenhang wird häufig von Praktikerinnen und Praktikern beklagt, ihre Klientin-
nen/Klienten seien nicht geeignet für ein Hilfeplanverfahren. Abgesehen von dem noch zu erbrin-
genden empirischen Beleg für diese Behauptung stellt sich die Frage, was die Alternative zum 
Hilfeplanverfahren ist. Eine Hilfeplanung stellt die strategische Dimension eines Hilfeprozesses 
dar: Die Erarbeitung einer langfristigen Perspektive, die vielen Betroffenen fehlt. Sozialarbei-
tende, die auf Hilfeplanung verzichten, lassen sich wie ihre Klientel von Krise zu Krise treiben und 
sind so in kurzer Zeit im «System» der Klientel gefangen. Letztlich bleibt so die Hilfe immer vor-
läufig und symptomorientiert, sie ist permanent nötig – also genau das, was Soziale Arbeit nicht 
will. Der Hilfeplan mag schwierig sein, aber aus motivationalen und prozessorientierten Gesichts-
punkten ist er ohne Alternative.

4.4 Kontrolle gestalten
Konstitutiv zur Sozialen Arbeit gehört das Eingriffshandeln, dessen Ursprung nicht der Wunsch der 
Klientin/des Klienten ist, sondern der Auftrag der Gesellschaft zum Schutz öffentlicher Güter. So ist 
beispielsweise das staatliche Wächteramt zum Schutz von Kindern in der Hand Sozialer Arbeit. «Die 
Fachkraft handelt gegen den Willen des/der Betroffenen (beispielsweise Herausnahme eines Kindes 
ohne Zustimmung der Sorgeberechtigten, Veranlassung einer Sorgerechtsentscheidung durch das Fa-
miliengericht gegen den Willen der Eltern oder Einweisung in eine psychiatrische Klinik)» (Ehrhardt, 
2010, 60). Diese zweifellos schwere Verantwortung setzt in erhöhtem Masse Fachlichkeit voraus, die 
allein Eingriffe rechtfertigt. Müller stellt Eingriffshandeln unter klare Regeln: Der Eingriff muss verhält-
nismässig sein, darf das Potenzial zur Selbstbestimmung nicht zerstören und muss darauf ausgerichtet 
sein, Gefahren für Schutzbefohlene (Kinder, potenzielle Opfer) zu minimieren (Müller, 2008, 144 ff).

Dies setzt voraus, dass die Kontrollvorgänge ebenso wie Hilfevorgänge methodisch gestaltet 
sind. Das Ausblenden des Kontrollaspektes erscheint nicht nur unprofessionell, sondern ent-
spricht auch nicht der der Klientin/dem Klienten zu vermittelnden Wirklichkeit: «Mit einem 
Schafspelz den darunter knurrenden, kontrollierenden und mächtigen Wolf (…) zu kaschieren, 
liefe letztlich auf eine Lüge gegenüber den Klienten hinaus. Eine Lüge ist jedoch eine denkbar 
schlechte Ausgangsbasis für die Entwicklung eines Vertrauensverhältnisses, das ohnehin zu-
nächst eher belastet ist.» (Kähler, 2005, 93). Professionelles Handeln bedeutet, Prozessschritte zu 
erarbeiten, die den Kontrollprozess strukturieren. Dazu gehören ein nachvollziehbares Risk- 
Assessment und die darauf abgestimmten Interventionen. An anderer Stelle wurde dazu bereits 
Wesentliches gesagt, es braucht hier nicht wiederholt zu werden (Klug, 2005; Klug, 2007). Als 
Grundsatz für das Kontrollhandeln gilt: Dort, wo wenig internale Kontrolle durch die Person selbst 
zu erwarten ist, weil sie beispielsweise Probleme mit Impulsen oder mangelnde Problemeinsicht 
hat, muss die externale Kontrolle umso grösser sein. Gleichzeitig kann mit der im Prozess der 
Veränderung wachsenden internalen Kontrolle der Klientin/des Klienten die externale Kontrolle 
abnehmen.

Aus der empirischen Forschung ist zudem klar, dass eine reine Kontrolle oder gar der Versuch, mit 
verschärfter Kontrolle zu Verhaltensänderungen zu kommen, wenig Erfolg versprechend ist. Turner 
und Petersilia (1992) berichten über eine Untersuchung der Auswirkungen von «Intensiv-
Supervision»-Programmen, die genau das Gegenteil dessen erreicht haben, was sie erreichen woll-
ten. Offenkundig gelingt es nicht, Kriminalität nur dadurch zu reduzieren, dass man allein die Kon-
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trolle verschärft. Stattdessen zeigen die einschlägigen Forschungsergebnisse, dass die effektivste 
Reduzierung von Kriminalität dann zu erwarten ist, wenn die «What works»-Kategorien angewandt 
und «assessment, programmes, case management and enforcement» kombiniert werden (Worall/
Hoy, 2004, 155; McGuire, 2003). Generell aber kann man wohl auch der Kontrolle die Wirksamkeit in 
Bezug auf Verhaltensveränderung nicht völlig absprechen, wie Untersuchungen aus der Arbeitsför-
derung über die Wirkung von Sanktionen belegen (siehe hierzu Göckler, 2009, 65 ff).

5. Letzten Endes: die Person des Beraters

Mit der Konstruktion von «Hilfe» wurde etwas Entscheidendes gesagt: Hilfe setzt ein Zusammenwir-
ken zweier Menschen voraus und ist damit zwingend mit der Freiheit einer/eines Hilfebedürftigen 
verbunden, sich die/den Hilfeleistenden aussuchen zu können (nicht zu verwechseln mit den Aufla-
gen, die erfüllt werden müssen). Damit rückt die Person des Helfenden wieder in den Mittepunkt des 
Geschehens, so statisch die Prozessschritte auch aussehen mögen. Hilfe- wie auch Motivationspro-
zesse sind in grossem Masse davon abhängig, wie die beteiligten Personen sie gestalten. Das be-
ginnt mit der Definition der Situation. Dahle betont, dass schon die Einschätzung der «Therapie-
motivation» kein von vornherein invariantes Merkmal einer Person ist, sondern auch davon abhängt, 
inwieweit die Klientin/der Klient seiner Therapeutin/seinem Therapeuten (und natürlich sich selber) 
eine Hilfestellung zu einer erfolgreichen Veränderung zutraut (Dahle, 1995). Wenn dem so ist, ist 
«Motivation» letztlich nie von der konkreten Interaktion zwischen der helfenden und der hilfebedürf-
tigen Person zu trennen. Sollte sich beispielsweise, wie Dahle beschreibt, eine/ein Helfende/r vor al-
lem «verbaler Strategien» bedienen, «die ein gewisses Mass an Introspektionsfähigkeit und verbaler 
Kompetenz, vor allem auch Übung in der Verbalisation emotionaler und konflikthafter Erlebnisin-
halte bedingen» (Dahle, 1995, 11), kann es passieren, dass eine/ein durchaus ursprünglich 
motivierte/r, jetzt aber frustrierte/r (weil überforderte/r) Klientin/Klient kein Zutrauen zu dieser/die-
sem Helfenden mehr fassen kann. Insofern sind klientenbezogene Zuschreibungen (wie beispiels-
weise «therapieresistent») immer auch Selbstaussagen der Helfenden. 

Schliesslich soll auf einen wesentlichen Faktor hingewiesen werden, der für die Gestaltung des Kontak-
tes im Zwangskontext hilfreich ist: die Mobilisierung von «Hoffnung». Sie kann einer reinen Konstruk-
tion von «Misserfolgsszenarien» mit der Folge von prophezeitem Scheitern und sich selbst erfüllenden 
Prophezeiungen entgegenwirken und ist insofern ein wichtiger Motivations- und Wirkfaktor für die 
Arbeit an Veränderungen (Grawe et al., 1994). Die Erkenntnis, dass Mobilisierung von Hoffnung und 
Zuversicht sich positiv auf die Veränderungsarbeit auswirkt, korreliert mit der Beobachtung, dass «in-
terventions with a spiritual component help many people in recovering from substance use problems». 
(Bennet, eds. 1998, 8). Die Zusammenhänge zwischen Religiosität (von Beratenden und/oder Klientel), 
Hoffnung auf Verbesserung der Lebenssituation und Therapieerfolg sind bei Weitem noch nicht empi-
risch ausgeleuchtet, weswegen es umso interessanter erscheint, sich ihnen in Zukunft zu widmen.
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Motivation zur Verhaltensänderung 
erwecken und zielführend umsetzen 

Der Begriff Motivation kommt vom lateinischen Wort «movere» und bedeutet «bewegen». Dieses 
Bewegen und Vorwärtskommen kann jedoch auch ins Stocken geraten – was gerade bei Pflicht-
klientinnen und -klienten nicht selten der Fall sein dürfte. Im Folgenden werden zwei praxisnahe 
Ansätze vorgestellt, die helfen, Veränderungsmotivation im Zwangskontext zu wecken, fördern 
und schlussendlich auch in die Tat umzusetzen. 

Bausteine einer motivierenden Zusammenarbeit: 
Die Befriedigung dreier psychologischer Basisbedürfnisse

Damit in einer gegebenen Situation eine Motivation entsteht, müssen personen- und situations-
bezogene Faktoren aufeinandertreffen (siehe beispielsweise Heckhausen & Heckhausen, 2006). 
Eine zielführende Motivation lässt sich nur dann erwecken, wenn die situativen Anreize wie auch 
das soziale Umfeld oder der Umgang in der Zusammenarbeit im Einklang und Zusammenspiel 
mit den persönlichen Bedürfnissen einer Person stehen. 

Eine anerkannte, empirisch gut belegte Bedürfnistheorie ist die Selbstbestimmungstheorie von 
Deci und Ryan (1985; 2000). Die Theorie geht davon aus, dass alle Menschen drei angeborene 
psychologische Basisbedürfnisse haben: das Bedürfnis nach Autonomie, Kompetenz und sozialer 
Eingebundenheit. Das Bedürfnis nach Autonomie wird befriedigt, wenn ein Individuum sich 
selbst als Urheber seiner eigenen Handlungen erlebt und diese Handlungen in Übereinstimmung 
mit seinen Interessen und Werten stehen. Das Bedürfnis nach Kompetenz wird gestillt, wenn ein 
Individuum sich als fähig und effizient wahrnimmt. Es geht um das Erleben der eigenen Wirk-
samkeit und Handlungsfähigkeit. Dem Bedürfnis nach sozialer Eingebundenheit wird Rechnung 
getragen, wenn ein Individuum mit bedeutenden anderen Menschen zusammen ist und sich mit 
diesen verbunden fühlt. Die kontinuierliche Befriedigung dieser Bedürfnisse ist essenziell für psy-
chologisches Wachstum, Integrität und Wohlbefinden. Unbefriedigte Bedürfnisse können sich 
hingegen in antisozialem Verhalten, psychischem Rückzug, Vermeidungs- oder Kompensations-
verhalten äussern. In einem Umfeld, in dem diese Bedürfnisse befriedigt werden, treten vermehrt 
Verhaltensweisen auf, die nicht aufgrund von Belohnung oder Bestrafung, sondern freiwillig oder 
sogar um ihrer selbst Willen durchgeführt werden. 

Die Theorie postuliert weiter, dass sich die Gründe für ein Verhalten oder eine Zielverfolgung auf 
einem Kontinuum von Fremd- bis Selbstbestimmung einordnen lassen. Am Endpunkt der Fremd-
bestimmung befindet sich die Amotivation. Ein Verhalten wird als amotiviert bezeichnet, wenn 
kein erkennbares Ziel verfolgt wird beziehungsweise überhaupt keine Verhaltensabsicht vorliegt 
(beispielsweise herumlungern). Am Endpunkt der Selbstbestimmung liegt die intrinsische Moti-
vation, der Prototyp selbstbestimmten Verhaltens. Eine Tätigkeit wird um ihrer selbst Willen aus-
geführt, frei von äusserem Druck oder inneren Zwängen. Dazwischen befinden sich extrinsisch 
motivierte Verhaltensweisen, die in der Regel nicht spontan, sondern mit instrumenteller Absicht 
ausgeführt werden, um eine von der Handlung separierende Konsequenz zu erlangen (beispiels-
weise Bestrafung vermeiden, Belohnung erhalten). Abbildung 1 veranschaulicht das von Deci und 
Ryan (2000) postulierte Selbstbestimmungskontinuum mit den verschiedenen Abstufungen ex-
trinsischer Motivation (integrierte, identifizierte, introjizierte und externale Regulation). 
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Selbstbestimmung

Intrinsische Motivation
Verhalten, das spontan und um seiner selbst Willen ausgeführt wird. Die Tätigkeitsaus-
übung bereitet Spass und wird ganz frei von äusseren Steuerungsfaktoren oder innerem 
Druck ausgeführt (beispielsweise Briefe schreiben, weil man den Fluss des Schreibens 
geniesst).

Extrinsische Motivation 
–  Integrierte Regulation: Integrierte Verhaltensweisen werden ganz freiwillig ausgeführt, 

weil das Handlungsergebnis subjektiv als höchst bedeutsam bewertet wird (beispielsweise 
sich für eine neue Stelle bewerben, um sich beruflich weiterzuentwickeln). 

–  Identifizierte Regulation: Es findet eine Identifikation mit ursprünglich von aussen 
auferlegten Zielen statt, die nun freiwillig ohne externe Verhaltenskontrolle verfolgt 
werden (beispielsweise sich für eine Stelle bewerben, weil man es als wichtig erachtet, 
seinen Lebensunterhalt selbst zu bestreiten).

–  Introjizierte Regulation: Verhaltensweisen werden aufgrund von innerem Druck ausge-
führt und dienen der Vermeidung von Schuld-, Scham- oder Angstgefühlen (beispiels-
weise sich für eine Stelle bewerben, weil man sich selbst sonst schlecht fühlt). 

–  Externale Regulation: Verhaltensweisen werden aufgrund von äusseren Steuerungs-
faktoren wie Zwang, angedrohten Sanktionen oder erwarteten Belohnungen ausgeführt 
(beispielsweise sich für eine Stelle bewerben, nur weil es das Arbeitsamt verlangt). 

Amotivation
Verhalten, das kein erkennbares Ziel ansteuert (beispielsweise herumlungern, ohne die 
geringste Verhaltensabsicht, sich für eine neue Stelle zu bewerben). 

Fremdbestimmung

Abbildung 1: Das Selbstbestimmungskontinuum nach Deci und Ryan

Eine Berücksichtigung der Gründe für die Zielverfolgung ist ratsam und Erfolg versprechend. In 
zahlreichen Studien in unterschiedlichsten Domänen (beispielsweise Psychiatrie, Gesundheit, Ar-
beit) liess sich einheitlich bestätigen, dass selbstbestimmte Formen der Zielverfolgung (beispiels-
weise identifizierte und integrierte Regulationsformen) mit grösserer Ausdauer, effektiverer Leis-
tung und besserer psychischer und physischer Gesundheit einhergehen als stärker fremdbe-
stimmte Formen der Zielverfolgung (beispielsweise externale und introjizierte Regulationsformen) 
(Deci & Ryan, 2000). Gerade im Zwangskontext, wo die Rahmenbedingungen ein selbstbestimm-
tes Handeln erschweren, ist es bereits ein grosser Schritt in die richtige Richtung, wenn die Gründe 
der Zielverfolgung vom unteren Ende des Kontinuums ans obere Ende der extrinsischen Motiva-
tion gebracht werden – wenn die Fremdbestimmung ab- und die Selbstbestimmung zunimmt. 
Dies kann beispielsweise durch eine Befriedigung der drei psychologischen Basisbedürfnisse er-
reicht werden. Werden bei der Zielverfolgung gleichzeitig grundlegende Bedürfnisse der Person 
befriedigt, so wird sie zunehmend diese Ziele nicht nur auf Druck und Anstoss von aussen verfol-
gen, sondern freiwillig, selbstbestimmt und durch eine bewusste Identifikation mit den Zielen. 
Folglich ist für das Zustandekommen und die Aufrechterhaltung einer besseren Motivationslage 
ein soziales Umfeld nötig, das die Autonomie des Handelnden unterstützt und das Kompetenzer-
leben stärkt. Dies kann beispielsweise durch Mitbestimmungsmöglichkeiten oder gemeinsam 
gesetzte Ziele erreicht werden, denn nur innerhalb partizipativ angelegter Prozesse können sich 
die Klientinnen und Klienten auch als selbstbestimmt, verantwortlich und selbstwirksam erleben. 
Auch eine gute Beziehung ist wichtig, um dem Bedürfnis nach sozialer Eingebundenheit gerecht 
zu werden. Zur Förderung des Kompetenzerlebens ist es weiter empfehlenswert, komplexe Fern-
ziele in spezifische, mit etwas Anstrengung gut erreichbare Teilziele umzuformulieren. Nur so sind 
Erfolgserlebnisse möglich, die dazu motivieren, das Ziel weiter zu verfolgen.

Die Forschung (und wahrscheinlich auch unsere Selbsterfahrung) zeigt jedoch, dass eine starke 
Motivation, ein bestimmtes Ziel zu erreichen oder ein bestimmtes Verhalten zu zeigen, häufig 
noch nicht ausreicht, dieses Verhalten tatsächlich auszuführen. Der folgende Abschnitt widmet 
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sich genau solchen Fällen, wo eine Motivation vorhanden ist, aber deren Überführung in konkre-
tes Handeln einfach nicht gelingen will. 

Die Kluft zwischen Veränderungsmotivation und tatsächlichem Handeln überbrücken: 
Durchführungsintentionen

Für viele Menschen stellt es ein Problem dar, ihre Ziele auch in die Tat umzusetzen, sprich die 
Kluft zwischen aktueller Motivation und tatsächlichem Handeln zu überbrücken. Studien zeigen, 
dass Zielintentionen nur ca. 20 bis 30% der Varianz im tatsächlichen Verhalten aufklären. Dass 
dieser Zusammenhang nicht höher ist, lässt sich auf Personen zurückführen, die zwar Zielintenti-
onen bilden, dann aber bei deren Umsetzung scheitern, beispielsweise aufgrund von Schwierig-
keiten bei der Handlungsinitiierung wie «Vergessen», «innerer Widerstand», «konkurrierende 
Ziele» oder auch Schwierigkeiten bei der Aufrechterhaltung der Zielverfolgung (siehe Gollwitzer 
& Sheeran, 2006). Solche Schwierigkeiten bei der Realisierung eines Zieles verlangen den Einsatz 
von Selbstregulationsstrategien, wie sie beispielsweise von Gollwitzer (1999) als Durchführungs-
intentionen («Vorsätze») empfohlen werden. Diese sollen helfen, die Kluft zwischen der aktuellen 
Motivation und dem Verhalten zu überbrücken. Gollwitzer und Kollegen unterscheiden Zielinten-
tionen und Durchführungsintentionen. Zielintentionen (eigentlich «Ziele» im landläufigen Sinne) 
haben das Format «Ich will X erreichen/ausführen.» (beispielsweise «Ich will ein Bewerbungs-
schreiben verfassen.»). Während Zielintentionen nur ein Verhalten beziehungsweise erwünschtes 
Handlungsergebnis festlegen, wird bei einer Durchführungsintention zusätzlich eine Situation 
oder Bedingung definiert, bei deren Eintreten ein bestimmtes Verhalten gezeigt werden soll. 
«Wenn Situation/Bedingung Y eintritt, dann will ich Verhalten Z ausführen.» (beispielsweise 
«Wenn ich zu Hause ankomme, dann setze ich mich sogleich an den Schreibtisch und verfasse 
das Bewerbungsschreiben.»). Mit diesem «Wenn-dann-Plan» wird genau festgelegt, wann, wo 
und wie ein Verhalten ausgeführt wird. Dadurch erhöht sich die Wahrscheinlichkeit markant, das 
Verhalten tatsächlich auszuführen. Durch die Auswahl einer Situation (oder Bedingung) im 
«Wenn-Teil» der Durchführungsintention wird deren mentale Repräsentation hoch aktiviert und 
ist dadurch kognitiv leicht zugänglich. Dies führt dazu, dass diese Situation schneller erkannt wird 
und die Aufmerksamkeit auch unter starker Ablenkung auf sich zieht. Die Realisierung des Verhal-
tens geschieht bei Eintreffen der Situation automatisch, das heisst sofort, effizient und ohne 
bewusstes Wollen. Das macht Durchführungsintentionen effektiver als Zielintentionen! Sie be-
wirken eine mentale Verknüpfung zwischen einer künftigen Situation und der beabsichtigten 
Handlung und delegieren dadurch die Kontrolle über das eigene Verhalten sozusagen an die 
Umwelt. Sobald die Situation auftritt, wird das Verhalten gezeigt. Durchführungsintentionen un-
terstützen nicht nur die Förderung erwünschten Verhaltens (beispielsweise durch automatische 
Handlungsinitiierung), sondern verhelfen auch, Kontrolle über unerwünschtes Verhalten zu erlan-
gen und auf Zielkurs zu bleiben (beispielsweise «Wenn ich während dem Verfassen meiner Bewer-
bungsunterlagen durch ein ablenkendes Telefonat unterbrochen werde, dann widme ich mich 
nachher sofort wieder meiner Arbeit.»). 

Zahlreiche Studien in unterschiedlichsten Domänen und mit diversen Stichproben (unter ande-
rem Patienten im Drogenentzug, Schizophreniepatienten) belegen eindrücklich, dass mit Durch-
führungsintentionen ausgestattete Zielintentionen signifikant häufiger umgesetzt und erreicht 
werden, als Ziele ohne Durchführungsintentionen (Gollwitzer & Sheeran, 2006). 

Fazit
Eine Befriedigung der psychologischen Basisbedürfnisse von Pflichtklientinnen und -klienten stei-
gert deren Motivation zur Verhaltensänderung. Gemeinsam festgelegte Ziele, die in einem zwei-
ten Schritt noch durch spezifische «Wenn-dann-Pläne» ergänzt werden, erhöhen zudem die 
Wahrscheinlichkeit, das zielführende Verhalten tatsächlich auszuführen! 
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In den Niederlanden wurde bis vor einigen Jahren nicht von einem separaten Arbeitsfeld «Pflicht-
klientschaft» gesprochen. Studierende der Sozialen Arbeit haben nur gelernt, mit freiwilligen Kli-
entinnen und Klienten zu arbeiten und es fehlte an konsistenten Methoden für dieses Feld. Zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts änderte sich dies: In zwei Familien wurde ein Kind von den Eltern 
getötet, während sie unter Aufsicht des Kinderschutzes standen. Im gleichen Zeitraum wurde ein 
Mord von jemandem begangen, der unter Aufsicht der Bewährungshilfe stand. In den Medien 
ging es nur indirekt um die Dramen selbst. Es wurde vielmehr die Frage aufgeworfen, wie dies 
unter der Aufsicht der Bewährungshilfe oder des Kinderschutzes passieren konnte. So dramatisch 
dieser Anlass auch war, die Ereignisse versetzten der Entwicklung des Arbeitsfelds der Pflichtkli-
entschaft einen Impuls. Das Justizministerium und die Fachhochschulen investierten in die Ent-
wicklung von Methoden, in Instrumente zur Risikoeinschätzung, Ausbildung und Forschung. 

Nachfolgend wird eine Auswahl der wichtigen methodischen Ausgangspunkte der niederländi-
schen Bewährungshilfe vorgestellt. Diese Ausführungen können in andere Arbeitskontexte wie 
den Kindesschutz oder die Sozialhilfe transferiert werden. 

1. Was wirkt? – Empirische Befunde 

International wurden in den letzten Jahrzehnten zahlreiche Untersuchungen zur Wirksamkeit 
von strafrechtlichen psychosozialen Interventionen durchgeführt. Als Erfolgskriterium für die 
Wirkung gilt in diesen Untersuchungen meistens der rückfallreduzierende Effekt der Interven-
tion. Auf die niederländische (und europäische) Bewährungshilfepolitik ist diejenige Forschungs-
richtung am einflussreichsten, die sich auf umfangreiche und starke empirische Untermauerung 
stützen kann und die auf die beiden Kanadier Don Andrews und James Bonta mit ihrem Ansatz 
der «Psychology of Criminal Conduct» (1998) zurückgeht. 

1.1 Wirksamkeitsprinzipien 
Gestützt auf empirische Untersuchungen gelten unter anderem die nachfolgenden Prinzipien als 
wirksam: 
–  Risikoprinzip: Je grösser das Rückfallrisiko und die Gefahr von Dritten, desto intensiver (in Zeit 

und Umfang) die Intervention. 
–  Bedarfsprinzip: Die Interventionen richten sich auf die «kriminogenen Eigenschaften», das 

heisst auf jene Faktoren, die mit dem kriminellen Verhalten im Zusammenhang stehen. Bei-
spiele solcher Faktoren sind eine antisoziale Einstellung, ein kriminelles soziales Umfeld oder 
Arbeitslosigkeit. 

–  Ansprechbarkeitsprinzip: Die Interventionen werden so durchgeführt, dass der/die Bewäh-
rungshilfeklient/in sie «empfangen» kann. Mit anderen Worten, das Vorgehen wird auf dessen 
Lernfähigkeit, Möglichkeiten und Motivation abgestimmt. 

–  Programm-Integrität: Die Interventionen gründen auf einem expliziten Veränderungsmodell, 
dessen Wirkung nachgewiesen ist, und sie werden entsprechend ausgeführt (die Manualisie-
rung von Interventionen geht auch von diesem Grundsatz aus). 

–  Veränderungsmodell: Interventionen, die auf kognitiv-verhaltensorientierten Veränderungs-
prozessen gründen, sind im Allgemeinen effektiver als andere Ansätze.

–  Professionalität: Die Interventionen müssen durch gut ausgebildete Bewährungshelfende 
durchgeführt werden, die auch während der Arbeit gecoacht werden. 

–  Kontinuität: Die Interventionen dürfen nicht unabhängig voneinander sein und müssen gut 
aufeinander abgestimmt werden. 

Die Bewährungshilfeorganisationen und das niederländische Justizministerium orientieren sich 
derzeit praktisch ausschliesslich an diesen Grundsätzen der Wirksamkeit. Strukturierte Verhal-
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tensinterventionen bilden den roten Faden der Arbeit. Es gibt zahlreiche Programme für das Trai-
ning kognitiver Fähigkeiten, die sich an verschiedene Zielgruppen richten. Ausserdem existieren 
Gruppenprogramme zum Umgang mit Geld, zum Führen von Bewerbungsgesprächen oder zur 
Verhinderung eines Rückfalls. 

1.2 Kritik aus Europa: Auch soziales Kapital als Quelle der Veränderung
Aus Europa selbst, vor allem aus Schottland und England, kommen seit einigen Jahren kritische 
Stimmen zur einseitig «intrapsychischen», kognitiv-verhaltensorientierten Betrachtungsweise 
der Kriminalität. In den Niederlanden ist ein wachsender Einfluss der so genannten Betrach-
tungsweise der Lebenswelt (McNeill, 2006, Ward & Brown, 2004) zu beobachten. Diese Forscher 
legen mehr Nachdruck auf die Entwicklung des «sozialen Kapitals» als Quelle der Veränderung. 
Sie richten ihre Forschung unter anderem auf Faktoren des sozialen Umfelds aus wie zum Beispiel 
das Wohnen in einem Problemviertel. Und sie finden es wichtig, dass nicht nur an den Fähigkei-
ten und der Motivation des/der Bewährungshilfeklienten/in gearbeitet wird. Auch die Gesell-
schaft muss etwas tun, um die ehemaligen Strafgefangenen wieder aufzunehmen. Als Beispiel: 
Arbeitgeber müssen ihnen eine Chance geben und es muss an der Rehabilitation gearbeitet wer-
den. Unter Einfluss dieser europäischen Forscher richtet die niederländische Bewährungshilfe 
Schritt für Schritt mehr Aufmerksamkeit darauf, obwohl die «Psychology of Criminal Conduct» 
sehr dominant bleibt.

1.3 Neue Entwicklungen: Mehr Aufmerksamkeit für Kontinuität und Professionalität
Aber auch die Begründer der «Psychology of Criminal Conduct» selbst entwickeln sich weiter. In 
verschiedenen neueren Reviews und Untersuchungen (Lipskey, 2007, Wormith, 2007) geben sie 
an, dass die Entwicklung von Verhaltensinterventionen wichtig ist, aber für die Bekämpfung der 
Rückfälligkeit nicht genügt. Sie verlangen unter anderem Aufmerksamkeit für die Grundsätze der 
Kontinuität und Professionalität. In den Niederlanden findet dieser Aufruf Anklang. Die Bera-
tungsabläufe in der Bewährungshilfe haben sich durch die Vielfalt von Programmen und profes-
sionellen Bezugspersonen verzettelt. Die Beziehung oder das Arbeitsbündnis mit Bewährungshel-
fenden ist etwas in den Hintergrund gerückt. Und damit stehen auch die Bewährungshelfenden 
selbst sowie deren Überzeugungen und Motivation nicht mehr im Vordergrund. Im Rahmen ei-
nes Forschungsprojektes der Hochschule Utrecht werden aktuell zwei Grundprobleme untersucht: 

Im Programm «Kontinuität» wird das Arbeitsbündnis zwischen den Helfenden und den Klienten 
untersucht. Und im Programm «Professionalität» die Unterschiede zwischen den Bewährungshel-
fenden selbst und ihrer Motivation. 

2. Who works? 

2.1 Kontinuität: Das Arbeitsbündnis 
Über das Arbeitsbündnis in der Sozialen Arbeit ist schon vieles bekannt. Nachfolgend vier wich-
tige Feststellungen, die für die Pflichtklientschaft massgeblich sind:

Zielstrebigkeit, Gemeinsamkeit und Bindung
Ein gutes Arbeitsbündnis wird durch Zielstrebigkeit, Gemeinsamkeit und Bindung (Ross, 2007; 
Horvath & Greenberg, 1986) gekennzeichnet. Die Qualität der Zusammenarbeit hängt haupt-
sächlich von der Fähigkeit der/s Helfenden ab, zusammen mit der/dem Klientin/Klienten Ziele zu 
formulieren, weiterhin zielstrebig zu handeln und die/den Klientin/Klienten an sich zu binden. 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass sich Psychotherapeuten und Sozialarbeiter erheblich darin 
unterscheiden, wie sie das Arbeitsbündnis mit ihren Klienten entwickeln. Die jeweilige Wirksam-
keit unterscheidet sich ebenfalls. 

Umgang mit Reaktanz als ausschlaggebendes Kennzeichen (Crux)
Die Fähigkeit der Helfer, ein gutes Arbeitsbündnis aufzubauen, zeigt sich hauptsächlich dann, 
wenn Probleme auftreten (Wampold et al., 2005), zum Beispiel wenn Klientinnen und Klienten 
sich widersetzen, sich querstellen, aggressiv sind oder die Betreuung abbrechen. Und genau dies 
kommt bei der Bewährungshilfe und anderen Formen der Pflichtklientschaft häufig vor. Pflicht-
klientinnen und -klienten zeigen im Kontakt mit der/dem Bewährungshelfenden oft Reaktanz. 
Dieser sozialpsychologische Begriff wurde von Trotter (1999) in die Soziale Arbeit eingeführt. 
Reaktanz ist ein Verhalten, das Personen zeigen, wenn sie sich in ihrer Autonomie verletzt fühlen. 
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Dieses Verhalten ist allgemein, es gilt nicht nur für Pflichtklientinnen und -klienten. Alle verhalten 
sich so, wenn sie sich eingeschränkt fühlen. Dies äussert sich in aktivem oder passivem Wider-
stand, beispielsweise durch Ja sagen und gegenteilig handeln, sich gleichgültig verhalten oder 
durch andere Verhaltensweisen. Für die Entwicklung eines Arbeitsbündnisses mit Pflichtklientin-
nen und -klienten ist es wichtig, dieses Verhalten als normal zu betrachten, und es nicht zu verur-
teilen. Für Sozialarbeitende ist es dabei wichtig, ruhig zu bleiben, Verständnis zu zeigen und dem 
Druck nicht nachzugeben, indem weniger strenge Anforderungen gestellt werden. Die Professio-
nellen sollen ganz konkret aufzeigen, was jemand tun kann, um Schritt für Schritt die eigene 
Autonomie wieder herzustellen. Einerseits müssen die Rahmenbedingungen umrissen werden, 
anderseits gilt es gleichzeitig zu unterstützen und zu motivieren. Dies ist eine wichtige Kompe-
tenz für das Arbeiten mit Pflichtklientinnen und -klienten. 

Kontrollieren und helfen
Die amerikanische Forscherin Skeem (2008) untersuchte, wie Bewährungshelfende Kontrolle mit 
Unterstützung kombinieren. Sie fand heraus, dass die Helfenden sich in diesem Punkt stark von-
einander unterschieden. Sie entdeckte drei Typen von Helfenden. Erstens die korrigierenden Hel-
fenden, die hauptsächlich kontrollieren und relativ oft auf den Zwangskontext-Rahmen hinwei-
sen. Zweitens die unterstützenden Helfenden, die dies selten tun und vor allem auf Unterstüt-
zung und Motivierung aus sind. Und drittens die «hybriden» Helfenden, die beide Tätigkeiten 
gleich wichtig finden und versuchen, diese möglichst gut miteinander zu kombinieren. Dieser 
dritte Typ von Helfenden reagiert am besten auf Reaktanz und arbeitet auch am wirksamsten. Er 
erreicht die Ziele der Bewährungshilfe öfter; bei ihm kommen Ausfälle von Klientinnen und Klien-
ten am wenigsten vor. Die Klientinnen und Klienten einseitig unterstützende Helfende weisen 
weniger oft Reaktanz auf. Bei ihnen fallen die Klientinnen und Klienten viel öfter aus, als es jene 
von «hybriden» Sozialarbeitenden tun. Die Reaktanz und der Ausfall sind bei den einseitig kont-
rollierenden Helfenden am grössten. 

Prosoziales Rollenmodell
Trotter (1999) untersuchte die Art und Weise, wie Bewährungshelfende Normen und Werte ihrer 
Klientinnen und Klienten beeinflussen können. Nach Trotter ist es wesentlich, dass Bewährungs-
helfende als prosoziales Rollenmodell operieren. Sie schaffen Klarheit über die sozialen Werte, für 
die sie einstehen und ermutigen Klienten, nach diesen Werten zu leben. Sie reagieren zudem 
aufmerksam auf antisoziale Äusserungen oder antisoziales Verhalten ihrer Klientinnen und Klien-
ten. Es ist wichtig, dass die Helfenden Werte vorleben wie zuverlässig sein und Vereinbarungen 
mit den Klienten nachkommen. Das ganze Verhalten der Bewährungshelfenden ist Vorbildverhal-
ten. Die entsprechende Wirkung ist umso stärker, je mehr die Bewährungsklienten das Arbeits-
bündnis schätzen respektive wenn das Arbeitsbündnis gut ist. 

2.2 Professionalität: Wer wirkt?
Die obigen Betrachtungen zum Arbeitsbündnis machen bereits klar, dass sich Sozialarbeitende in 
ihrer Arbeitsweise stark voneinander unterscheiden. Das macht es interessant, herauszufinden, 
welche Helfer mehr oder weniger wirksam sind. Diese Wirksamkeit wurde vor allem im Bereich der 
Psychotherapie untersucht, in den letzten Jahren ist sie auch in der Sozialen Arbeit zum For-
schungsgegenstand geworden. 

Grundsätzlich wurden in methodenvergleichenden Studien nur wenige Unterschiede festgestellt 
(vgl. Wampold, 1997; Miller, Hubble and Duncan, 2007): Theoretisch und empirisch hergeleitete 
sowie konzeptionell konsistente Methoden sind ungefähr gleich wirksam. Ebenfalls hat sich ge-
zeigt, dass die Wirksamkeit zu 40% von den Klientenfaktoren abhängt. Ein anderer wirksamer 
Faktor ist, wie stark die Sozialarbeitenden selbst an ihre Arbeit glauben: Stehen sie zu den Wer-
ten, die ihre Arbeit darstellt und erwarten sie, dass ihre Methode Wirkung entfaltet? Und sind sie 
imstande, diese Erwartung auf ihre Klienten zu übertragen? Ein wichtiges Zeichen effektiver 
Fachpersonen ist die systematische Selbstreflexion der Arbeit mit Hilfe von konkretem Feedback 
zum eigenen Handeln. Wirksame Bewährungshelfende registrieren, wie Klienten das Arbeits-
bündnis erleben und wie oft sie ihre Ziele erreichen oder ausfallen. Sie konsultieren Kolleginnen 
sowie Experten und reflektieren spezifisch den eigenen Beitrag an das Arbeitsbündnis. Und sie 
orientieren sich an wissenschaftlichen Erkenntnissen über wirksames Handeln als Form eines ge-
neralisierten Feedbacks von erfahrenen Fachkräften. 
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3. Schluss

Die Relevanz dieser empirischen Erkenntnisse ist sehr hoch. Die Werte der Bewährungshelfenden, 
ihre Motivation für die Arbeit und ihr eigener Glaube an die Wirksamkeit ihres Handelns tragen 
genauso zu einer wirksamen Bewährungshilfe bei wie die Interventionen selber. Sicher muss wei-
terhin in die Entwicklung neuer Methoden und Interventionen investiert werden. Doch die Profes-
sionalität und die Motivation der Sozialarbeitenden dürfen dabei nicht ausser Sichtweite gera-
ten. In den Niederlanden wird deshalb an einer besseren Beteiligung von Praktizierenden bei der 
Methodenentwicklung gearbeitet sowie an der besseren Verknüpfung von Praxis und Forschung. 
Es soll ein Gleichgewicht zwischen evidenzbasiertem Arbeiten und den in der Praxis etablierten 
und bewährten Ansätzen entstehen. Die Forschungsergebnisse legen nahe, noch bessere Metho-
den für Feedbacks und kollegiale Intervision zu entwickeln. 
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1. Annäherung an den Zwangskontext und die «Zwangsbeglückung»1

1.1 Soziale Arbeit im Zwangskontext – ein neu entdecktes Feld?
Soziale Arbeit im Zwangskontext hat es historisch betrachtet schon immer gegeben.2 
In den letzten Jahrzehnten vor der Jahrtausendwende hat sich Soziale Arbeit besonders dem 
Paradigma der Freiwilligkeit verschrieben. Dabei hat sie die Arbeit in einem Zwangskontext teil-
weise implizit als nicht im Kern sozialarbeiterisch abgetan und kaum beachtet. Es hat sie weitge-
hend ebenso wenig beschäftigt, dass diese Form Sozialer Arbeit in einem dialektischen Bezug zur 
so genannt freiwilligen Arbeit steht. Diese Tendenzen sind durchaus auch heute noch erkennbar.
Die Thematisierung von Pflichtklientschaft im Strafvollzug und im Kindes- und Erwachsenen-
schutzbereich um die Jahrtausendwende im deutschsprachigen Raum hat dazu geführt, dass die 
Sensibilität gegenüber der Sozialen Arbeit im Zwangskontext zugenommen hat3. Hintergrund 
dieser erst späten (Wieder-)Entdeckung des Feldes dürfte mitunter die Skepsis gegenüber Juris-
ten, die seit den Dreissigerjahren bis Ende der Fünfzigerjahre vielerorts in den Ausbildungen für 
Soziale Arbeit und an Führungsstellen im Sozialbereich tätig waren, und damit implizit gegen-
über den Rechtswissenschaften sein.4 

Die genannten Themen – Pflichtklientschaft und Soziale Arbeit im Zwangskontext – wurden bis-
her insbesondere methodisch diskutiert und reflektiert.5 Damit wurde gleichzeitig der schillernde 
Begriff der Freiwilligkeit relativiert. Soweit ersichtlich sind die rechtlichen Aspekte bisher kaum 
thematisiert worden.6 Diese rechtliche Perspektive soll hier unter Berücksichtigung der methodi-
schen Aspekte erörtert werden. 

Dabei werden zunächst einige Beispiele eingeführt, die in den Ausführungen wiederholt zur Ver-
deutlichung herangezogen werden. Danach folgt eine Auseinandersetzung mit Zwang und recht-
lich relevantem Zwang, um schliesslich in einem dritten Kapitel die rechtliche Rahmenordnung 
der gesetzlichen Sozialen Arbeit im Zwangskontext aufzeigen zu können. Schwerpunkt dieses 
Aufsatzes sind somit neben der Annäherung an das Phänomen des Zwangskontextes insbeson-
dere die rechtlichen Aspekte des Zwangskontexts.7

1.2 Beispiele zur Hinführung an den Zwangskontext
Beispiel 1: 
Frau Müller, alleinerziehende Mutter, ist mit der Erziehung ihres fünfjährigen Kindes überfordert. 
Ein Obhutsentzug wird auf der Basis eines entwicklungspsychologischen Gutachtens und einer 
gutachtlichen Stellungnahme durch eine Sozialarbeiterin angeordnet. Frau Müller wird somit das 
Recht, über den Aufenthalt ihres Kindes zu bestimmen, entzogen. Zudem wird eine Erziehungs-
beiständin eingesetzt.

Beispiel 2: 
Jugendanwalt Rüedi nimmt zum vierten Mal das Verfahren gegen Franz auf, der erneut im Nach-
gang eines Fussballspiels diverse Sachbeschädigungen begangen hat. Vorsorglich lässt er ihn in 
Untersuchungshaft nehmen, um ihm Ehrfurcht vor dem Gesetze widerfahren zu lassen. 

Beispiel 3:
Herr Bundi ist ein wenig kooperierender Klient der Sozialhilfe. Er weist dauernd – obwohl zumut-
bar – zu wenige respektive gar keine Arbeitsbemühungen nach. Sein Sozialarbeiter Herr Meili 
kürzt ihm deshalb die Sozialhilfe und lässt ihn täglich ratenweise die wirtschaftliche Sozialhilfe 
abholen, welche ansonsten verfällt. Fortan kooperiert Herr Bundi gut.
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Beispiel 4:
Amtsvormund Huber möchte mit Herrn Walter, verbeiständet, eine Arbeitsabsprache/Zielverein-
barung machen. Herr Walter weigert sich. Herr Huber überzeugt ihn vom Nutzen dieses methodi-
schen Instruments.

1.3 Allgemeine Überlegungen zum Zwangskontext
Diese vier einführenden Beispiele stammen aus dem Bereich der gesetzlichen Sozialen Arbeit. 
Sozialarbeitende handeln in diesem Kontext auf der Basis von öffentlichem Recht.7 Sie handeln 
als Vertreter und Vertreterinnen ihrer Institutionen, mit denen sie in der Regel über einen öffent-
lich-rechtlichen Arbeitsvertrag angestellt sind. Die Klienten und Klientinnen wiederum stehen 
nicht zu den Sozialarbeitenden in einem Rechtsverhältnis, sondern zur Institution, auf der Basis 
des jeweiligen Rechtsgebietes (Sozialhilfe-, Kindes-/Erwachsenenschutz-, Jugendstrafrecht usw.). 
So nehmen Sozialarbeitende die Abklärungen, ob eine Person im Sinne des Sozialhilfegesetzes 
bedürftig ist, auf der Basis eines Arbeitsvertrages oder Auftrages für die Sozialhilfebehörde vor. 
Die Sozialhilfebehörde verfügt aufgrund der Abklärungen über wirtschaftliche Sozialhilfe und be-
gründet damit ein Rechtsverhältnis zwischen Sozialhilfebehörde und Klient beziehungsweise Kli-
entin.8 

Die vier genannten Beispiele (siehe unter 1.2) verdeutlichen, wie vielfältig der Kontext von Zwang 
sein kann. Dies wirft mehrere Fragen auf: Was ist Zwang überhaupt? Wo beginnt Zwang und wo 
wird der Zwangskontext rechtlich relevant? Wie verhalten sich Recht und Berufsethik in der Praxis 
zueinander oder mit anderen Worten: Wie steht Legalität zur berufsethischen Legitimität? 

1.3.1 Eine Annäherung an das Phänomen «Zwangskontext»
Beispiel 4 (Amtsvormund Huber) stellt sich die Frage, wo der Zwangskontext beginnt: Bedeuten 
bereits irgendwelche Einschränkungen der Handlungsfreiheit Zwang? Sind beispielsweise bereits 
bei der Motivationsförderung zum Arbeitsbündnis9, bei den neben der wirtschaftlichen Sozial-
hilfe verpflichtenden Beratungsgesprächen, bei der Konfrontation des Klienten oder der Klientin 
mit ihrem beziehungsweise seinem negativen Verhalten Momente des Zwangskontextes vorhan-
den? Daraus resultiert die Frage, bis zu welchem Punkt ein Verhalten als so genannt «freiwillig» 
zu betrachten ist beziehungsweise wo die Unfreiwilligkeit respektive der Zwangskontext beginnt. 
Im Kern wird dadurch der freie Wille angesprochen. Der freie Wille ist ein komplexer Begriff: Mit 
ihm wird Freiheit, Selbstbestimmung usw. verbunden und auf ihm basieren nicht zuletzt auch 
wesentliche Überlegungen zur Rechts- und Wirtschaftsordnung. 

Unter freiem Willen werden nach jüngster Auffassung Willensbildungsprozesse verstanden, die 
zwar nicht völlig unabhängig vom Umfeld respektive von der Umwelt und der Persönlichkeit be-
ziehungsweise Vorerfahrung von Einzelnen ablaufen10, aber dennoch im Rahmen dieser Kompo-
nenten als unabhängig zu beurteilen sind. Damit kann mit anderen Worten jeder Eingriff in die-
sen Willensbildungsprozess als nicht gewollt respektive «erzwungen» betrachtet werden, da er 
die Entscheidungsfreiheit und die damit verbundene Handlungsfreiheit eingrenzt.11 Der Zwang 
entsteht aber nur, wenn die vom Eingriff in den Willensbildungsprozess betroffene Person diesen 
erkennt und ihn als solchen wahrnimmt.12 Gegen solche Eingriffe in die Willensbildungs- und so-
mit Entscheidungsfreiheit wird nicht selten Widerstand geleistet. Der Widerstand erscheint in 
unterschiedlichen Formen: Als aktive Reaktionsformen finden sich Unmut, das Nichteinhalten 
von Terminen und Vereinbarungen, als passive Formen Resignation, (Schein-)Anpassung oder 
Überanpassung.13 

Mit einer derart weiten Definition von «Zwang» und einem ausschliesslich subjektiv bestimmba-
ren Abgrenzungskriterium zur so genannten Freiwilligkeit14 verliert aber der «Zwang» seine spezi-
fischer Bedeutung. Es könnte jeder Eingriff in den Willensbildungsprozess und in die Entschei-
dungsfreiheit als Zwang verstanden werden. So betrachtet würde der Zwangskontext, als Rah-
menbedingung in der Sozialen Arbeit mit Klienten und Klientinnen, schon bei der faktischen 
Einschränkung der Handlungs- und Entscheidungsfreiheit beginnen und nicht erst dort, wo bei-
spielsweise Dritte zur Kontaktaufnahme mit Hilfsinstitutionen drängen, wo also Druck entsteht15 
oder wo sich staatliche Macht aufgrund von öffentlichen Interessen einschaltet.16 Damit wären 
auch die meisten Tätigkeiten der (gesetzlichen) Sozialen Arbeit17 im so verstandenen Zwangs-
kontext nichts anderes als alltäglich. Da in aller Regel die Rahmenbedingungen der Organisation 
und die methodischen Vorgaben beziehungsweise Abläufe eine Form von Zwangskontext darstel-

8
Sozialhilfe und Jugendstraf-
recht sind dem öffentlichen 
Recht zuzuordnen; Kindes- und 
Erwachsenenschutzrecht for-
mal dem Privatrecht, materiell 
sind sie aber massgeblich 
öffentlich-rechtlich geprägt, 
siehe: Rosch, 2011, N 35 ff.

9
Siehe hierzu: Mösch Payot, 
2007, S. 142 ff.

10
Z.B. das von Milton Erickson 
propagierte Yes-Setting. «Get  
a Yes» um Vertrauen aufzu-
bauen resp. guten Rapport und 
eine gute Arbeitsbeziehung 
herzustellen, in: Bamberger, 
2010, S. 168.

11
Schon Fechner hat den Zusam-
menhang von Zwang und Frei-
heit im Rahmen des sozialen 
Rechtsstaates untersucht und 
den Menschen als gesellschaft-
liches Wesen gesehen, der sich 
in jeder sozialen Beziehung  
in einer Mischung von Zwang 
und Freiheit wiederfindet. Der 
soziale Rechtsstaat bedarf – 
ähnlich der Hegelschen Dialek-
tik – des Zwanges zur mög-
lichst freiwilligen Einordnung, 
um Freiheit zu ermöglichen 
(Fechner, 1953, S. 11, 17).

12
Für den juristischen Diskurs 
ähnlich: Omlin 2002, S. 25. Für 
die sozialwissenschaftliche Dis-
kussion könnte man mit Kähler 
auch von selbstinitiierten Ent-
scheiden oder Handlungen 
sprechen (Kähler, 2005, S. 16 
ff.); siehe ferner dieselbe Defi-
nition bei Urban-Stahl, 2009,  
S. 80.

13
So auch Omlin für psychischen 
Zwang (Omlin, 2002, S. 253).

14
Zobrist, 2008, S. 470 m.w.H.; 
ähnlich: Gniech/Dickenberger, 
1992, S. 16.

15
Zwang stellt mit der weiten 
Definition vor allem darauf ab, 
ob die betroffene Person den 
Eingriff in den Willensbildungs-
prozess als Zwang taxiert. So 
auch Omlin, die für Zwang aus-
schliesslich Kenntnisnahme  
des Gezwungenseins, der kör-
perlich oder geistig wahrge-
nommenen Fremdbestimmung 
voraussetzt. Nicht jeder Zwang 
sei aber strafbar, nur solcher, 
der im (Straf-)Recht explizit 
Erwähnung finde (Omlin, 
2002, S. 25 f., S. 166.
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len können, sei dies im Rahmen der Dossieraufnahme, der standardisierten Gespräche oder der 
Methodik usw.18 Nicht zuletzt stünde auch der/die Sozialarbeitende in einem durch den Klienten 
beziehungsweise die Klientin ausgelösten Zwangskontext. Beinahe alles wäre somit Zwang.

Dieser ausufernde Begriff von Zwang löst den Begriffskern auf. Er entspricht auch nicht dem 
Wortverständnis in der Alltagssprache und ist kaum brauchbar für die Behandlung von rechtli-
chem Zwang, da das alleinige Abstellen auf rein subjektive Kriterien wenn immer möglich zu 
vermeiden ist.19

Um «Zwang» fassen zu können, ohne ihn aufzulösen, bedarf es meines Erachtens eines wertege-
bundenen Ansatzes, wie ihn Staub-Bernasconi oder Geiser vertreten,20 Sie unterscheiden zwi-
schen problematischer und nicht problematischer Macht (Behinderungs- und Begrenzungs-
macht). Inwiefern Macht problematisch ist, hängt von der Art der Regeln ab, mit denen diese 
legitimiert wird.21 Dabei werden aus der Optik der Bedürfnisse der Betroffenen und auf der Basis 
der Berufsethik der Sozialen Arbeit wertegebundene Formen von Behinderungs- und Begren-
zungsmacht abgeleitet. In gleicher Weise müsste eine solche Ableitung in Bezug auf den Zwangs-
kontext als Teil der Machtstrukturen erfolgen. Mit anderen Worten geht es um den Zweck und 
das Ziel der Zwangsanwendung. Sie stehen im Zentrum und sind entscheidend dafür, ob aus 
berufsethischer Sicht Zwang legitim respektive nicht legitim ist. 

Für die gesetzliche Soziale Arbeit bedeutet dies Folgendes: Gesetzliche Soziale Arbeit basiert auf 
einem behördlichen Auftrag und/oder den entsprechenden Rechtsnormen. Sozialarbeitende in 
diesem Feld verfügen über eine grosse Positionsmacht und einen gut funktionierenden Macht-
apparat, der auf rechtsstaatlichen und organisationellen Machtquellen beruht.22 Die Ausübung 
dieses Macht- und somit Zwangsapparates wird gesteuert vom Recht sowie vom professionellen 
Selbstverständnis der Sozialen Arbeit und insbesondere von der Berufsethik. Sie ermöglichen 
letzten Endes, begrenzende Macht von behindernder Macht beziehungsweise Zwang zu unter-
scheiden. Das sozialarbeiterische Verständnis hört aber nicht bei der legalisierten Form von 
Macht und Zwang auf, sondern setzt sich darüber hinaus für Veränderungen der rechtlichen Si-
tuation ein und will damit auch die legalisierte Form von Macht verändern.23 Soziale Arbeit wird 
somit einerseits durch das Recht beschränkt, andererseits geht sie weiter, indem sie die rechtli-
chen Rahmenbedingungen im Sinne der Berufsethik verändern möchte.

Zwang im Kontext Sozialer Arbeit meint folglich durch das Berufsverständnis und die Berufsethik 
legitimiertes Handeln gegen den Willen der Klientin beziehungsweise des Klienten. Dieses Han-
deln zielt auf die Verminderung beziehungsweise Behebung der Problemlage der Klientin bezie-
hungsweise des Klienten ab unter Abwägung des Verhältnisses von Selbstbestimmung und Zwang 
im Einzelfall. Damit beginnt nach der hier vertretenen Auffassung der Zwangskontext dort, wo 
Zwang als Instrument im Einzelfall mittels der Berufsethik und des Berufsverständnisses legiti-
miert wird. Festzuhalten ist hier, dass es keine einheitliche Eintrittsschwelle für den Zwangskontext 
gibt, sondern diese nur im Einzelfall respektive typologisch für mehrere Fallsituationen erfasst wer-
den kann. Eine solche typologische Erfassung würde aber den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen.

Die Frage des Umgangs mit vorab sozialarbeiterischem Zwangskontext ist eine weitgehend me-
thodische und berufsethische. Gerade die Methoden, die reaktantes Verhalten24 bearbeiten, sind 
hier Erfolg versprechend.25 Als Faustregel gilt: Je stärker im Rahmen der Sozialen Arbeit Zwang 
eingesetzt wird, desto besser muss dieser berufsethisch legitimiert sein und desto besser muss 
auch die Reflexion sowie die sozialarbeiterische Evaluation respektive Kontrolle sein.

1.3.2 Rechtlich relevanter Zwang
Zwang ist zunächst einmal kein juristischer Begriff. Wenn wir also bisher Zwang im Kontext Sozi-
aler Arbeit betrachtet haben, so wurde dabei ein Phänomen beschrieben, das nicht mit der recht-
lichen Begrifflichkeit einhergehen muss. Es hat sogar, je nach Rechtsgebiet, eine unterschiedliche 
Bedeutung. So ist der unmittelbare Zwang im Rahmen des Vollstreckungsrechtes begrifflich 
nicht deckungsgleich mit der Anwendung von Zwang im Rahmen der elterlichen Sorge. 

Zwang wird dort rechtlich relevant, wo Grundrechte – insbesondere das Grundrecht auf persönli-
che Freiheit – tangiert26 respektive die zivilrechtlich geschützten Persönlichkeitsrechte27 berührt 
werden, wo Massnahmen eingeleitet werden, welche in die Persönlichkeitsrechte des/der Betrof-

16
So Kähler, 2005, S. 7, der ins-
besondere zwischen selbstini-
tiierten und fremdinitiierten 
Kontaktaufnahmen unter-
scheidet, wobei fremdinitiierte 
auch solche sind, welche auf-
grund des Drucks des Netz-
werks entstehen (wenn z.B. 
der eine Ehepartner dem 
anderen droht, dass er ihn ver-
lassen werde, wenn er sein 
Suchtproblem nicht aktiv und 
professionell angehe), S. 16 ff. 

17
So Wagner/Russinger, 2002,  
S. 136. Wo Personen aufgrund 
eines behördlichen Aktes zu 
einem Tun verpflichtet wer-
den, spricht man auch von 
Pflichtklientschaft. Zu den 
Begrifflichkeiten eingehend: 
Zobrist, 2008, S. 467.

18
Auch in der so genannt frei-
willigen Beratung (siehe die 
Kritik zum Freiwilligkeitsbe-
griff bei Kähler, 2005, S. 11 
ff.) finden sich standardisierte 
Abläufe, die Beschränkung 
auf eine bestimmte Anzahl 
von Dienstleistungen usw. Die 
Klientschaft kann bei der sehr 
weiten Definition von Zwang 
abwägen, ob sie sich diesem 
Zwang unterwerfen oder die 
Dienstleistungen nicht in 
Anspruch nehmen will. Dies 
gilt im Grundsatz auch bei der 
Sozialhilfe als formal freiwil-
lige Dienstleistung (man kann 
auf Unterstützungsleistungen 
verzichten); aufgrund dessen, 
dass man aber auf die fin-
anzielle Grundsicherung 
massgeblich angewiesen ist, 
kann man faktisch nicht  
von Freiwilligkeit sprechen.

19
Lüssi nennt diesen «alltägli-
chen Zwangskontext» fakti-
schen Zwang und grenzt die-
sen dadurch vom rechtlich 
relevanten Zwang ab; zu 
beachten sei aber auch bei 
Zwang allgemein der Freiwil-
ligkeitsvorrang (Lüssi, 2008,  
S. 315). Zur sozialpolitischen 
und berufsethischen Dimen-
sion der Diskussion über die 
Wiederkehr des Zwangsdis-
kurses in der Sozialen Arbeit: 
Dahme/Wohlfahrt, 2009, S. 
45 ff. sowie zur pauschalen 
Verpönung von Zwang im 
berufsethischen und sozialpo-
litischen Diskurs: Schwabe, 
2009, S. 63 ff. 

20
Dieses Problem wird auch 
nicht gelöst, wenn nicht nur 
auf subjektive Kriterien wie 
hier das Erkennen von Zwang 
durch die Betroffenen (Klien-
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tel) abgestellt wird, sondern 
z.B. der Zwang zusätzlich für 
das Gegenüber erkennbar sein 
muss. Dann hängt das zusätz-
liche Kriterium wiederum  
von der Erkennbarkeit des/der 
Sozialarbeitenden ab.

21
Staub-Bernasconi, 2007, S. 374 
ff.; Geiser 2009, S. 203 ff.

22
Staub-Bernasconi, 2007,  
S. 374 f., 378. 

23
Staub-Bernasconi, 2007,  
S. 394; Geiser 2009., S. 235 ff.

24
Siehe die Beispiele bei Geiser, 
2009, S. 225 ff.

25
Reaktanz beschreibt ein psy-
chologisches Phänomen und 
meint die Abwehrreaktion  
auf Einschränkungen der Frei-
heitsspielräume mit dem  
Ziel der Wiederherstellung der 
Freiheit und Verhinderung 
weiterer Freiheitsbedrohungen 
(Grundlegend hierzu: Gniech/
Dickenberger, 1992, S. 1 ff.,  
S. 8; für die Soziale Arbeit:  
Zobrist, 2008, S. 467 ff., 471 ff. 
m.w.H.; Hesser, 2001, S. 28 ff).

26
Trotter, 2001, S. 99 ff.; fest-
zuhalten bleibt, dass die 
methodische Bearbeitung von 
Reaktanzverhalten dieses 
zwar überwindet, damit aber 
noch nicht automatisch Moti-
vationsförderung zur Verhal-
tensänderung erreicht werden 
kann (motivationspsychologi-
sche Grundlagen hierzu fin-
den sich u.a. bei Heckhausen/
Heckhausen, 2010); Zobrist, 
2010, S. 431 ff. m.w.H.

27
Art. 7, 10, 12, 13 BV, resp. Art. 
2, 3, 4, 5, 8 EMRK; Aspekte 
davon sind der Schutz der 
psychischen und physischen 
Integrität, der sexuellen 
Selbstbestimmung, der Frei-
heit und Ehre, der Privat- und 
Geheimsphäre und die infor-
mationelle Selbstbestimmung 
(Häfelin et al. 2008, Rz. 343 
ff.; 381 ff.; Hausheer/Aebi-
Müller, 2008, Rz. 10.05).

28
Art. 27 ff. ZGB; diese sind 
auch Bestandteil des Grund-
rechts der persönlichen Frei-
heit (BGE 102 Ia 521).

fenen eingreifen. Dabei wird sowohl seitens der grundrechtlichen28 als auch der privatrechtli-
chen29 Betrachtung von konkretisierungsbedürftigen Generalklauseln ausgegangen. Es geht um 
den «Schutz der Werte, die das Wesentliche der persönlichen Sphäre des Einzelnen ausmachen»30 
respektive um das Verhalten des Staates, das die Persönlichkeit des Bürgers und der Bürgerin re-
spektiert.31 Damit steht letzten Endes eine wertende Abwägung im Zentrum, wann die Grenze 
überschritten wird und bei welcher der Schutzbereich des Grundrechts berührt ist. Diese Persön-
lichkeitsgüter sind durch die Differenzierung der Grundrechte, insbesondere aber auch durch 
Rechtsprechung und Lehre konkretisiert worden.32 Zu ihnen gehört vor allem die Gewährleistung 
der psychischen Freiheit und geistigen Unversehrtheit.33 Dort, wo wie im Bereich der gesetzlichen 
Sozialen Arbeit das Rechtsverhältnis zwischen Klientinnen beziehungsweise Klienten und der In-
stitution nicht auf einem Vertrag gründet, rückt in erster Linie das Verhältnis zwischen Staat und 
Bürger/in in den Vordergrund. Es kommt nicht der privatrechtliche, sondern der grundrechtliche 
Persönlichkeitsschutz zum Tragen.34 In Bezug auf die eingangs erwähnten Fallbeispiele stellen 
die ersten drei (Müller, Rüedi, Bundi) klare Grundrechtseingriffe dar. Damit ist auch gesagt, dass 
das Recht in diesen Fällen Rahmenbedingungen für die Ausübung von Zwang setzt, die es zu 
beachten gilt, bevor das sich entwickelnde methodische Instrumentarium bei Zwangskontext 
und Pflichtklientschaft35 im bisherigen Verständnis einsetzt. 

1.4 Legalität, Legitimität und «Zwangsbeglückung»
Recht setzt die Rahmenordnung, innerhalb welcher sich die gesetzliche Soziale Arbeit berufs-
ethisch und methodisch handlungsorientiert bewegt. Der Bezugspunkt des Rechts im Blick auf 
die Grundrechte ist derjenige der garantierten Freiheit des Einzelnen, wohingegen der Bezugs-
punkt der Berufsethik der Sozialen Arbeit die Soziale Gerechtigkeit ist. Damit können diese unter-
schiedlichen Bezugspunkte durchaus in ein Spannungsverhältnis geraten.

Stehen die Vorgaben des Rechts mit denjenigen der Berufsethik im Widerspruch, so ist primär 
mit Mitteln innerhalb des Rechts (Nutzen des Ermessensspielraums, Petitionen, Initiativen, Öf-
fentlichkeitsarbeit) vorzugehen (beispielsweise im Fall von berufsethischen Verpflichtungen, wel-
che im Rahmen des aktuellen Rechts nicht erfüllt werden können). Ein eigentliches Widerstands-
recht gibt es nur in besonderen Ausnahmefällen (ultima ratio), wenn sich die Legitimität gegen-
über der Legalität durchsetzen muss und keine anderen subsidi ären Mittel mehr möglich sind.36 
Hierher gehört auch das Dilemma, in dem sich Sozialarbeitende oft befinden, wenn sich allge-
meine Weisungen der Organisation und berechtigte Anliegen der Klientschaft widersprechen. 
Die Berufsethik der Sozialen Arbeit sieht sich hier durchaus auf der Seite der Klientschaft und 
legitimiert Sozialarbeitende, gegen entsprechende Weisungen rechtlich vorzugehen. Insofern be-
steht hier eine sozialarbeiterische Widerstandspflicht.

Innerhalb der rechtlichen Rahmenordnung konkretisiert die Soziale Arbeit mitunter Rechtsnor-
men. Sie hilft beispielsweise aufgrund ihres Erklärungs- und Methodenwissens, das dem Rechts-
anwender überbundene Ermessen für den Einzelfall nutzbar zu machen. Die gutachtliche Stel-
lungnahme aufgrund einer sozialarbeiterischen Abklärung und des Gutachtens im eingangs er-
wähnten Beispiel 1 (Frau Müller) ermöglichen es, die Frage der Art und des Umfangs der 
Kindeswohlgefährdung gemäss Art. 310 ZGB zu konkretisieren und im Rahmen der Verhältnis-
mässigkeitsprüfung einzubringen. Hier dürften Legalität und Legitimität im Einklang stehen. 

Sofern rechtliche Grundlagen für Zwangsausübungen fehlen, darf aus juristischer Sicht und sollte 
aus sozialarbeiterischer Sicht kein Zwang angewendet werden, auch wenn dies gegebenenfalls 
berufsethisch wünschbar wäre. Die Soziale Arbeit wird dann auf ihre Kernkompetenzen der Moti-
vationsförderung und Verhaltensänderung zurückgeworfen. Die Einweisung, welche Jugendan-
walt Rüedi in Beispiel 2 veranlasst, könnte zwar pädagogisch als Konfrontation mit der Realität 
begründet werden37, findet aber – soweit dies die einzige Begründung für die Massnahme ist – 
keine gesetzliche Grundlage im Jugendstrafgesetz.38 Deshalb kann hier nicht mit Zwang gearbei-
tet werden. Dieselbe Frage stellt sich in Bezug auf die tägliche Ausbezahlung der Sozialhilfe 
durch Herrn Meili (Beispiel 3). Auch hier ist – wie für die Kürzung der Sozialhilfe – eine entspre-
chende gesetzliche Grundlage notwendig, welche Sinn und Zweck der Massnahme abdeckt. Eine 
einzig disziplinierende Massnahme, ohne dass das Gesetz es vorsieht, ist nicht zulässig. 

Fraglich werden demgegenüber Situationen, bei denen der Einsatz von Zwang zwar rechtlich 
möglich, die berufsethische Legitimation aber zweifelhaft ist. Je stärker die auf Eigeninitiative 
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29
Häfelin et al., 2008, Rz. 336 
ff., 380 ff, 335a ff. 

30
Hausheer/Aebi-Müller, 2008, 
Rz. 10.11.

31
Bucher, 2009, Rz. 384; siehe 
ferner zur Notwendigkeit der 
Zwangsanwendung in der 
Psychiatrie und damit verbun-
dener Kontrolle: Brugger/ 
Holzbauer, 1998, S. 14.

32
BGE 113 Ia 257, E. 4 b: «La 
liberté personnelle, droit 
constitutionnel non écrit, 
impres-criptible et inalié-
nable, donne à l'individu le 
droit d'aller et de venir et le 
droit au respect de son inté-
grité corporelle. Elle le pro-
tège en outre dans l'exercice 
de sa faculté d'apprécier une 
situation de fait déterminée 
et d'agir selon cette apprécia-
tion. Cette garantie n'englobe 
certes pas la protection de 
toute possibilité de choix et 
de détermination de l'homme, 
si peu importante soit-elle; 
elle recouvre cependant 
toutes les libertés élémen-
taires dont l'exercice est 
indispensable à l'épanouisse-
ment de la personne humaine 
(ATF 112 Ia 100 consid. 5b, 
111 Ia 345 consid. 3b, 232/3 
consid. 3a, 109 Ia consid. 4a). 
La liberté personnelle oblige 
le détenteur de la puissance 
publique à un comportement 
envers le citoyen qui soit com-
patible avec le respect de sa 
personnalité. Elle protège 
intégralement la dignité de 
l'homme et sa valeur propre.»

33
Aebi-Müller, 2005, N 82 f.

34
Häfelin et al., 2008, Rz. 346 
ff., 381 ff.; Hausheer/Aebi-
Müller, 2008, Rz. 10.05.

35
Hausheer/Aebi-Müller, 2008, 
Rz. 10.34.

36
Siehe Fussnote 25.

37
Es handelt sich beim Wider-
standsrecht um ein natur-
rechtlich begründetes  
vorrechtliches Instrument, es 
bedarf somit keiner expliziten 
gesetzlichen Grundlage.  
Teilweise wird es aber explizit 
in die Verfassungsgrundlagen 
aufgenommen (z.B. Art.  
20 des deutschen Grundge-
setzes). Voraussetzung ist in 

und Autonomie der Klienten und Klientinnen ausgerichtete Motivationsförderung beziehungsweise 
-arbeit in den Hintergrund tritt und die Interventionen massgeblich auf dem Zwangskontext, insbe-
sondere auf (behindernder) Positionsmacht des Sozialarbeitenden beruhen, desto eher und desto 
mehr sollte von «Zwangsbeglückung» gesprochen werden.39 Dies kann überall dort eintreten, wo die 
Verknüpfung von Intervention, Berufsethik und Methode nicht mehr offensichtlich ist40: Beispiels-
weise wenn Sozialarbeitende massiv Druck auf Klienten beziehungsweise Klientinnen ausüben, um 
die Zustimmung zur Neuregelung betreffend den Verkehr eines Kindes mit seinen Eltern zu erhalten. 
Hier ist die Zustimmung zwar formalrechtlich gültig, aber das sozialarbeiterische Handeln kaum 
durch die Berufsethik und das Berufsverständnis legitimiert.

Fehlt dieser Zusammenhang von Handlungen und Berufsethik im Sinne der Legitimität gänzlich, 
kann meines Erachtens nicht mehr von sozialarbeiterischem Handeln gesprochen werden.41 

1.5 Zwischenfazit
Ein Zwangskontext liegt vor, wenn Handeln durch das Berufsverständnis und die Berufsethik ge-
gen den Willen des Klienten/der Klientin im Einzelfall legitimiert wird, zur Verminderung bezie-
hungsweise Behebung ihrer/seiner Problemlage unter Abwägung des Verhältnisses von Selbst-
bestimmung und Zwang. Rechtlich relevant wird Zwang, wenn er aufgrund einer wertenden 
 Betrachtung die Rechtsstellung des Einzelnen, insbesondere im Hinblick auf seine Persönlich-
keitsgüter, massgeblich berührt beziehungsweise in den Schutzbereich der Grundrechte eingreift. 
Dann sind die rechtlichen Voraussetzungen zu prüfen, ob Zwang legal ist. Die Methoden der So-
zialen Arbeit konkretisieren innerhalb der Rechtsordnung die rechtlichen Vorgaben. «Zwangsbe-
glückung» findet sich dort, wo die Verknüpfung von sozialarbeiterischem Handeln und Legitimi-
tät in den Hintergrund tritt. Sofern diese Verknüpfung nicht mehr besteht, kann nicht mehr von 
sozialarbeiterischem Handeln gesprochen werden. 

2. Rechtliche Aspekte des Zwangskontextes

2.1 Sozialarbeitende im rechtlichen Kontext
Sogenannte Pflichtklientinnen und -klienten – beziehungsweise Klientinnen und Klienten, die auf-
grund von behördlicher Anweisung zumindest zur Kontaktaufnahme mit der Sozialen Arbeit ver-
pflichtet werden – sind gleichzeitig Klienten oder Klientinnen im Zwangskontext. Diese Verpflich-
tung zur Kontaktaufnahme kann dadurch geschehen, dass die zuständige Behörde den Kontakt 
zur Sozialen Arbeit direkt anordnet oder aber, dass die Betroffenen im Rahmen der Fallführung 
angewiesen werden, einen Kontakt zu einer Drittinstitution aufzunehmen (beispielsweise die Wei-
sung zum Besuch eines Beschäftigungsprogramms). Soziale Arbeit spielt sich in beiden Varianten 
in aller Regel zumindest teilweise im Rahmen der gesetzlichen Sozialen Arbeit ab. Sozialarbei-
tende bewegen sich dabei im Rahmen ihrer Tätigkeit entweder direkt im Verwaltungsrecht (Sozi-
alhilfe-, Kindes-/Erwachsenenschutzrecht, Opferhilfegesetz, Jugendstrafgesetz, Bewährungshilfe 
usw.) oder sie nehmen (auch als privatrechtlich organisierte Organisationen) staatliche Aufgaben 
wahr, weshalb sie gemäss Art. 35 BV an die Grundrechte gebunden sind und die Grundrechtssys-
tematik gemäss Art. 36 BV beachten müssen.42 Der Fokus der rechtlichen Aspekte des Zwangskon-
textes soll im Folgenden auf die gesetzliche Soziale Arbeit beschränkt werden.

2.2 Eingriffssystematik (Art. 36 BV)
Stellt sich die Frage, ob rechtlich relevanter Zwang angewendet werden kann, so ist in aller Regel 
das Grundrecht auf persönliche Freiheit tangiert. Ein Eingriff ist nur zulässig, wenn eine gesetzli-
che Grundlage die Zwangsanwendung vorsieht, ein öffentliches Interesse vorliegt, die Mass-
nahme verhältnismässig ist und der Kerngehalt des Grundrechts nicht tangiert ist. Die Eingriffs-
systematik hätte beispielsweise auch Herr Meili in Beispiel 3 zu beachten.

2.2.1 Das Legalitätsprinzip (Art. 5 Abs. 1 BV)
a)  Die gesetzliche Grundlage
Voraussetzung für einen zulässigen Eingriff in das Grundrecht der persönlichen Freiheit ist zu-
nächst, dass der Eingriff durch eine gesetzliche Grundlage abgestützt werden kann.43 Unabhän-
gig von Grundrechtseingriffen handeln aber Sozialarbeitende immer auch auf der Basis von Ver-
waltungsrecht und sie dürfen nur dann tätig werden, wenn ihre Handlungen auf einer gesetzli-
chen Grundlage beruhen. Herr Meili möchte die Sozialhilfe von Herrn Bundi kürzen (Beispiel 3). 
Hierfür braucht er eine gesetzliche Grundlage, die er – generell-abstrakt formuliert – in aller Regel 
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jedem Falle das Einhalten  
der Verhältnismässigkeit, ins-
besondere des Subsidiaritäts-
prinzips, also die Ausschöp-
fung sämtlicher weniger 
weitgehender zulässiger Mit-
tel. De facto findet sich kaum 
Raum für Widerstandsrecht 
im Rahmen der Sozialen 
Arbeit. Siehe auch: Kley, 2001, 
S. 285 ff. und BGer 1P.375/ 
2006; zur zunehmenden 
Bedeutung von Massnahmen 
ausserhalb der Gesetzgebung 
z.B. der UBS-Staatsvertrag  
mit den USA betreffend Aus-
tausch von Bankkundendaten, 
der eine gesetzliche Grund-
lage wettmachen will: Agam-
ben, 2004.

38
Siehe z.B. konfrontative Päda-
gogik und deren Begründun-
gen zu den Antiaggressions-
Trainings-Projekten (insb. 
Heisser Stuhl): auf: http://www.
ik-s.ch [24.3.2011]; zu Zwangs-
elementen in der Pädagogik 
siehe: Höhler, 2009, S. 89 ff. 

39
Siehe Art. 5 f. JStG sowie 
Aebersold, 2007, S. 129;  
Basler Kommentar Strafrecht 
I- Gürber/Hug/Schläfli, Art. 6 
JStG N 3 f., wonach rein päd-
agogische Überlegungen 
nicht zu einer Missachtung 
des Prinzips führen dürfen, 
dass die Schwere der Straftat 
und die Haftgründe (Art. 3 
JStPO i.V.m. Art. 221 StPO) 
massgebend für die Einwei-
sung sind. Siehe ferner Art.  
27 Abs. 1 JStPO und Art.  
221 StPO.

40
Der Begriff «Zwangsbeglü-
ckung» wurde von Marianne 
Gumpinger geprägt (Gumpin-
ger, 2001a, S. 11 ff.). Gegen-
über der hier vorgeschlagenen 
Definition von Zwangsbeglü-
ckung stellt Gumpinger grund- 
sätzlich auf Zwangssituatio-
nen ab. Auch eingangs er-
wähntes Fallbeispiel 1 würde 
sie unter Zwangsbeglückung 
subsumieren. Die hier vorge-
schlagene Definition setzt 
demgegenüber dort an, wo 
Zwang sich zu verselbststän-
digen droht. 

41
Lüssi spricht in diesem Zu- 
sammenhang von «formeller 
Freiwilligkeit», bei welcher 
auch Entscheide unter massi-
vem Druck durch die Sozial-
arbeitenden als freiwillig  
gelten (Lüssi, 2008, S. 316).

im kantonalen Sozialhilfegesetz findet. Dadurch wird zunächst sichergestellt, dass Herr Bundi 
keine Sonderbehandlung erfährt (Rechtsgleichheit), dass Herr Meili sich an die Vorgaben im Ge-
setz halten muss (Rechtssicherheit), und dass die Kürzung für Herrn Bundi auch vorhersehbar ist, 
da sie im Gesetze verankert und so vorgesehen ist.44 Je nach Intensität des Eingriffs in die Rechts-
stellung, der Akzeptanz der Massnahme, der Anzahl der von einer Regelung Betroffenen und der 
finanziellen Bedeutung bedarf es zudem eines Gesetzes, das vom Parlament – je nach dem unter 
Mitwirkung der Bevölkerung – erlassen wird45 (demokratische Funktion). Oder aber eine von der 
Exekutive erlassene Verordnung ist ausreichend.46 Kürzungen greifen in das soziale Existenzmini-
mum ein und sind daher Eingriffe von bedeutender Intensität. Deshalb bedarf es hier eines Ge-
setzes, das auch demokratisch abgestützt ist.47 Für den Zwangskontext gilt somit: Je stärker in 
die Rechtssphäre des/der Einzelnen eingegriffen wird, desto eher bedarf es eines Rechtssatzes, 
der demokratisch legitimiert und genügend bestimmt ist, also die Zwangshandlung respektive 
den Eingriff explizit vorsieht.

b) Das Sonderstatusverhältnis
Das Sonderstatusverhältnis (auch besonderes Rechtsverhältnis genannt) liegt dann vor, wenn 
eine Person in einer engeren Rechtsbeziehung zum Staat steht als die übrigen Menschen, so bei-
spielsweise Schülerinnen und Schüler, Studierende, öffentlich-rechtlich Angestellte, Personen im 
Strafvollzug oder in geschlossenen psychiatrischen Anstalten. Die Zuordnung zum Sonderstatus-
verhältnis hat zur Folge, dass nicht alle Einzelheiten generell-abstrakt in einem Gesetz geregelt 
werden müssen; Generalklauseln sind ausreichend.48 Demgegenüber verlangt zumindest die 
Lehre, dass die Grundzüge gerade bei schweren Eingriffen, wie Zwangsmedikation oder -ernäh-
rung, in einem Gesetz umschrieben werden müssen.49 In der Praxis finden sich diese Regelungen 
oft in Anstaltsordnungen, Disziplinarordnungen usw. Das Bundesgericht stützt diese Praxis inso-
fern, als es bereits bei schweren Eingriffen mit der polizeilichen Generalklausel argumentiert hat. 
Das heisst, dass die Behörde bei zeitlicher Dringlichkeit zur Abwendung einer schweren und un-
mittelbaren Gefahr unter Berücksichtigung des Verhältnismässigkeitsprinzips auch ohne beson-
dere gesetzliche Grundlage handeln darf.50 Dies wurde in jüngster Zeit durch den Europäischen 
Gerichtshof dahingehend konkretisiert, dass die Gefährdungssituation nicht vorhersehbar sein 
darf. Ist sie vorhersehbar, so hat der Staat gesetzliche Grundlagen zu erlassen.51 

Im Sonderstatusverhältnis kommt dem Staat zudem eine Schutz- und Garantenfunktion zu: Der 
Staat «hat die negativen, freiheitsbeschränkenden Auswirkungen der Eingliederung soweit mög-
lich mittels gezielter Schutz- und Fürsorgeleistungen auszugleichen oder […] für die Betroffenen 
erträglicher zu machen».52 Im Rahmen dieser Garantenfunktion sieht es die Lehre teilweise für 
zulässig an, auf die polizeiliche Generalklausel zumindest übergangsweise Rückgriff zu nehmen.53

Herr Meili (Beispiel 3) möchte nun zusätzlich zur Kürzung der Sozialhilfe, dass Herr Bundi täglich 
sein Sozialhilfegeld abholen kommt. Hier wäre zu unterscheiden: 

1) Die Massnahme muss im Rahmen der Gewährleistung von Schutz angeordnet werden, bei-
spielsweise weil Herr Bundi schwer suchtmittelabhängig ist und die Gefahr besteht, dass er sich 
akut selbst gefährdet, sobald die Unterstützungsleistungen monatlich ausbezahlt würden, weil er 
dann sofort alles Geld in Suchtmittel umsetzen würde. Dann findet sich die gesetzliche Grund-
lage für die tägliche Ausbezahlung in der Regel in den Sozialhilfegesetzen formal bei den Weisun-
gen. Inhaltlich kennen die Sozialhilfegesetze demgegenüber in aller Regel keine entsprechende 
ausdrückliche gesetzliche Grundlage. Da es sich um ein Sonderstatusverhältnis und zugleich 
nicht um einen schweren Eingriff in die Rechtsstellung von Herrn Bundi handelt, bedarf es auch 
nicht einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage, welche diese konkrete Massnahme um-
schreibt. Generalklauseln sind ausreichend. Man stützt sich in der Praxis auf die Modalitäten der 
Ausrichtung der Sozialhilfe. Diese werden anhand der Ziel- und Zweckbestimmungen der Gesetz-
gebung, konkretisiert respektive ausgelegt. Hierfür werden insbesondere das Individualisierungs-
prinzip, der Grundsatz der Ursachenbekämpfung, der Wahrung der Menschenwürde und der In-
tegration54 für die Auslegung beigezogen. Dabei haben durchaus methodische Überlegungen 
Platz.55 

2) Möchte Herr Meili demgegenüber das Verhalten sanktionieren und Herrn Bundi disziplinieren, 
indem er täglich die Sozialhilfe beziehen muss, findet sich in aller Regel hierfür keine ausrei-
chende gesetzliche Grundlage. Sehr wohl findet sich hingegen eine gesetzliche Grundlage für die 
Kürzung der Sozialhilfe, weil Herr Bundi zu wenige Arbeitsbemühungen nachweisen kann.
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42
Solche z.B. polizeilichen und 
sozialarbeiterischen Interven-
tionen finden sich z.T. in einer 
Mischform, so bei (uniformier-
ter) aufsuchender Sozialarbeit 
mit massgeblich repressivem 
Auftrag (z.B. Pinto (auf: http:// 
www.bern.ch/leben_in_bern/
sicherheit/sicherheit/pinto ) 
oder die SIP (http://www.
stadt-zuerich.ch/content/sd/
de/index/arbeitwohnendro-
gen/gassenpraesenz/sip/
angebot.html [24.3.2011]).

43
Häfelin et al., 2010,Rz. 1509 
ff. 

44
So auch der strafrechtliche 
Grundsatz: Keine Strafe ohne 
Gesetz (Art. 1 StGB).

45
Häfelin et al., 2010., Rz.368 ff.

46
sog. Gesetz im formellen 
Sinne.

47
sog. Gesetz im materiellen 
Sinne. Zum Ganzen: Häfelin 
et al., 2008, Rz. 393 ff.

48
Siehe hierzu auch: Vogel, 
2008, S. 159 f.

49
Häfelin et al., 2008, Rz. 478 ff. 

50
Müller, 2000, S. 725 ff.; Häfe-
lin et al., 2008, Rz. 482; Bräg-
ger, 2010.

51
Für die Zwangsmedikation im 
Rahmen einer FFE BGE 126 I 
112 ff.; Kritik bei Müller, 
2000, S. 725 ff. 

52
Für die Verweigerung der  
Weiterreise eines Journalisten  
ans WEF nach Davos ist die 
polizeiliche Generalklausel 
keine ausreichende Grund-
lage, da die mit dem WEF  
verbundenen Aktionen der 
Polizei zur Vermeidung von 
Störungen des WEFs (unbe-
willigte Demonstrationen 
usw.) für die staatlichen Insti-
tutionen vorhersehbar gewe-
sen sind (GSELL c. SUISSE,  
Nr. 12675/05).

53
Müller, 2003, S. 241.

54
Hier ist auch die Diskussion 
um den Hungerstreik des  
Walliser Hanfbauern Bernhard 

c) Auslegung und pflichtgemässes Ermessen
Indem Herr Meili (in Beispiel 3) – wie soeben dargelegt – die Unterscheidungskriterien von zuläs-
sigem Handeln aufgrund der gesetzlichen Grundlagen erörtert, legt er das Gesetz aus. 

Verwaltungsbehörden und ihre Vertretung sind Rechtsanwendende und daher verpflichtet, un-
präzise Gesetzestexte oder unbestimmte Rechtsbegriffe auszulegen und Ermessen56 pflichtge-
mäss auszufüllen. Soweit die Rechtsnorm nicht präzise gefasst ist (beispielsweise unklar ist, ob 
«Kind» als unmündige Person oder im Sinne der Abstammung als Kind von Eltern zu verstehen 
ist), kommt die Auslegung zum Zuge. Auslegung meint die Ermittlung des Sinns einer Rechts-
norm57 aufgrund des dafür vorgesehenen Methodenpluralismus.58 Da der Gesetzgeber zudem 
nicht sämtliche möglichen Konstellationen regeln kann und will, setzt er mit Generalklauseln ei-
nen Rahmen und überbindet dem/der Rechtsanwendenden die Konkretisierung des Ermessens 
(beispielsweise Kindeswohl59) zur Ausübung von Einzelfallgerechtigkeit.60

Mit der Überbindung von Ermessen an den/die Rechtsanwendenden ist diesem aber nicht Tür 
und Tor für Willkür geöffnet; pflichtgemässes Ermessen kann verwaltungsintern vollumfänglich 
überprüft werden.61 Es muss angemessen sein. Dies bedeutet, dass das Legalitätsprinzip nicht 
missachtet werden darf, dass das Ermessen verhältnismässig ausgeübt werden muss sowie dass 
die Ermessensbetätigung dem Rechtsgleichheitsgebot und dem öffentlichen Interesse ent-
spricht.62 Damit müssen Sozialarbeitende im Rahmen ihrer auf dem Gesetz basierenden Aufga-
ben das Ermessen so konkretisieren, dass sie
– sich die Zweckbestimmung und Zielsetzung bei jedem Entscheid vor Augen führen, 
– die einzelnen Entscheide auch zu begründen vermögen,
– das Ziel der Massnahme geklärt haben,
– nach milderen und trotzdem wirksamen Alternativen suchen,
– die Plausibilität der Entscheidung überprüfen, indem sie sich beispielsweise in die Rolle des 
Betroffenen oder eines Dritten versetzt haben.

Im Beispiel 1 (Frau Müller) wird das der Behörde zustehende Ermessen in Bezug auf die Kindes-
wohlgefährdung konkretisiert, indem ein Gutachten und eine gutachtliche Stellungnahme einge-
holt werden. Diese erörtern die Frage, inwiefern die gedeihliche und förderliche Entwicklung des 
Kindes noch gegeben ist respektive ob das Kind aus dem bisherigen System herausgeholt werden 
muss beziehungsweise welche Alternativen ebenfalls Erfolg versprechend sein könnten.

2.2.2 Öffentliches Interesse (Art. 5 Abs. 2 BV)
Als weitere Voraussetzung für einen zulässigen Grundrechtseingriff muss dieser im öffentlichen 
Interesse stehen. Handlungen von Sozialarbeitenden im Rahmen des Verwaltungsrechts sind an 
das zeitlich und örtlich wandelbare öffentliche Interesse gebunden. Es konkretisiert den Zweck 
und das Ziel staatlichen Handelns. Gerade im Rahmen von Ermessensbetätigung und im Rahmen 
der Auslegung kommt dem öffentlichen Interesse konkretisierende Bedeutung zu.63 Herr Meili 
(Beispiel 3) muss sich somit überlegen, ob die Sanktionierung von Herrn Bundi im öffentlichen 
Interesse, konkret im sozialen respektive sozialpolitischen Interesse der Sozialhilfegesetzgebung 
steht. Dies trifft aber nur zu, wenn die Begründung der Massnahmen gegenüber Herrn Bundi im 
Rahmen seines Auftrages als Sozialarbeiter der Sozialhilfe und somit im Rahmen des Sozialhilfe-
gesetzes steht. Disziplinierende Massnahmen ohne Bezug zum sozialhilferechtlichen Auftrag 
werden nicht vom öffentlichen Interesse gedeckt. Ebenso wenig sind irgendwelche Auflagen und 
Weisungen zulässig, die einzig mit dem Ziel erlassen werden, dass die Beiträge der Klientinnen 
und Klienten gekürzt und damit Sozialhilfekosten eingespart werden können.64 

Dem öffentlichen Interesse kommt grosse Bedeutung zu, insbesondere im Rahmen der Verhältnis-
mässigkeitsprüfung,  welche die privaten Interessen mit dem öffentlichen Interesse in Bezug setzt. 

2.2.3 Verhältnismässigkeitsgrundsatz (Art. 5 Abs. 2 BV)
Oben wurde aufgezeigt, dass das Ermessen verhältnismässig ausgeübt werden muss. Ebenso ist 
das Verhältnismässigkeitsprinzip, das heisst, ob ein Grundrechtseingriff zulässig ist, zentraler As-
pekt der Prüfung.65 Neben der gesetzlichen Grundlage und dem öffentlichen Interesse muss die 
Massnahme im Einzelfall verhältnismässig sein, das heisst, 
–  sie muss das Ziel der Massnahme erreichen können (Zwecktauglichkeit, Eignung der Mass-

nahme), 
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Rappaz anzusiedeln [2010/ 
2011], der insbesondere auf 
den Strafvollzug ausgerichtet 
war. Das Sonderstatusverhält-
nis überlagert hier trotz der 
rechtmässigen Patienten-
verfügung, das zivilrechtliche 
Handlungsfähigkeitsrecht 
resp. das Selbstbestimmungs-
recht; und der Staat darf hier 
im Sinne einer paternalisti-
schen Fürsorge unter Berück-
sichtigung der Verhältnis-
mässigkeit eingreifen (z.B. mit 
Beratungsangeboten, aber 
auch Androhungen von Sank-
tionen). Damit ist aber noch 
nicht gesagt, dass er eine 
Zwangsernährung durchfüh-
ren darf. Hierfür wiederum 
bedarf er einer gesetzlichen 
Grundlage (siehe hierzu:  
Müller, 2010, S. 29, der hier 
dann allerdings ausnahms-
weise, sprich übergangsweise 
die polizeiliche Generalklausel 
für zulässig erachtet; die  
Replik hierzu bei Brägger, 
2010). Klarer wird diese Aus-
gangslage zumindest im 
Bereich des Erwachsenen-
schutzes, wo gemäss neuem 
Erwachsenenschutzrecht eine 
Patientenverfügung im Rah-
men der Ausarbeitung eines 
Behandlungsplanes und damit 
verbunden einer möglichen 
Medikation ohne Einwilligung 
in einer psychiatrischen An-
stalt unter fürsorgerischer 
Unterbringung nur berücksich-
tigt werden muss (nArt. 433 
Abs. 3 ZGB). 

55
Siehe hierzu: Häfeli, 2008,  
S. 65 ff.

56
Lüssi zeigt mit seinen Bewer-
tungs- und Durchsetzungs-
grundsätzen die Annäherung 
der Sichtweise der Sozialen 
Arbeit an das Recht auf (Lüssi, 
2001, S. 61 ff., 77 ff.).

57
Relevant ist die Unterschei-
dung von Ermessen und 
un bestimmtem Rechtsbegriff 
in Bezug auf die Frage der 
Rechtskontrolle: Die Ange-
messenheit wird in der Regel 
nur verwaltungsintern über-
prüft, die Auslegung des 
unbestimmten Rechtsbegriffs 
demgegenüber auch von 
Gerichten überprüft (siehe 
eingehend: Häfelin et al., 
2010, Rz. 445 ff.).

58
BGE 122 III 324 E. 7.

59
Die grammatikalische Ausle-
gung stellt auf die sprachli-
chen Erwägungen ab, die sys-

–  es dürfen keine weniger weit eingreifenden und auch zum Ziel führenden Massnahmen möglich 
sein (Erforderlichkeit des Eingriffs) und 

–  Zweck des Eingriffs und Wirkung des Eingriffs müssen in einem angemessenen Verhältnis ste-
hen respektive es muss ein überwiegendes öffentliches Interesse für den Eingriff vorliegen (Zu-
mutbarkeit der Massnahme). 

Herr Meili muss somit begründen, ob die Massnahme (Sanktion von Herrn Bundi) – auch unter 
Berücksichtigung methodischer Überlegungen – geeignet ist, um das Ziel (Ersatz oder Durchset-
zung der nicht befolgten Anordnung im Sinne einer Verhaltensänderung im Hinblick auf die beruf-
liche Integration beziehungsweise wirtschaftliche Selbstständigkeit) zu erreichen. Oder ob mit ei-
ner Sanktion das Ziel überhaupt nicht mehr erreicht werden kann, weil sie Herrn Bundi völlig de-
motivieren würde. Zudem müsste der Sozialarbeiter abklären, ob die Sanktionierung erforderlich 
ist, ob nicht weniger weit eingreifende Massnahmen (wie Beratungsleistungen mit dem Ziel der 
Verhaltensänderung) ausreichen würden und ob die Sanktionierung in einem angemessenen 
Zweck-Mittel-Verhältnis steht. 

Das Verhältnismässigkeitsprinzip ist zentraler Aspekt der Prüfung, ob ein Eingriff in die Grund-
rechte zulässig ist. Die Prüfung der Schritte der Verhältnismässigkeit ist zwar eine rechtliche Vor-
gabe, sie ist aber nur formaler Natur. In Fallbeispiel 1 (Frau Müller) ist zu prüfen, ob der Obhuts-
entzug verhältnismässig wäre. Dabei wird mit Hilfe eines Gutachtens auf entwicklungspsychologi-
scher Grundlage sowie einer gutachtlichen Stellungnahme geprüft, welche auch zum Obhutsentzug 
subsidiären Massnahmen in Frage kommen, sprich geeignet sind, (beispielsweise sozialpädagogi-
sche Familienbegleitung) um der Kindeswohlgefährdung zu begegnen. Zur inhaltlichen Diskussion 
verweist hier das Recht auf Referenzdisziplinen (Soziale Arbeit, Psychologie, Pädagogik, Medizin 
usw.). Dem Verhältnismässigkeitsprinzip kommt eine Scharnierfunktion zwischen dem Recht und 
seinen Referenzdisziplinen zu. Die Diskussion findet weitgehend unter Einbezug dieser Referenz-
disziplinen im Sinne einer Konkretisierung statt; das Recht hält die hierfür notwendigen Strukturen 
und Fragestellungen bereit.

Ebenso findet beim hier verwendeten Zwangsbegriff im Kontext der Sozialen Arbeit66 die Prüfung der 
Zumutbarkeit, also der Abwägung der Interessen zwischen Selbstbestimmung und Zwang, implizit 
statt. Diese dürfte gerade für Amtsvormund Huber (Beispiel 4) relevant sein für den Fall, dass Herr 
Walter vehement Widerstand gegen die Arbeitsabsprache leistet. Zumeist finden sich zusätzlich fak-
tische Grenzen der Zwangsanwendung. So ist bei einer psychiatrischen Begutachtung gegen den 
Willen einer Person, genau zu prüfen, ob die betroffene Person im Rahmen des Zwangskontextes ko-
operiert oder sich den Gesprächen in der Einrichtung verweigert. Das gilt bei Herrn Huber. Eine Ar-
beitsabsprache macht nur dann Sinn, wenn Herr Walter zumindest minimal mitarbeitet. Die Anwen-
dung gegen den Willen widerspricht einer Arbeitsabsprache als methodischem Instrument im Kern.

2.2.4 Kerngehalt
Zu guter Letzt darf für einen zulässigen Grundrechtseingriff der Kerngehalt des Grundrechts nicht 
verletzt sein; diesen bilden bei der Persönlichen Freiheit das Recht auf Leben und das Folterverbot.67

2.4 Fazit
Der Zwangskontext siedelt sich weit vor dem rechtlich relevanten Zwang an und wird massgeblich 
durch das Berufsverständnis und die Berufsethik gesteuert. So dürfte die Überzeugungsarbeit von 
Amtsvormund Huber (Beispiel 4) legitim sein, ohne rechtlich relevant zu sein. Mit der Prüfung der 
Grundrechtssituation wird die rechtskonforme Anwendung von rechtlich relevanten Massnahmen 
im Zwangskontext gewährleistet. Die Beurteilung der eingangs erwähnten Beispiele 2 (Jugendan-
walt Rüedi) und 3 (Bundi/Meili) würde mit diesen Überprüfungsmustern insofern klarer, als nach-
vollziehbar wäre, ob ein ausreichender Zusammenhang zwischen Intervention und rechtlicher Le-
gitimation bestünde. Beispiel 4 (Amtsvormund Huber) ist als Ermessensfrage einzuordnen. Im 
Rahmen des Ermessens wie der gesetzliche Auftrag (Beistandschaft) ausgeführt wird, kann Amts-
vormund Huber mit einer begründeten sozialarbeiterischen Methodik vorgehen und erfüllt so 
seine gesetzliche Fürsorgepflicht. Er konkretisiert die rechtlichen Grundlagen für den Einzelfall und 
kommt gleichzeitig seinen Sorgfaltspflichten nach.68 Es wird ersichtlich, dass auch hier das Recht, 
insbesondere bei der Prüfung der Verhältnismässigkeit,69 bei der Ermessensausübung und der Aus-
legung mit Hilfe von Referenzdisziplinen (Soziale Arbeit, Medizin, Psychologie usw.) konkretisiert 
wird respektive das Recht ohne diese Konkretisierung nicht anwendbar wäre. 
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tematische auf den Zusam- 
menhang im Gesetz, die 
teleologische auf den Zweck, 
die historische auf die so 
genannten Materialien und 
die Rechtsgeschichte (Tuor et  
al., 2009, § 5 II. b. 2.). Hinzu 
kommt im Verwaltungsrecht 
die verfassungs- und völker-
rechtskonforme Auslegung: 
Hier wird die Rechtsnorm in 
Bezug zu den Bestimmungen 
der Verfassung gesetzt und  
im Lichte der Verfassung aus-
gelegt; sie kommt dann zum 
Zuge, wenn die anerkannten 
Auslegungsmethoden unter-
schiedliche Deutungen einer 
Norm ermöglichen (Häfelin  
et al., 2010, Rz. 230). Die ver-
fassungskonforme Auslegung 
dient der einheitlichen Rechts- 
anwendung und kann der  
systematischen Auslegung 
zugeordnet werden.

60
a. M. Fassbind, 2006, S. 117  
ff. m.w.H., der das Kindeswohl 
als unbestimmter Rechtsbe-
griff verstanden haben 
möchte, was zur Folge hätte, 
dass die Konkretisierung des 
Kindeswohls nur eine einzige 
richtige sachliche Lösung 
ermöglichen würde. Dies 
erscheint mir nicht zutreffend, 
da doch in aller Regel bei  
der Erziehung verschiedene 
gleichwertige kindeswohlge-
rechte Handlungsoptionen 
vorliegen, zwischen denen  
die Eltern auswählen können.

61
Riemer, 2003, Rz. 92 ff. 

62
In der Regel wird im verwal-
tungsinternen Rechtsmittelzug 
die Angemessenheit überprüft, 
wohingegen verwaltungsex-
tern (gerichtliche Überprüfung) 
nur Rechtsverletzungen und 
somit nur qualifizierte Ermes-
sen fehler (Ermessensüber-
schreitung, -unterschreitung, 
-verzicht und Willkür) beurteilt 
werden (Häfelin et al., 2010, 
Rz. 473 ff.). Dabei gibt es  
Ausnahmen, z.B. im neuen 
Erwachsenenschutzrecht,  
wo auch verwaltungsextern 
die Angemessenheit überprüft 
werden kann (nArt. 450a ZGB).

63
Häfelin et al., 2010, Rz. 441 ff.

64
Häfelin et al., 2010, Rz. 535 ff.

65
Siehe unter 2.2.3.

66
Im Unterschied zum Ermes-
sen (siehe Fn 56, 61) kann 

3. Sozialarbeiterisches Handeln und Recht 

Sozialarbeiterisches Handeln findet innerhalb der Rechtsordnung statt; soweit Sozialarbeitende 
im Rahmen des Verwaltungsrechts tätig sind, müssen sie ihre Handlungen immer auf eine recht-
liche Grundlage abstützen. Dies unabhängig davon, ob die Frage des Zwangs und dessen Legali-
tät zu beantworten ist. Damit unterscheidet sich die Ausgangslage vom Handeln, das nicht auf 
Verwaltungsrecht gründet.70 Wird in den grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen, müs-
sen die Voraussetzungen für einen Eingriff erfüllt sein. Je intensiver der Eingriff in die Rechtstel-
lung der betroffenen Person ist, desto höher sind vor allem die Anforderungen an die gesetzliche 
Grundlage.

Innerhalb dieser rechtlichen Rahmenordnung findet sich ausreichend Spielraum für methodische 
und berufsethische Überlegungen zur Konkretisierung der sozialarbeiterischen Pflichten. Das Me-
thodenwissen und die Berufsethik der Sozialen Arbeit dienen dabei massgeblich zur Konkretisie-
rung des öffentlichen Interesses, gestalten inhaltlich die Verhältnismässigkeit und die Ausübung 
des pflichtgemässen Ermessens massgeblich mit. Die Eingriffssystematik (Art. 36 BV) ermöglicht 
zugleich eine differenzierte Überprüfung von sozialarbeiterischer Legitimität, Eingriff und Selbst-
bestimmung. Damit dieses Zusammenwirken von Recht und Sozialer Arbeit möglich ist, bedarf es 
aus rechtlicher und sozialarbeiterischer Sicht sowohl der Auftrags- und Rollenklarheit der Sozial-
arbeitenden71 als auch umfassender Handlungskompetenzen im jeweiligen Fachbereich. 

Soziale Arbeit als auf Soziale Gerechtigkeit ausgerichtete Tätigkeit geht aber dort weiter, wo sie 
die rechtlichen Rahmenbedingungen kritisiert und sie abzuändern versucht. Diese klassische so-
zialpolitische Aufgabe ist im politischen Prozess anzugehen. 
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Berufsethik im Zwangskontext:  
Wieviel Zwang ist legitim?

Ist Zwang in der Sozialen Arbeit überhaupt legitim? Haben Menschen nicht aus ihrer Würde he-
raus ein Recht auf unbedingte Autonomie? Und wehren sie sich insofern nicht zu Recht gegen 
jegliche Einschränkungen ihrer Autonomie? Sollen Professionelle der Sozialen Arbeit überhaupt 
mit Klientinnen und Klienten arbeiten, die nicht von sich aus Kontakt aufnehmen oder nicht moti-
viert sind? Ist ihre Arbeit in Zwangskontexten sinnvoll, gar mit ihrer Berufsidentität vereinbar?
Und was sollen wir von diesem Paradoxon halten, dass die Gesellschaft von der Sozialen Arbeit die 
Durchführung von Zwangsmassnahmen zwar fordert, aber offensichtlich gering wertet? Denn ist 
es nicht so, dass je häufiger beziehungsweise stärker die Zwangskontexte in einer entsprechenden 
Einrichtung ausgeprägt sind, desto geringer die Anerkennung der Arbeit mit diesem Klientel ist? 
Wäre es vor diesem Hintergrund nicht gerechtfertigt und nötig, dass die Soziale Arbeit von sich 
aus gerade dort – also in Zwangskontexten – hohe Standards einführt und deren Einhaltung 
streng kontrolliert, wo die Voraussetzungen für die professionelle Arbeit stark belastend und die an 
die Arbeit gestellten Anforderungen sehr hoch sind? Welche Standards sollen denn gelten bei der 
Frage: Wie viel Zwang ist legitim?

Gehen wir der Reihe nach. Wer nach der Legitimität – im Gegensatz zu Legalität – fragt, fragt nach 
dem individuell zu verantwortenden professionellen Handeln. Wer nach dem professionellen Han-
deln fragt, fragt nach der Moral und Moralität einer Profession. In unserem Falle der Sozialen Ar-
beit. Nach welchen moralischen Kriterien sollen sich Professionelle der Sozialen Arbeit bei ihren 
Werte-Erwägungen und Handlungsentscheidungen also richten, wenn sie überprüfen wollen, ob 
ihr Handeln legitim ist? Welche berufsethisch begründeten Kriterien geben ihnen die Gewissheit, 
legitim zu handeln? Wie begründen sie, dass unter Umständen die von ihnen geforderte Hand-
lungsweise aus Sicht der Sozialen Arbeit nicht legitim ist, obwohl sie sich innerhalb eines gesetzli-
chen Rahmens bewegen? 
Wie können sie entscheiden, wie viel Zwang legitim ist und wie können sie die Ausübung von 
Zwang auf ihre Klientel moralisch begründen?

Doch im Zusammenhang mit der Legitimität nach der Moralität der Sozialen Arbeit zu fragen, be-
trifft nicht nur – vielleicht sogar nicht einmal in erster Linie – die Handlungsebene der konkreten 
beruflichen Alltagssituationen. Es betrifft viel grundsätzlicher auch die politische, genauer die ge-
setzgeberische Ebene. Vom Standpunkt seitens der Sozialen Arbeit muss mit der Frage nach der Le-
gitimität danach gefragt werden, ob die Gesetzgebung selbst, welche die Zwangsmassnahmen vor-
schreibt, vor dem Wertehintergrund der Sozialen Arbeit legitim ist. Denn was gesetzlich geregelt ist, 
muss – bezogen auf die Kriterien und Standards Sozialer Arbeit – noch lange nicht legitim sein.
So wäre beispielsweise danach zu fragen, ob bestimmte Zwangskontexte und -massnahmen, die 
zwar durch Verordnungen und Gesetze legalisiert sind, auch aus der Perspektive der Sozialen Ar-
beit legitim sind, wie etwa der Zwang zur Arbeitsaufnahme, der Zwang zum kostendeckenden 
Wirtschaften mit der Klientel oder der Zwang zur Übernahme institutioneller Abläufe durch die 
Klientel. Denn Gesetze müssen legitim sein. Das heisst, sie müssen aus Sicht der Sozialen Arbeit 
menschengerecht – im Genaueren: bedürfnisgerecht – und sozial gerecht sein, und sie müssen mit 
«rechten» Dingen zustande gekommen sein. Ansonsten würde es die Moralität der Sozialen Arbeit 
verlangen, gegen solche Gesetze und Gesetzgebungsprozesse anzugehen. Soziale Arbeit als eine 
der Menschenrechtsprofessionen ist nämlich immer auch in der Pflicht, die strukturellen Rahmen-
bedingungen auf ihre menschliche und soziale Gerechtigkeit hin zu bewerten. Das gehört zu ihrem 
«Wollen» und ihrem moralischen «Dürfen».
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Mit dieser knappen Skizze zur Antwort auf die politische Fragestellung muss ich es hier bewenden 
lassen und den an sich wichtigen Aspekt auf der gegenstandstheoretischen beziehungsweise be-
rufspolitischen Ebene verlassen. Für das Weitere unterstelle ich, dass die Legalität von Zwangskon-
texten, die innerhalb der professionellen Sozialen Arbeit gefordert ist, überprüft und auch aus der 
Sicht der Sozialen Arbeit für legitim befunden wurde. Für diesen – und nur für diesen Fall – ist ge-
setzlich geregelter Zwang (also alle Zwangsmassnahmen und Pflichtklientschaften) auch für die 
Soziale Arbeit moralisch unbedenklich.

Konzentrieren wir uns auf die handlungstheoretisch beziehungsweise (sozial-)politisch relevanten 
Optionen der Moralität Sozialer Arbeit, also auf ihr Können und Sollen (vgl. Abbildung 1). Hier sind 
die einzelnen Handlungen der Professionellen auf ihr moralisches Gebotensein hin zu überprüfen. 
Wie viel Zwang kann oder soll eine Sozialarbeiterin ausüben? Soll sie überhaupt Zwang ausüben? 
Wenn ja, wie viel ist legitim?

Bei dieser Art von Fragen nach dem Wieviel und dem Wieweit ist natürlich keine konkrete allge-
mein gültige Angabe zu erwarten, keine generelle Norm, wie etwa bei der Frage, wie schnell man 
innerorts fahren darf. Vielmehr bedarf moralisches geboten sein der Werte-Erwägung und Krite-
rien, die im konkreten Handlungskontext den Professionellen Orientierung geben können, wenn 
sie die Folgen ihrer Handlungen kalkulieren, bewerten und begründen müssen.
Wie weit darf man im professionellen Kontext aus Sicht der Sozialen Arbeit also gehen beispiels-
weise bei der Nichtberücksichtigung artikulierter Selbstbestimmung oder bei der Einschränkung 
der Autonomie und damit bei der Normenbestimmung? Wie weit darf vom Ideal der zwanglosen 
Einbeziehung aller zur gemeinsamen Normenfindung, wie das beispielsweise die Diskursethik vor-
schlägt, abgewichen werden?

Zunächst ist auch hier gegenstandstheoretisches Wissen gefragt, bevor die moralischen Fragen 
geklärt werden können. Wir müssen uns die Frage stellen: Was wollen wir in der Sozialen Arbeit 
unter artikulierter Selbstbestimmung, unter Autonomie im Allgemeinen, und unter Einschränkung 
der Autonomie im Besonderen, sowie unter Normenbestimmung, ganz zu schweigen unter Diskurs-
ethik verstehen? Dabei sind nicht abstrakte Abhandlungen gesucht, sondern präzise Beschreibun-
gen und (mehrniveaunale) Erklärungen, die mit dem Wertewissen der Sozialen Arbeit übereinstim-

Ethische Werte (Ethos) 
Sozialer Arbeit

Gegenstandstheoretische 
beziehungsweise berufspoli-
tische Intentionen 
(Legitimation der Profession 
insgesamt)

Wollen
… dass das Mensch-Sein als Mensch-in-
Gesellschaft für alle Menschen möglich 
wird

Welt- und Gesellschaftsbild, Anthropologie, 
Gesellschaftstheorie, Erklärungstheorie

Wissenschaftstheorie, Erkenntnistheorie

… den Anderen als den konkret
Anderen erkennen und anerkennen

Können

Das ganze Leben jetzt!
(Was ist der Mensch?)

Setze auf Gerechtigkeit!
(Was dürfen wir tun?)

(Was können wir wissen?)
Wage zu wissen!

(Was sollen wir tun?)
Handle soziativ!

Dürfen
… menschengerechte Sozialstrukturen 
einfordern, die dem Recht jedes 
Menschen auf Chancen der Bedürfnis-
befriedigung und Realisierung seines 
Wohlbefindens entsprechen

Axiologie (Wertelehre),  
Normen legitimen Handelns (Kodex)

Gegenstandstheorie, Handlungstheorie

… politisch (sozialer Wandel), mediativ 
(zwischenmenschliche Beziehungen) 
und sozialpsychologisch (Ermächti-
gung) motivierte Pflichten erfüllen und 
Rechte wahrnehmen

Sollen

Handlungstheoretische 
beziehungsweise sozial-
politische Optionen 
(Legitimation konkreter 
Interven tionen)

Der Mensch will mehr als er kann und kann mehr als er soll und soll mehr als er darf; darf er, was er soll? Soll er, was er kann? 
Darf er was er will? Darf er, was er kann? Soll er, was er will?

Abbildung 1: Das Werte-Normen-Quadrat © Beat Schmocker

Moralische Normen (Moral) 
Sozialer Arbeit

Moralität
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men. Oder anders gesagt: Wir suchen – im Sinne des so genannten dritten Mandats – nach guten 
Gründen, die für das Rechenschaftgeben in unserer Praxis nützlich sind. Diese guten Gründe sind 
einerseits wissenschaftliche Argumentationen auf der Basis des Professionswissens (knowledge) 
und andererseits Begründungen aufgrund der Berufsethik sowie der Berufsmoral (values) Sozialer 
Arbeit. Denn von der Handlungstheorie her wissen wir: Handlungswissen in der Sozialen Arbeit 
lässt sich durch die Kombination ihres Gegenstandswissens und ihres Wertewissens begründen. 
Und daraus wiederum lassen sich professionelle Handlungen legitimieren.

Da scheint mir ein grosses Potenzial brachzuliegen, das in der Praxis noch konsequenter ausge-
schöpft werden könnte: Professionelle der Sozialen Arbeit sind beim Rechenschaft geben nicht 
darauf angewiesen, einzig aus sich selbst heraus, vor dem persönlichen Wertehintergrund, argu-
mentieren zu müssen. Präzise und stringente fachliche Argumente – über die wir in der Sozialen 
Arbeit reichlich verfügen – besitzen weit stärkere Argumentationskraft als persönliche Meinungen. 
Es soll ja um einen Fachdiskurs gehen, gerade auch mit Professionellen anderer Fachrichtungen 
sowie mit Vorgesetzten und Behörden. Das ist allerdings nur dann möglich, wenn die Berufsethik 
beziehungsweise die Berufsmoral der Sozialen Arbeit so ausgeleuchtet wird, dass professionelles 
Handeln ohne Weiteres auch ethisch/moralisch begründet werden kann. Hier ist allerdings Nach-
holbedarf zu orten.

Wir suchen also nach guten Gründen zur Rechtfertigung von Werturteilen, mit denen beispiels-
weise der Grad der Nichtberücksichtigung artikulierter Selbstbestimmung oder der Einschränkung 
der Autonomie festgelegt wird.

Internationale Definition Sozialer Arbeit

Die Profession Soziale Arbeit fördert
–  den sozialen Wandel (d.h. Strukturveränderungen) [auf der Makroebene],
–  Problemlösungen in zwischenmenschlichen Beziehungen [auf der Mesoebene] sowie
–  die Ermächtigung und Befreiung von Menschen [auf der Mikroebene], [alle drei] mit dem Ziel, 

das Wohlbefinden aller und jedes einzelnen Menschen anzuheben.

Indem sie sich sowohl
–  auf Theorien menschlichen Verhaltens als auch
–  auf Theorien sozialer Systeme stützt, vermittelt Soziale Arbeit an den Orten (am Punkt),
–  wo Menschen und
–  ihre sozialen Umfelder [das sind andere Menschen und deren Beziehungsstrukturen] aufein-

ander einwirken.

Dabei sind für die Soziale Arbeit die Prinzipien
–  der Menschenrechte und
–  der sozialen Gerechtigkeit fundamental (d.h. grundlegend).

Folgt man der international ausgehandelten Definition, so sind die realen Lebenssituationen von 
Menschen – inmitten ihrer sozialen Kontexte – zentraler Gegenstand Sozialer Arbeit. Soziale Ar-
beit hat sich mit den für die Betroffenen momentan nicht allein zu lösenden, praktischen Proble-
men, mit denen sich alle Menschen im Zusammenhang mit ihrer Einbindung in die sie umgeben-
den sozialen Kontexte herumschlagen müssen, zu befassen. Dabei geht es vor allem darum, die 
Menschen zu befähigen, diese sozialen Kontexte dahingehend mitzugestalten, dass sie im Hin-
blick auf die Befriedigung der Bedürfnisse des Lebens förderlich sein können.
Die Formulierung des funktionellen Ortes der Sozialen Arbeit «am Punkt, wo Menschen und ihre 
sozialen Kontexte interagieren» weist auf die zentrale Bedeutung der Beziehungsstrukturen und 
sozialen Netze für die Soziale Arbeit hin. Darin eingebettet ist Menschsein möglich, vorausgesetzt, 
diese Sozialstrukturen sind menschengerecht, und vorausgesetzt, das Individuum als Person ent-
scheidet sich für sein Selbst, für die Möglichkeiten seines Menschseins.

Vor diesem Hintergrund bekommt der Begriff Selbstbestimmung seine für die Soziale Arbeit typi-
sche Bedeutung. Mit Selbstbestimmung sind hier Entscheidungsprozesse gemeint, die nicht nur 
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von einer Person ausgehen und von ihr kontrolliert werden, als wäre diese isoliert denkbar. Wesent-
licher ist der Aspekt der Selbstbestimmung, sich für die Integration in ihre Sozialstruktur zu ent-
scheiden, weil sie nur so das eigene Selbst entfalten kann. Das Selbst einer Person ist nach dem 
Menschenbild Sozialer Arbeit das Objekt der Verwirklichung des eigenen Menschseins als Mensch-
in-Gesellschaft. Es ist somit etwas dann selbstbestimmt, wenn dieses so Bestimmte den biologi-
schen, psychischen und sozialen Bedürfnissen eines Selbst, einer Person entspricht.

Selbstbestimmung darf deshalb nicht nur einseitig im Sinne einer Autorenschaft gedacht werden: 
Das Subjekt, das aus sich heraus etwas bestimmt. Selbstbestimmung in der Deutung der Sozialen 
Arbeit betrifft in nicht unwesentlichem Masse auch sein eigenes Selbst als Adressaten dieser Be-
stimmung: Das Objekt, über das bestimmt wird. Diese Bestimmung kann dem eigenen Selbst an-
gemessen oder unangemessen, gerecht oder ungerecht, hilfreich oder schädlich sein. Das Selbst 
kann also auch Opfer der Bestimmung durch die Person, zu der es gehört, werden, sie kann auch 
selbstverletzend wirken. Aus Sicht der Sozialen Arbeit wären folglich nur Bestimmungen über sich 
selbst in Ordnung, die nicht nur dem Sozialen, sondern auch sich selbst gegenüber bedürfnis- und 
menschengerecht sind.

Dazu ist Soziale Arbeit verpflichtet, dafür hat sie zu sorgen, auch wenn das die Person, die ihr eige-
nes Selbst gefährdet, dies als Massnahme gegen ihre Selbstbestimmung versteht oder gar als 
Zwang erlebt.

Ähnlich verhält es sich mit dem Begriff der Autonomie. Autonom ist ein Mensch nicht nur, wenn 
es ihm gelingt, wirklich zum Autor seiner Lebensgeschichte und zum Subjekt seines Handelns zu 
werden. Autonom ist diese Lebensführung vielmehr, wenn sie bindungsstark und gegenüber der 
autonomen Lebensführung anderer verantwortungsvoll vollzogen wird. In der gegenseitigen Ach-
tung, in der wechselseitigen Annerkennung und in der ausgleichend gerechten Kooperation der 
Menschen untereinander zeigt sich ihre Autonomie, ihre Eigengesetzlichkeit. Und die Diskursethik 
entwickelt ihre Konzeption der Zwanglosen, das heisst der gewaltfreien und rationalen Herbeifüh-
rung von allgemein zustimmungsfähigen Lösungen, vor diesem Ideal.

Damit – von diesem kurzen Abstecher ins Gegenstandswissen Sozialer Arbeit – wieder zum berufse-
thischen Diskurs. Wenn Professionelle der Sozialen Arbeit so in die Lebenszusammenhänge der Men-
schen eingreifen sollen, dass diese das als Zwang erleben, dann verlangt das förmlich nach kontinu-
ierlicher berufsethischer Reflexion des professionellen Handelns und – der eigenen Machtposition.

Was fördert diese Reflexion zutage, wenn sie vor dem Hintergrund der Berufsethik, der Moral be-
ziehungsweise der Berufscodizes Sozialer Arbeit ausgeführt wird?

Zunächst: Die Soziale Arbeit verfügt über ein gewachsenes Berufsethos, über verbindliche Leitli-
nien aufgrund ihrer Moralität sowie über kodifizierte moralische Kriterien zur Beurteilung und Be-
gründung von professionellen Entscheidungen und Handlungen innerhalb ihrer Praxis.
In jüngster Zeit wurden diese Standards in Form einer «Definition der Sozialen Arbeit» (vgl. oben) 
und von «ethischen Prinzipien» gebündelt und publiziert (IFSW/IASSW [2007]. Ethics in Social 
Work, Statements of Principles. In: Supplement of isw, Volume 50/2007. Los Angeles, London: 
SAGE-Publications, Inc.).

Ethos
–  Leben als Zusammenleben
–  Menschsein als Mensch-

in-Gesellschaft

Moralität
–  gegenseitig respektie- 

rende Anerkennung
–  füreinander eintreten 

Moral
–  politische,
–  mediative und
–  anthropologische 

beziehungsweise 
sozialpsychologische 
Pflichten und Rechte

Abbildung 2: Inhalt und Verhältnis von Ethos, Moralität und Moral Sozialer Arbeit



4646Berufsethik im Zwangskontext: Wie viel Zwang ist legitim?

Auf dieser Basis lassen sich im Bereich des Ethos der Sozialen Arbeit, das ihre Einheit konstituiert 
und integriert, und worauf letztlich jede moralische Handlung, alle moralischen Grundsätze und 
ethisch-moralischen Normen unserer Profession gründen, beispielsweise Vorstellungen diskutie-
ren, die typisch sind für die berufliche Praxis Sozialer Arbeit und ihrer Entstehungs- und Entwick-
lungsgeschichte. Dazu gehören Vorstellungen wie, dass gelingendes Leben gelingendes Zusam-
menleben voraussetzt, dass Menschsein Mensch-in-Gesellschaft heisst, dass Sozialstrukturen und 
soziale Systeme menschengerecht sein müssen, um menschliches Leben, das an sich gut, jedoch 
verletzlich ist, zu ermöglichen, weil menschliche Existenz zwingend an die Möglichkeit gebunden 
ist, physische, biologische, psychische und soziale Bedürfnisse befriedigen zu können, was aber nur 
durch menschen- und bedürfnisgerechte Verhältnisse möglich ist usw.

Zum Bereich der Moralität, die es erlaubt, eine Handlung als eine moralische, gute Handlung zu be-
zeichnen, und die das oberste Prinzip einer Handlungsgemeinschaft ist, liessen sich Ansprüche for-
mulieren, die aus Sicht der Sozialen Arbeit als das Unbedingte gedacht werden, um so ihr Ethos zu 
realisieren. Solche Ansprüche sind beispielsweise, dass menschengerechte Verhältnisse, Sozialstruk-
turen und Gesellschaften nur durch gegenseitig respektierende Anerkennung der Würde von Perso-
nen und dem Eintreten füreinander herbeigeführt werden können, oder dass nur ein Netz an wech-
selseitiger Anerkennung die Chancen zur Integration und sozialen Gerechtigkeit ermöglicht.

Gehen wir von der internationalen Definition zur Sozialen Arbeit aus, sind genauer betrachtet drei 
aufeinander bezogene Felder dieses Unbedingten, also der Moralität der Sozialen Arbeit, klar um-
rissen festgehalten (vgl. Abbildung 3):

Der Kern des strukturellen Modells der Moralität (vgl. Abbildung 3) lässt sich folgendermaßen 
skizzieren:

Den «Hintergrund» bilden
–  die sozialen, politischen und ökonomischen Systeme,
 –  das heisst die Makroebene beziehungsweise der soziale Wandel im Sinne von Strukturverän-

derungen oder
 – eine Moralphilosophie Sozialer Arbeit der Integration beziehungsweise die
 –   Forderung (an die Soziale Arbeit) nach Vollzug ihrer politischen Rechten und Pflichten,
  innerhalb derer es im Kern um
– die (leibhaftigen) Menschen
 – das heisst um die Mikroebene beziehungsweise die Ermächtigung und Befreiung, oder
 – eine Moralphilosophie Sozialer Arbeit der Person beziehungsweise die
 –  Forderung (an die Soziale Arbeit) nach Vollzug ihrer anthropologischen beziehungsweise 

sozialpsychologischen Rechte und Pflichten geht,  
dessen Wohlbefinden nur in

– der kooperativen und koproduktiven Gegenseitigkeit
 –  das heisst nur auf der Mesoebene beziehungsweise mit Problemlösungen in zwischen-

menschlichen Beziehungen oder durch
 – eine Moralphilosophie Sozialer Arbeit der Interaktion beziehungsweise der
 –  Forderung (an die Soziale Arbeit) nach Vollzug ihrer «mediativen» Rechte und Pflichten
  erreichbar ist.

Die axiologische Grundlage (zweites Feld) verlangt nach der vermittelnden Funktion Sozialer Ar-
beit (intervenire im Sinne von dazwischenkommen, beispielsweise eine Befehlskette unterbrechen, 
sich als Mittel nutzen lassen, einschreiten), und zwar an einem spezifischen gesellschaftlichen Ort, 
nämlich dort, wo die Interaktionsbeziehungen der Menschen solche Sozialstrukturen und soziale 
Systeme hervorbringen, die erfülltes Menschsein ermöglichen. Dabei spielt die integrative, das 
heisst verknüpfende Nutzung (Relationierung) von human- und sozialwissenschaftlichem Wissen 
eine zentrale Rolle. Gefragt ist also eine integrative Theorie Sozialer Arbeit über soziale Probleme 
im Sinne von praktischen Problemen, die menschliche Individuen im Zusammenhang mit ihrem 
Eingebundensein in die sozialen Systeme, deren Mitglieder sie sind, zu bewältigen haben.

Die gegenstandtheoretische Grundlage (erstes Feld) verlangt die Abstützung der Wertelehre 
(Axiologie) Sozialer Arbeit auf die – durch die Menschenwürde begründeten – Prinzipien der 
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Menschenrechte einerseits und die Fixierung der Herstellung von sozialer (genauer: ausgleichen-
der) Gerechtigkeit als anzustrebende generelle Zielsetzung Sozialer Arbeit anderseits. Gefragt ist 
also eine moralisches Handeln legitimierende Axiologie Sozialer Arbeit, die dem Menschsein ge-
recht werdende Rechte und Pflichten konzipiert.

Zwischen den drei moralischen Einstellungen, die den Moralitätsstandpunkt Sozialer Arbeit bilden, 
ist keine weitere Rangordnung vorgesehen, insbesondere keine, die von einer (kultur-)relativen 
Ideologie aus nahegelegt würde. Den verschiedenartigen moralischen Einstellungen kommen je-
doch entsprechend unterschiedliche, an die Soziale Arbeit gerichtete Rechte und Pflichten zu, die 
aber nicht gegeneinander abgewogen werden, nämlich: politische, anthropologische/sozialpsy-
chologische und mediative (Reihenfolge analog der Spiegelstriche S. 44). Diese Rechte und Pflich-
ten Sozialer Arbeit sind der Förderung von Realisierungschancen für soziale (genauer: ausglei-
chende) Gerechtigkeit und der Durchsetzung der Menschenrechte geschuldet.

Der transdisziplinären Wissensintegration kommt wegen des spezifischen gesellschaftlichen Or-
tes der Sozialen Arbeit eine besondere Bedeutung zu (zweites Feld). Dabei geht es unter anderem 
um eine «Ethik des Denkens» (Staub-Bernasconi 2007: 130). So ist im Lichte der Sozialen Arbeit 
betrachtet beispielsweise nicht die Kommunikation der entscheidende Sonderfall der menschli-
chen Interaktion, sondern die Regulierung der Bedürfnisspannungen. Die Interaktionen (das Zwi-
schenhandeln) am Ort, wo Menschen und ihre sozialen Umfelder aufeinander einwirken, sind 
also Lösungen sozialer Probleme. Wobei das soziale Problem darin besteht, in einer Situation der 
Uneindeutigkeit über die Ziele des gemeinsamen Handelns zur Regulierung der Bedürfnisspan-
nungen eine Einigung über allgemein-verbindliche Ziele und Normen dieses Handelns zu errei-
chen (Mittelstrasse 2004: 1/262). Das «Zwischen» aktualisiert sich also in der Begegnung des Ich 
mit dem/der Anderen im gegenseitigen Sich-Konstituieren.

Dieser Moralitätskontext Sozialer Arbeit lässt sich wie folgt veranschaulichen:

Strukturelles Modell der Moralität Sozialer Arbeit

Grundarten des Daseins

Mensch-Sein-in-Gesellschaft

transpersoneller Bereich
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Integrative Theorie sozialer Probleme
(und ihrer Lösungen)

wechselseitig 
kooperative und 

koproduktive, soziale 
Beziehungsstrukturen:         

Die Moralphilosophie 
der Interaktion mit den
«mediativen» Rechten 

und Pflichten der 
Sozialen Arbeit

soziale, politische und
ökonomische Systeme:

Die Moralphilosophie 
der Integration mit den 
«politischen» Rechten 
und Pflichten der Sozialen 
Arbeit

Abbildung 3: Berufsmoralische «Felder» Sozialer Arbeit  © Beat Schmocker

«leibhaftiger» Mensch: 
Moralphilosophie der Person

mit den sozialpsychologischen 
Rechten und Pflichten der 

Sozialen Arbeit
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Dieser Bereich des Unbedingten, der Moralität Sozialer Arbeit gilt natürlich – oder auch ganz 
besonders – bei der Frage, wie viel Zwang in der Sozialen Arbeit legitim ist. Und er gilt erst recht 
bei der handlungstheoretischen Frage des Könnens und des Sollens (vgl. Abbildung 1) in Zwangs-
kontexten, insbesondere was die Machtfrage betrifft.

Zum Bereich der Moral (vgl. Abbildung 2): Der moralische Standpunkt Sozialer Arbeit basiert auf 
der Moralität Sozialer Arbeit (vgl. S. 44). Ihm entsprechend spezifiziert er bestimmte Rechte und 
Pflichten für die Professionellen der Sozialen Arbeit, nämlich: politische, mediative und anthropo-
logische/sozialpsychologische Rechte und Pflichten. Diese Rechte und Pflichten beziehen sich auf 
die spezifischen Verantwortungsbereiche beziehungsweise Mandate Sozialer Arbeit. Zum ersten 
Mandat, dem Doppelmandat von Hilfe und Kontrolle, gehören politische Verantwortlichkeiten 
mit entsprechenden professionellen Rechten und Pflichten. Zum zweiten Mandat, den Bedürfnis-
sen konkreter Menschen, gehören anthropologische beziehungsweise sozialpsychologische Ver-
antwortlichkeiten mit entsprechenden professionellen Rechten und Pflichten. Zum dritten Man-
dat, dem Wissen und der Ethik Sozialer Arbeit sowie den Menschenrechten, gehören mediative 
Verantwortlichkeiten mit entsprechenden professionellen Rechten und Pflichten.

politisch anthropologisch/sozial-psychologisch

Gesellschaft

Organisationen des Sozial-
wesens

Profession/Disziplin
Soziale Arbeit

andere Professionen und 
wissenschaftliche Disziplinen

mediativ

Klientin/Klient

eigene Person der/des  
Professionellen

Abbildung 4: Verantwortungsbereiche und entsprechende moralische Rechte und Pflichten Sozialer Arbeit

Ausgehend von diesen moralischen Rechten und Pflichten Sozialer Arbeit lässt sich nun genauer 
bestimmen, wie viel Zwang legitim ist.

Zunächst: Natürlich gilt auch in Zwangskontexten der kategorische Imperativ der unbedingten 
Moralität Sozialer Arbeit. Zusammenfassen lässt sich dieser moralische Imperativ in etwa so (vgl. 
oben Stichwort‚ Moralität):

Allgemein moralischer Imperativ in der Sozialen Arbeit (gilt auch für Zwangskontexte!)

Richte alle deine Handlungen dahingehend aus, im Rahmen des Möglichen und auf allen Ebenen
die Fundamente für eine im Hinblick auf Bedürfnisspannungen abbauende ideale Interaktions-
gemeinschaft real werden zu lassen! Handle also stets auf die Mehrung von Realisierungschan-
cen für menschen- und bedürfnisgerechte Interaktions- und Kooperationsgemeinschaften (Sozi-
alstrukturen) hin!
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Innerhalb dieses grundsätzlichen Rahmens hat sich also aus Sicht der Sozialen Arbeit die Ant-
wort auf die Frage «Wie viel Zwang ist legitim?» zu bewegen. Und sie ist immer dreifach auszu-
führen: vom Standpunkt der eigenen Profession aus, vom Standpunkt der Klientel aus und vom 
Standpunkt der Gesellschaft aus. Darin liegt die individuelle moralische Verantwortung, vor dem 
Hintergrund der unbedingten Moralität Sozialer Arbeit, sich mit moralischer Urteilskraft, die sich 
reflektierend zu bewähren hat, auf die durch ihre Konkretheit bedingte Praxis zu beziehen. Auf 
einzelne Praxissituationen heruntergebrochen heisst «gut sein wollen» folglich, Kompetenz zur 
Annahme der politischen, mediativen und anthropologischen/sozialpsychologischen Pflichten 
und Rechte gegenüber der Klientel, der Gesellschaft, anderen Professionen und Disziplinen, der 
eigenen Profession, der Trägerschaft der eigenen Organisation und der eigenen Profession.

Wie gesagt: Bei dieser Art von Fragen nach dem Wieviel und dem Wieweit, ist natürlich keine 
konkrete allgemein gültige Angabe zu erwarten. Keine generelle Norm, wie etwa bei der Frage, 
wie viel man innerorts fahren darf. Vielmehr bedarf moralisches Gebotensein der Werte-Erwä-
gung und Kriterien, die im konkreten Handlungskontext den Professionellen Orientierung geben 
können, wenn sie die Folgen ihrer Handlungen kalkulieren, bewerten und begründen müssen.

Nun ergänze ich: Diese Orientierung müssen sich die Professionellen selber schaffen; es bleibt 
ihnen nichts anderes übrig. Denn ihre Praxis ist vielfältig und uneindeutig. Moralische Kompetenz 
für die Soziale Arbeit – auch in Zwangskontexten – besitzen also Professionelle, die Einsicht und 
Besonnenheit im Bereich des Praktischen sowie berufsethisch abgestützte Entschlusskraft und 
menschenrechtsbasiertes Verantwortungsbewusstsein haben. Sie wissen aus dem Professions-
wissen und der Berufsethik autonom auszuwählen, was in der konkreten Situation moralisch ge-
boten ist, auch in der Praxis von Zwangskontexten. Daraus können sie jederzeit und für jede ein-
zelne Situation begründen, wie viel Zwang legitim ist.

Oder anders gesagt: Bei allen Zwangsmassnahmen in der Praxis der Sozialen Arbeit (beispiels-
weise beim Eingriff in das Elternrecht und bei Entmündigungen) spielt diese moralische Kompe-
tenz eine entscheidende Rolle. Grundlegende Vorstellungen des Ethos Sozialer Arbeit müssen auf 
die konkreten Aufgaben in der realen Praxis heruntergebrochen werden. Prinzipien, wie die Ach-
tung und Verteidigung der Würde des Menschen und das Eintreten für die Verwirklichung sozialer 
Gerechtigkeit bekommen so ihre ganz praktische Bedeutung.

Die Achtung der Menschenwürde, genauer der Person, wird dann im Zusammenhang mit Zwang 
trotz allem in erster Linie die Achtung und Förderung der Autonomie der Individuen beinhalten, 
die grösstmögliche Selbstbestimmung und Selbstverantwortung der Klientinnen und Klienten. 
Aber – nicht mehr in absoluter Form, sondern den Bedingtheiten und Möglichkeiten des Mensch-
seins angemessen und im Hinblick auf die Realisierungschancen für menschen- und bedürfnisge-
rechte Interaktions- und Kooperationsgemeinschaften (Sozialstrukturen). Moralisch geboten 
sind nebst der Selbstbestimmung die Partizipation, Integration, oder Ermächtigung. Dazu kom-
men speziellere moralische Imperative: die Zurückweisung von jeglicher Diskriminierung, die An-
erkennung von Verschiedenheiten, die gerechte Verteilung von Ressourcen, die Aufdeckung und 
Skandalisierung von ungerechten Praktiken und die Einlösung von Solidarität.

Diese moralische Kompetenz, die sich von diesen allgemeinen und speziellen moralischen Impe-
rativen der Sozialen Arbeit nicht nur leiten lässt, sondern sie auch auf die konkrete Handlungs-
situation herunterzubrechen weiss, ist also entscheidend, aber niemals hinreichend. Es braucht 
neben der moralischen Kompetenz auch Kommunikationskompetenz, wie man hier, wo bei-
spielsweise Selbstbestimmung von einem Klienten alltagssprachlich völlig anders verstanden 
werden kann, unschwer erkennt. Erst diese Kompetenz macht in der Zusammenarbeit mit der 
Klientel (partielles) Einvernehmen und aushandlungsorientiertes, partizipatives Vorgehen hin-
reichend möglich. Auch das verlangt wieder nach Wissen und Können, beispielsweise Wissen 
über die Lernfähigkeiten von Menschen und Können zur klärenden, unterstützenden Gesprächs-
führung.

Ich ziehe ein vorläufiges Fazit: Wenn Handlungen in Zwangskontexten den professionseigenen 
Kriterien nicht zuwiderlaufen, wenn also Interventionen in Zwangskontexten sowohl gegen-
standstheoretisch als auch berufsethisch begründet sind, und wenn dann mit moralischer Kom-
petenz den allgemeinen und speziellen Imperativen der Sozialen Arbeit folgend «unbedingte» 
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moralische Ansprüche auf die Bedingtheiten der realen Situation heruntergebrochen und mit 
Handlungskompetenz umgesetzt werden, dann kann man mit Fug und Recht behaupten, dass 
ausgeübter Zwang im Sinne der Sozialen Arbeit legitim ist. Es gibt also immer eine im Sinne der 
Sozialen Arbeit gebotene Antwort auf die Frage «Wie viel Zwang ist legitim?». Und mit etwas 
Praxiserfahrung bei entsprechender fachlicher Reflexion ist auch die Beantwortung dieser Frage 
in jeder einzelnen Situation keine grosse Anforderung.

Die eigentliche Herausforderung liegt meines Erachtens an einem ganz anderen Ort, den es vor 
allem auch aus moralischen Gründen nicht aus den Augen zu verlieren gilt. Nicht nur in Zwangs-
kontexten, aber dort ganz besonders, ist das mit dem Abhängigkeitsverhältnis einhergehende 
Machtgefälle zwischen Professionellen und ihrem Klientel streng zu kontrollieren und wo immer 
möglich zu reduzieren. Ganz aufheben lässt es sich nie! Deshalb dürfen diese Machtgefälle nie 
unkontrolliert wirken. In jedem Falle – insbesondere auch in Zwangskontexten – ist das Machtge-
fälle transparent und für die Klientel kalkulierbar zu machen. Den Verlockungen zur Befriedigung 
eigener Bedürfnisse, beispielsweise nach Dankbarkeit, Anerkennung und Zuneigung durch die 
Klientel, sind von Anfang an und grundsätzlich Riegel zu schieben. Die Durchsetzung der eigenen 
Überzeugung vom erfüllten Leben, einer glücklichen Familie oder einer verantwortungsvollen 
Existenz kann und darf nicht toleriert werden.

In diesem Zusammenhang kommt der gegenseitigen kollegialen Selbstkontrolle eine wichtige 
Bedeutung zu! Das Machtgefälle zwischen Professionellen der Sozialen Arbeit und ihren Klientin-
nen und Klienten zeigt sich in Zwangskontexten besonders deutlich. Hier geniessen die Profes-
sionellen das Vertrauen der Gesellschaft und des Staates, der sie beispielsweise durch Gerichts-
beschluss beauftragt. Zugleich haben sie auch das Recht, selbst über intimste Belange der Klien-
tel zu entscheiden, in deren Interesse sie zu handeln haben. Professionelle der Sozialen Arbeit 
haben hier die kollegiale Pflicht, jeglichen Machtmissbrauch erst gar nicht aufkommen zu lassen 
und sie haben die Pflicht, einmal gemachte Fehler in kollegialen Beratungen, Intervisionen oder 
Teamsitzungen offen und konstruktiv anzugehen. Auch hier kann die Berufsethik, können Berufs-
kodices unterstützend wirken, wenn sie konsequent angewendet werden.

Wie schnell die Handhabung des Machtgefälles unmoralisch werden kann, zeigt sich vielleicht an 
folgendem Beispiel. Allgemein verbreitet ist die Ansicht, dass bei akut existenzieller Gefährdung 
fremdbestimmte Eingriffe auch ohne die Einsicht der Klienten und Klientinnen sowieso ohne Wei-
teres gerechtfertigt seien. Auch vom Standpunkt der Sozialen Arbeit aus betrachtet, rechtfertigt 
das Kriterium, das Leben als höchstes Gut unbedingt zu schützen zwar eine Einschränkung der 
Selbstbestimmung im Sinne eines geäusserten Willens. Aber es gibt keine Rechtfertigung, darü-
ber hinaus an solchen Einschränkungen festzuhalten. Sobald das fremdbestimmte Individuum – 
und sei es auch in der kleinstmöglichen Form – die einschränkende Massnahme als in einer guten 
Absicht errichtet zustimmend anerkennen kann, müssen Zwangsmassnahmen in eben diesem 
Masse zurückgefahren werden. Oder anders gesagt: In dem Masse, wie über die Möglichkeiten 
der Selbstbestimmung – im Sinne einer Bestimmung, die das Selbst einer Person schützt – hinaus 
Zwangsmassnahmen durchgeführt werden, in dem Masse sind sie nicht mehr legitim, auch wenn 
sie noch legal sind.

Und damit bin ich wieder bei dem, was ich eingangs ausgelassen und übersprungen habe. Neben 
der Achtung der Würde der Person als individuumsbezogenem Wert stellt das Bemühen um sozi-
ale Gerechtigkeit den anderen zentralen gesellschaftsbezogenen Wert dar, dem die Soziale Ar-
beit verpflichtet ist. Sozial gerechte Verhältnisse bedeuten Grundrechte (beispielsweise auf eine 
gewisse finanzielle Absicherung) und Zugangsrechte (beispielsweise auf soziale Positionen) so-
wie die sozialen Voraussetzungen der Selbstachtung und des Selbstvertrauens. Sozial gerechte 
Verhältnisse bedeuten aber auch, dass die Verwirklichungschancen (beispielsweise für bestimmte 
Fähigkeiten) fair zu verteilen sind. Das Nutzenkönnen solcher Verwirklichungschancen bildet die 
Voraussetzungen für ein Leben in Würde. Der Beitrag der Profession zur sozialen Gerechtigkeit 
besteht demnach darin, bei besonders verletzten und benachteiligten Menschen und Bevölke-
rungsgruppen zur Verbesserung der Lebensbedingungen (sozialer Wandel), die Fähigkeiten der 
Lebensbewältigung (Problemlösungen in zwischenmenschlichen Beziehungen) zu fördern und so 
ihre Verwirklichungschancen zu maximieren (Befreiung und Ermächtigung). Daran sollten wir als 
Community arbeiten!
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In der konkreten Arbeit mit Klientinnen und Klienten in Zwangskontexten hingegen braucht es 
sensible Fähigkeiten zur Kooperation mit verhandelbaren und nicht verhandelbaren Anteilen. 
Insbesondere braucht es die Bereitschaft und die Fähigkeit, die eigene Machtposition und den 
eigenen Machtgebrauch selbstkritisch zu analysieren. Dabei ist die strikte Befolgung des Prinzips 
der Gewaltlosigkeit ebenso selbstverständlich wie unhintergehbar. Das genaue Ausloten und die 
Kontrolle der Grenzen zwischen Zwang und Gewalt sind in der kollegialen Beratung und Selbst- 
kontrolle ständig zu reflektieren. Erst vor diesem Hintergrund machen der Einbezug weiterer mo-
ralischer Kriterien und moralische Reflexionen wirklich Sinn.
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73
Storch (2002) betrachtet  
die eigene Kontrolle über die 
Erreichung eines Ziels als 
eines von drei Kernkriterien 
für die Formulierung hand-
lungswirksamer, also motivie-
render Veränderungsziele. Die 
Kernkriterien lauten: (1) das 
Ziel sollte als Annäherungsziel 
formuliert sein, (2) seine Rea-
lisierbarkeit sollte der Kon-
trolle des Klienten unterliegen 
und (3) das Ziel muss durch 
einen deutlich beobachtbaren 
positiven somatischen Marker 
gekennzeichnet sein (d.h. seine 
Formulierung oder Visua li-
sierung sollte beim Klienten 
positive Gefühle auslösen).

74
Selbstwirksamkeitserwartung 
bezeichnet die Erwartung 
einer Person, eine bestimmte 
Handlung aufgrund eigener 
Fähigkeiten erfolgreich aus-
führen zu können. Eine hohe 
Selbstwirksamkeitserwartung 
kennzeichnet eine Person, die 
davon überzeugt ist, etwas 
bewirken und Ziele erreichen 
zu können. Bandura (1997) 
nennt vier verschiedene Quel-
len der Selbstwirksamkeitser-
wartung: (1) Erfolg bei der 
Bewältigung schwieriger Situ-
ationen, (2) Beobachtung 
erfolgreicher Vorbilder, (3) 
wahrgenommene soziale 
Unterstützung und (4) eigene 

Verantwortungsübernahme und 
Verhaltensänderung

1. Unterstützung zur Verhaltensänderung als nachhaltige Hilfe zur Problembewältigung

Problematische Lebenssituationen sind in der Regel das Ergebnis vieler Einflussfaktoren und Ur-
sachen. Um zu einer nachhaltigen Verbesserung zu kommen, ist es nötig, sich auch mit den Ver-
haltensweisen der Klienten zu befassen, die zur Entstehung der problematischen Lebenssituation 
beigetragen haben und immer noch zu deren Aufrechterhaltung beitragen. Wenn maladaptive 
Verhaltensweisen nicht verändert werden können, muss damit gerechnet werden, dass die be-
treffende Person über kurz oder lang erneut mit ähnlichen Problemen konfrontiert wird. Darum 
bedeutet eine nachhaltige Hilfe nicht zuletzt auch, die Fähigkeit der unterstützten Person zu för-
dern, bestimmte herausfordernde Situationen in Zukunft möglichst selbstständig bewältigen zu 
können. Hilfe zur Problemlösung führt also auch über Unterstützung bei der Veränderung von 
problematischen Verhaltensweisen. Ein verhaltensbezogener Zugang fokussiert auf das Verhal-
ten, das zur Aufrechterhaltung der problematischen Lebenssituation beiträgt, ohne dabei andere 
Ursachen auszublenden und zu vernachlässigen (Abbildung 1).

2. Verhaltensänderung ist Hilfe zur Selbsthilfe 

Der Ansatz, das Verhalten zu hinterfragen und gegebenenfalls zu verändern, hat eine Reihe von 
Vorteilen. Auf der Verhaltensebene können Veränderungsziele formuliert werden, deren Errei-
chen durch die Klienten und Klientinnen selbst kontrolliert werden kann.73 Wenn diese beginnen, 
adäquates Bewältigungsverhalten zu zeigen, erfahren sie häufig rasch eine positive Rückmel-
dung auf ihre Bemühungen, was die Selbstwirksamkeitserwartung stärkt.74 Verhaltensänderun-
gen bieten die Chance einer nachhaltigen Verbesserung und tragen dazu bei, die erneute Entste-
hung einer solchen oder ähnlichen problematischen Lebenssituation zu vermeiden. Direkt am 
Klientenverhalten zu arbeiten führt zu einer Kompetenzförderung und damit zu einer Verbesse-
rung der Fähigkeiten, mit bestimmten Situationen umzugehen (Abbildung 2). Ein verhaltensori-
entierter Ansatz beinhaltet jedoch auch, sich als Fachperson nicht nur in der Rolle des/der Helfen-
den zu sehen, sondern sich auch klar dazu zu bekennen, direkt Einfluss auf das Verhalten der Kli-
entin beziehungsweise des Klienten zu nehmen. 

Teil B Methodische Anknüpfungen und Vorschläge

Zustandsebene

Verhaltensebene

Problematische Situation

Beeinflussung zur  
Verhaltensänderung Kompetenzförderung Verbesserte Fähigkeit zur 

Problembewältigung

Problematisches Verhalten

Zielzustand

Zielverhalten

Abbildung 1: Verhaltensorientierter Ansatz zur Problembewältigung

Abbildung 2: Verhaltensänderung als Hilfe zur Selbsthilfe über die Förderung von Kompetenzen



5353Verantwortungsübernahme und Verhaltensänderung

physiologische Reaktionen 
auf herausfordernde Situatio-
nen, die als Schwäche inter-
pretiert werden und so 
Selbstzweifel fördern. 

75
Conen & Cecchin (2007) ver-
weisen darauf, dass viele pro-
fessionelle Helfer im Zwangs-
kontext nicht berücksichtigen, 
dass Klienten oft zwischen 
dem von aussen auf sie ge-
richteten Veränderungsdruck 
und ihren Bedürfnissen, ge-
genwärtige Rollen und Muster 
zu schützen, feststecken und 
sich vor diesem Hintergrund 
schwertun, Aufforderungen 
zur Verhaltensänderung und 
damit verbundene Kritik  
anzunehmen. 

76
Verhaltensorientierte Bera-
tung wird als CAS-Programm 
der Hochschule Luzern –  
Soziale Arbeit angeboten. 

77
Festinger (1957) bezeichnet 
mit dem Begriff der Kogniti-
ven Dissonanz einen unange-
nehmen Spannungszustand, 
der auftritt, wenn ein Mensch 
mehrere Bewusstseinsinhalte 
zugleich hat, die nicht mitei-
nander vereinbar sind, zum 
Beispiel wenn (1) man eine 
Entscheidung trifft, obwohl 
die Alternative auch sehr 
attraktiv war, (2) eine getrof-
fene Entscheidung sich als 
Fehler erweist, (3) eine begon-
nene Sache sich als anstren-
gender als erwartet erweist, 
(4) man erkennt, dass man ein 
Ziel nicht erreichen kann, (5) 
man grosse Anstrengungen 
unternommen hat und das 
Ergebnis sich nicht als so gut 
wie erwartet erweist oder (6) 
man sich konträr zu eigenen 
Überzeugungen verhalten hat.  
Festinger postuliert, dass ein 
grosses Bedürfnis besteht, 
diesen Spannungszustand zu 
lindern bzw. zu beenden und 
dass dazu bestimmte kogni-
tive Strategien (wie zum Bei-
spiel ein Herunterspielen  
des Widerspruchs zwischen 
Einstellung und Verhalten) 
eingesetzt werden können.

3. Ein gemeinsames Problemverständnis als Grundlage eines Arbeitsbündnisses 

Wie können Verhaltensänderungen angeregt und unterstützt werden? Besonders im Zwangskon-
text ist die Arbeit mit den Klienten häufig von der paradoxen Situation geprägt, dass eine Fach-
person Probleme besprechen möchte, über welche die Klientel nicht sprechen möchte. Sei es, weil 
sie diese gar nicht als Probleme wahrnehmen, einer Auseinandersetzung mit ihnen ausweichen 
möchten oder die Probleme nicht mit der Fachperson, sondern anderweitig lösen wollen. Eine 
Problemdefinition durch die beratende Fachperson stösst erfahrungsgemäss auf Widerspruch, 
denn niemand liebt es, sich von anderen Personen erzählen zu lassen, welche Probleme man 
hat.75

Ein konstruktiver Ansatzpunkt in einer solchen Situation ist die Durchführung einer Problemklä-
rung, um zu einer gemeinsamen Problemwahrnehmung und -definition zu kommen. Im Rahmen 
der Verhaltensorientierten Beratung76 wird unter Problemklärung ein strukturiertes Vorgehen ver-
standen, das im Prinzip aus der gemeinsamen Beantwortung einer Reihe von Fragen besteht. 
Fragen, die sich um die augenblickliche Lebenssituation des Klienten/der Klientin und seine/ihre 
Verhaltensweisen, die diese Situation aufrechterhalten, drehen. 

Ein gemeinsames Problemverständnis wird als grundlegend für ein funktionierendes Arbeits-
bündnis betrachtet. Daher steht die Problemklärung am Anfang eines Arbeitsprozesses, der nach 
der Problemklärung die Stufen Veränderungsklärung (Lohnt es sich, an einer Veränderung zu ar-
beiten?) Zielklärung (Was genau soll erreicht werden?), Veränderungsförderung (Was hilft der 
Klientin/dem Klienten bei einer Veränderung?), Transfersicherung (Gelingt eine Umsetzung der 
Veränderungen im Alltag?) und Veränderungsstabilisierung (Wie kann der Klient/die Klientin die 
Veränderungen längerfristig aufrechterhalten?) umfasst (Abbildung 3).

4. Verantwortungsklärung ist ein grundlegendes Element der Problemklärung 

Eine Problemklärung umfasst die Klärung der augenblicklichen Situation der Klientel (Problem-
analyse), ihrer Verhaltensweisen, die zur Entstehung beziehungsweise Aufrechterhaltung der be-
lastenden Situation beitragen (Verhaltensanalyse) und die Klärung der Verantwortung für die 
derzeitige Situation beziehungsweise deren Veränderung (Verantwortungsklärung). Welchen 
Sinn hat eine Verantwortungsklärung? Immer wieder berichten Fachpersonen vom Eindruck, die 
ganze Arbeit alleine machen zu müssen und erleben die Klientel in den Beratungsgesprächen so, 
als ob sie das Ganze gar nichts anginge. Eine häufige Ursache dieser Dynamik besteht darin, 
dass die Klientel sich nicht für die zu besprechenden Probleme beziehungsweise deren Lösung 
verantwortlich fühlen. So ist es aus ihrer Sicht konsequent, sich nicht mit voller Kraft für die in der 
Beratung festgelegten Ziele zu engagieren. Vor der gemeinsamen Suche nach Zielen und Wegen, 
diese zu erreichen, kann es also durchaus sinnvoll, wenn nicht gar notwendig sein, sich mit der 
Frage zu beschäftigen, ob und in welcher Weise sich der Klient oder die Klientin für die anstehen-
den Probleme und deren Bewältigung verantwortlich sieht. 

5. Einige gute Gründe, sich nicht verantwortlich zu fühlen 

Nicht wenigen Klientinnen und Klienten gelingt es, lange Zeit in schwierigen und zum Teil sehr 
belastenden Lebenssituationen auszuharren. Dafür gibt es gute Gründe, die im Umgang dieser 
Personen mit ihren Problemen und Belastungen zu finden sind. Die Auseinandersetzung mit Pro-
blemen führt zu unangenehmen Emotionen und Spannungszuständen, besonders, wenn die be-
treffende Person den Eindruck hat, die Dinge aus eigener Kraft nicht zum Besseren wenden zu 
können. Diese unangenehmen Spannungszustände77 lassen sich jedoch durch einige gedankli-

Problem-
klärung

Verände-
rungs-
klärung

Ziel-
klärung

Verände-
rungs-
förderung

Transfer-
sicherung

Verände-
rungssta-
bilisierung

Abbildung 3: Arbeitsphasen einer strukturierten veränderungsorientierten Beratung
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78
Prochaska (2007) entwickelte 
gemeinsam mit den Kollegen 
Norcross und DiClemente im 
Rahmen des so genannten 
Transtheoretischen Modells 
das Konzept der Phasen der 
Verhaltensänderung, das typi-
sche Phasen eines Verhaltens-
änderungsprozesses beschreibt: 
(1) Absichtslosigkeit (die Per-
son beabsichtigt nicht, ein 
bestimmtes Verhalten in 
absehbarer Zeit zu ändern),  
(2) Absichtsbildung (die Person 
fasst den Entschluss, ihr Ver-
halten zu ändern), (3) Vorbe-
reitung (die Person überlegt, 
wann und auf welche Weise 
dies geschehen kann), (4) 
Umsetzung (die Person setzt 
ihr Vorhaben um) und (5) Auf-
rechterhaltung (die Person 
behält die Verhaltensänderung 
bei).

che Entlastungsstrategien lindern. So kann ein Problem nicht also solches anerkannt werden, 
sondern wird verleugnet (Das ist kein Problem für mich), bagatellisiert (Das ist alles nicht so 
schlimm) oder normalisiert (Bei anderen ist es doch auch nicht besser). Hinzu kommt die Ten-
denz, sich für die Entstehung und Lösung von Problemen nicht verantwortlich zu fühlen, sondern 
diese Verantwortung an andere Instanzen zu delegieren (Ich kann da gar nichts machen, son-
dern … müsste endlich mal was tun). Solange sich jemand nicht für ein Problem verantwortlich 
fühlt, solange geht ihn dieses Problem und die Suche nach Lösungen nichts an. Es gibt daher 
keinen Grund, sich aktiv um eine Veränderung zu bemühen. Besonders verständlich wird diese 
Haltung vor dem Hintergrund des Selbstschutzes. Je weniger sich jemand zutraut, mit einer 
schwierigen Situation fertig zu werden, desto stärker wird er auf andere setzen und eigene Bemü-
hungen meiden, um sich vor einem erwarteten Misserfolg zu schützen (Egal was ich versuche, es 
nützt nichts). Diese Haltungen sind in der Regel keine Schutzbehauptungen, sondern Ausdruck 
von Misserfolgs- und Hilflosigkeitserfahrungen, die von diesen Menschen nicht konstruktiv verar-
beitet werden konnten.

6. Verantwortungsübernahme und Veränderungsmotivation 

Viele Verhaltensänderungsprozesse beginnen, wenn sich die betreffende Person noch in der 
Phase der Absichtslosigkeit78 befindet, also keine Problemeinsicht und Veränderungsabsicht 
zeigt. Ein Weg zur Förderung von Veränderungsmotivation besteht darin, individuelle Entlas-
tungsstrategien zu hinterfragen. Dazu zählt besonders die Tendenz, sich nicht verantwortlich zu 
fühlen. Ohne Verantwortungsübernahme gibt es für den Klienten/die Klientin keinen Grund, aktiv 
in einen Klärungs- und Veränderungsprozess einzusteigen. Das Thema Verantwortung ist heikel 
und wird daher nicht ohne Grund in vielen Beratungsgesprächen gemieden. Sobald das Thema 
Verantwortung angesprochen wird, aktiviert das bei nicht wenigen Klienten und Klientinnen die 
Befürchtung, nun als Alleinschuldige für ihre Lebenssituation eingestuft und im Sinne von Eigen-
verantwortung mit den sie überfordernden Problemen alleine gelassen zu werden. Wie also kann 
eine behutsame Klärung der Verantwortung gelingen?

7. Worum geht es bei der Verantwortungsklärung – und worum nicht?

Verantwortungsklärung bedeutet nicht eine alleinige Verantwortlichmachung des Klienten. Viel-
mehr bedeutet es, nüchtern zu betrachten, wer wofür verantwortlich ist. In der Regel wird man 
dabei auf mehrere Personen stossen, die jeweils ihren Teil der Verantwortung am Zustandekom-
men einer schwierigen Situation haben. Das Ziel ist, dass der Klient/die Klientin seinen/ihren Teil 
der Verantwortung erkennen und anerkennen kann, und nicht, sich für alles verantwortlich zu 
fühlen. Dazu ist es auch wichtig, Verantwortung von Schuld zu trennen. Die Schuldperspektive 
sucht eine/n Schuldige/n für ein Problem, die/der sich dann entsprechend schlecht (nämlich 
schuldig) fühlen sollte. Die Verantwortungsperspektive sucht nach Erkenntnis zum Zustandekom-
men eines Problems, um daraus Lösungsmöglichkeiten ableiten zu können sowie die betroffenen 
Menschen an die Suche nach diesen Lösungsmöglichkeiten zu binden. Verantwortungsklärung 
sollte demnach nach dem Prinzip des geleiteten Entdeckens durchgeführt werden. Bei diesem 
wird gemeinsam entdeckt, wer wofür verantwortlich ist und nicht vom Beratenden erklärt, welche 
Verantwortungen die Klientin hat.

8. Verursacher-Prinzip versus Betroffenen-Prinzip

Einen Weg dazu bietet die Differenzierung in Verursacher- und Betroffenen-Prinzip. Nach dem 
Verursacher-Prinzip ist diejenige Instanz oder Person für die Lösung eines Problems verantwort-
lich, die dieses Problem verursacht hat. Wer nun die Verursachung seiner Probleme bei anderen 
sieht, ist damit davon entlastet, sich um eine Lösung zu kümmern. Was im Leben aber auch oft 
genug bedeutet, weiter mit der problematischen Situation zu leben, da die tatsächlichen oder 
vermeintlichen Verursacher nicht greifbar oder nicht bereit sind, an einer Lösung mitzuwirken. 
Nach dem Betroffenen-Prinzip ist der- respektive diejenige für die Lösung eines Problems verant-
wortlich, der/die davon betroffen ist. Aus dieser Perspektive ist es folgerichtig, selbst aktiv zu 
werden, um die Dinge zu ändern, die im eigenen Leben nicht richtig laufen, anstatt mit dem 
Finger auf andere zu zeigen, die dies tun sollten. 
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9. Entscheidungsrekonstruktion

Ein weiteres wichtiges Prinzip der Verantwortungsklärung besteht in der Betrachtung von Ent-
scheidungen, die eine Person getroffen hat. Wer eine Entscheidung trifft, ist dafür verantwortlich. 
Bei einer Rekonstruktion derjenigen Entscheidungen, die uns in eine bestimmte Lage geführt 
haben, wird rasch deutlich, dass wir uns in diesen entscheidenden Momenten immer auch anders 
hätten entscheiden können – was womöglich zu besseren Konsequenzen geführt hätte. Auch 
eine Entscheidungsrekonstruktion sollte nicht der Beweisführung dienen, dass eine Klientin oder 
ein Klient an ihrer/seiner Lage selbst schuld ist, sondern der offenen und neugierigen Klärung, wie 
es zur momentanen Situation der betroffenen Person gekommen ist und was sie dazu beigetra-
gen hat. Denn genau dies eröffnet die Perspektive zu erkennen, welche Entscheidungen in Zu-
kunft sinnvoller wären, um eine Situation zu verbessern. 

10. Retrospektive und prospektive Verantwortungsübernahme

Die Übernahme von Verantwortung kann in zwei Richtungen gehen. Retrospektive Verantwor-
tungsübernahme bedeutet anzuerkennen, welchen Anteil man selbst für das Entstehen einer 
schwierigen Situation hat und es deshalb angemessen ist, sich damit zu beschäftigen. Prospek-
tive Verantwortungsübernahme bezieht sich auf die Zukunft und den Vorsatz, sich in bestimmten 
Situationen anders als bisher zu verhalten, um eine Situation zu verbessern oder ein erneutes 
Auftreten eines Problems zu vermeiden. 

11. Verantwortungsübernahme und Selbstwirksamkeit

Verantwortungsklärung soll dazu dienen, zu einer angemessenen Beurteilung der eigenen Ver-
antwortung zu kommen. Das umfasst immer auch, zu erkennen, wofür man selbst verantwortlich 
ist und wofür nicht. Die wenig konstruktive Haltung, sich gar nicht verantwortlich zu fühlen (und 
damit auch nicht verpflichtet zu sein, sich um ein Problem zu kümmern) oder sich für alles verant-
wortlich zu fühlen (und damit mehr Verantwortung zu übernehmen als angemessen ist), soll ver-
ändert werden in Richtung einer realitätsgerechten Verantwortungsübernahme. 

Die andere Seite der Verantwortungsmedaille besteht aus den wahrgenommenen Möglichkeiten. 
Ein Klient respektive eine Klientin wird in eine recht unangenehme Situation geraten, wenn er/sie 
die Verantwortung für Problemlösungen erkennt, zu denen er/sie sich aber nicht fähig sieht. Ver-
antwortungsklärung muss also immer einhergehen mit dem Blick auf die Ressourcen der Klientel, 
auf deren Möglichkeiten und Stärken, um mit dem Angebot Fertigkeiten und Kompetenzen zu 
fördern. Hier schliesst sich der Kreis eines verhaltensorientierten Ansatzes. Verantwortung und 
Möglichkeiten müssen sich entsprechen, um die Motivation der Klientel zu einer Verhaltensände-
rung wirksam zu fördern. 
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Motivierende Gesprächsführung

Eine mögliche Massnahme, um die Problemeinsicht und Bereitschaft zur Verhaltensänderung und 
damit die Akzeptanz gegenüber einer Behandlung oder Beratung zu verstärken, bilden motivations-
fördernde Kurzinterventionen. Erfahrungen zeigen, dass viele kurze Denkanstösse zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten häufig mehr bewirken können als intensive und lange Therapieeinheiten. Kurzin-
terventionen stellen somit eine adäquate Beratungsform dar, um eine Verhaltensänderung einzulei-
ten, die Bereitschaft zu erhöhen und weiterführende Hilfen in Anspruch zu nehmen. Dieses Vorgehen 
hat sich bei verschiedenen Klientengruppen mit unterschiedlichen Problembereichen als wirksam 
erwiesen (Carroll et al., 2006; Stephens et al., 2007).

Was ist motivierende Gesprächsführung (MI)?
Motivation gilt als wesentlicher Faktor bei der Veränderung von Problemverhalten. Die motivierende 
Gesprächsführung von William R. Miller und Stephen Rollnick (1999; Original: Motivational Interview-
ing, 1991) wurde als Konzept zur Beratung von Menschen mit Substanzstörungen entwickelt und wird 
mittlerweile in unterschiedlichen Fachbereichen erfolgreich angewandt. Es handelt sich um einen direk-
tiven, personenzentrierten Beratungsstil mit dem Ziel, intrinsische Motivation zur Änderung eines prob-
lematischen Verhaltens durch Explorieren und Auflösen von Ambivalenz aufzubauen. Das Konzept 
greift auf Prinzipien und Methoden der nicht-direktiven, klientenzentrierten Gesprächsführung von Ro-
gers (1946) zurück, wonach Menschen nach Eigenverantwortung und Entfaltung streben. Die Prinzi-
pien, welche die Klientel darin unterstützen sollen, sind nach Rogers Wärme, Empathie und Akzeptanz.

Die motivierende Gesprächsführung ist ursprünglich nicht theoriegeleitet, sondern entstand durch 
Beobachtung und Spezifizierung der Wirkfaktoren intuitiver klinischer Praxis (Miller, 1999). Das Kon-
zept geht davon aus, dass Menschen nicht per se unmotiviert, sondern ambivalent sind und betrach-
tet intentionale Verhaltensänderungen als dynamischen Prozess. Die motivierende Gesprächsfüh-
rung versucht diese Ambivalenz zu erkennen und der inneren Motivation für die gewünschte Verän-
derung mehr Gewicht zu verleihen. Typischerweise kommt die motivierende Gesprächsführung denn 
auch in Situationen zum Einsatz, in denen die Betroffenen (noch) wenig Problemeinsicht und ge-
ringe Änderungsbereitschaft zeigen. Im Gegensatz zur nicht-direktiven, klientenzentrierten Ge-
sprächsführung richtet sich die motivierende Gesprächsführung direktiv auf ein bestimmtes Zielver-
halten und bietet dem Klienten die Möglichkeit zur Auseinandersetzung mit der jeweiligen Situation. 
Dies geschieht unabhängig davon, ob ein Problembewusstsein oder gar eine Veränderungsbereit-
schaft vorhanden ist. Wesentliches Ziel dieses Ansatzes ist es, zuerst die Motivation zur Veränderung 
zu ermitteln und diese, falls nötig, zu verstärken. 

Obschon die motivierende Gesprächsführung von den Grundsätzen Carl Rogers geprägt ist, integ-
riert sie auch Annahmen der sozialen Lerntheorie nach Bandura (1979) und des kognitiv-behaviora-
len Rückfallmodells von Marlatt und Gordon (1985). Ferner steht die motivierende Gesprächsfüh-
rung der Theorie der kognitiven Dissonanz von Festinger (1957) nahe. Diese besagt, dass Menschen 
ein Gleichgewicht in ihrem kognitiven System anstreben. Dissonanz erzeugt eine Motivation, konso-
nante Beziehungen herzustellen, das heisst die Dissonanz zu reduzieren. So regt die motivierende 
Gesprächsführung Personen dazu an, änderungsbezogene Aussagen zu formulieren, die im Kontrast 
zum momentanen Problemverhalten stehen. Die dadurch erzeugte Dissonanz soll das Bedürfnis ver-
stärken, das Verhalten auch tatsächlich entsprechend den Äusserungen zu ändern. Darüber hinaus 
ist das Konzept der motivierenden Gesprächsführung mit dem behavioristischen Grundpostulat der 
Theorie der Selbstwahrnehmung von Bem (1972) kompatibel, wonach Attributionen und Einstellun-
gen dem äusseren beobachtbaren Verhalten folgen. Demzufolge verhalten sich Menschen wie ex-
terne Beobachter und schliessen aus der Beobachtung ihres eigenen Verhaltens oder den Umstän-
den, unter welchen dieses Verhalten stattfindet, auf ihre eigenen Einstellungen und Emotionen oder 
andere innerpsychische Zustände.

Motivierende Gesprächsführung ist sowohl ein personenzentrierter als auch ein direktiver Behand-
lungsstil, der die Ambivalenz zwischen der Absicht, einerseits das Verhalten zu ändern und anderseits 
den Wunsch, das Verhalten fortzusetzen, berücksichtigt. Es ist ein Ansatz zur Verbesserung der Prob-
lemerkennung, der Kooperation und der Wahrscheinlichkeit, eine Behandlung aufzunehmen und er 
hat sich insbesondere bei jenen Menschen als nützlich erwiesen, die bezüglich einer Verhaltensände-
rung ambivalent sind. Folglich besteht eine der Hauptfunktionen von motivierender Gesprächsfüh-
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rung darin, den Klienten anzuregen, einen gewissen Grad von Selbstverpflichtung und Änderungsbe-
reitschaft, der über den therapeutischen Rahmen hinaus wirksam wird, zu entwickeln. Im Rahmen 
der Beratung geschieht dies durch einen paritätischen, aktiven, zielorientierten und dynamischen 
Gesprächsprozess. 

Prinzipien motivierender Gesprächsführung
Die wegweisende Änderung erreichte die motivierende Gesprächsführung, indem aufgezeigt wer-
den konnte, dass Menschen in der Behandlung nicht «hart» konfrontiert werden sollten und man sie 
nicht mit aller Macht auf ihr Problem stossen muss, sondern ihnen mit einer respektvollen und offe-
nen Grundhaltung begegnen soll. Aus dieser Grundhaltung, die Miller und Rollnick «Spirit» nennen, 
resultieren die vier Prinzipien: Empathie, Entwicklung von Diskrepanz, nachgiebig auf Widerstand 
reagieren und Selbstwirksamkeit fördern. Auf diesen Prinzipien baut die praktische Anwendung der 
motivierenden Gesprächsführung auf.

Spezifische Techniken motivierender Gesprächsführung
Hilfreiche Interventions- und Gesprächstechniken, die sich wie ein roter Faden durch den Beratungs-
prozess ziehen, bilden das Gerüst motivierender Gesprächsführung. Die Grundelemente entstam-
men der klientenzentrierten Gesprächsführung und dienen dazu, intrinsische Motivation zur Verhal-
tensänderung durch Exploration und Auflösen von Ambivalenz aufzubauen. 

Nebst diesen Techniken «offene Fragen stellen», «bestätigen», «zusammenfassen» und «Selbstwirk-
samkeit fördern» (change-talk hervorrufen) bildet die Strategie «aktives Zuhören» (reflective liste-
ning) den zentralen Teil der motivierenden Gesprächsführung.

Aktives Zuhören
Aktives Zuhören bedeutet, den Betroffenen das Gehörte in einer anderen, vertiefteren Form rückzu-
melden. Beim aktiven Zuhören spielt die nonverbale Kommunikation eine wesentliche Rolle.

Aktives Zuhören zielt darauf ab, den gesamten Beratungsprozess bewusster zu machen, indem das 
Gesagte in Form einer Aussage und nicht in Form einer Frage reflektiert wird. Damit kann der Berater 
verdeutlichen, dass er die Aussage der Klientin respektive des Klienten richtig verstanden hat. Mit 
Hilfe des aktiven Zuhörens können insbesondere Sorgen bezüglich des Zielverhaltens entdeckt und 
fokussiert werden. Diese Technik ist schwierig und setzt in der Regel viel Übung voraus.

Klient: «Ich kenne niemanden, der so viel trinkt wie ich.»
Beraterin: «Und das beunruhigt Sie.»
Klient: «Also bitte, ich bin doch nicht süchtig! Das war ich noch nie!»
Beraterin: «So schlimm ist es nicht. Und dennoch sind Sie in Sorge.»

Motivierende Gesprächsführung im Zwangskontext
Im Allgemeinen bevorzugen Beratende – schon aus ethischen Gründen – eine auf Freiwilligkeit ba-
sierende Zusammenarbeit mit ihrer Klientel. Freiwilligkeit ist natürlich immer als relativ zu betrach-
ten. Das Ziel ist stets, dass die Klienten und Klientinnen ihre Freiheit zurückerlangen, und sie darin zu 
bestärken, Verantwortung für das Erreichen ihrer Ziele zu übernehmen. Der Grundgedanke dabei ist, 
dass Menschen verantwortlich sind, für das, was sie tun, und dass sie letztlich eine Wahl haben res-
pektive die entsprechenden Konsequenzen dafür selbst tragen müssen.

Die Beratung im Zwangskontext ist in der Regel konfrontativ und einschränkend. Bei Straftätern wird 
die Behandlung im typischen Fall angeordnet und fehlende Bereitschaft mit dem Entzug von Privile-
gien bestraft (Farbring & Johnson, 2010). Wenn Menschen Erfahrungen damit machen, dass von 
aussen Veränderungsforderungen an sie gestellt werden, nimmt ihr Widerstand meist zu. Weil moti-
vierende Gesprächsführung Konfrontation vermeidet, wird der Widerstand geringer und die innere 
Motivation erhält die Chance zu wachsen. In diesem Fall ist motivierende Gesprächsführung vielver-
sprechend respektive wenn es darum geht, die äussere Motivation zur Veränderung in eine innere 
umzuwandeln (Mann et al., 2002).

Ein weiterer Grund für die Wirksamkeit der motivierenden Gesprächsführung im Strafvollzug ist die 
Vermeidung von Etikettierungen und Werturteilen. Dies mildert somit auch die Erfahrung der Stig-
matisierung ab. 
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Anwendung von motivierender Gesprächsführung im Strafvollzug
Im Jahre 2003 wurde eine Intervention mit motivierender Gesprächsführung ins schwedische 
Strafvollzugssystem eingeführt. Das Handbuch mit dem Titel «Verhalten – Gesprächsführung – 
Veränderung» (Farbring & Berge, 2003) beschreibt ein halbstrukturiertes Programm in fünf Sitzun-
gen. Diese Intervention orientiert sich an den Veränderungsphasen des Transtheoretischen Mo-
dells von Prochaska und DiClemente (1982). 

Echte Empathie?
Die Frage stellt sich, ob im Zwangskontext echte Empathie oder Manipulation in der Beratung 
vorherrscht. Ethische Bedenken bestehen immer, wenn wir Menschen dazu bringen möchten, et-
was zu tun, das sie nicht tun wollen oder sonst nicht tun würden. Obwohl den Prinzipien von Res-
pekt, Wohlwollen und Autonomie in der motivierenden Gesprächsführung grosse Bedeutung bei-
gemessen wird, müssen wir uns dem Aspekt der Beeinflussung und Manipulation bewusst sein. 
Der Hintergrund dieses Themas entspringt natürlich der Haltung, dass in der motivierenden Ge-
sprächsführung versucht wird, den Willen eines Menschen zu ändern. Berater sind oft der Mei-
nung, dass ihr Handeln wertfrei sei oder sich zumindest an den Werten der Klientel orientiere und 
nicht an ihren eigenen. Die Wünsche einer Person sind normalerweise der Massstab, an welchem 
man ethisches Vorgehen misst. Wie jedoch sollen Methoden beurteilt werden, die versuchen, ge-
rade diese Wünsche eines Menschen zu verändern? Eine nicht freiwillige Beratung oder Therapie 
kann die Therapiemotivation natürlich stark beeinflussen. Häufig wird die Motivation im Zwangs-
kontext sogar stark verringert.

Die bedingungslose Wertschätzung und Empathie nach Rogers wird im Zwangskontext oft in 
Frage gestellt. So ist es nicht selten, dass Beratende keine wirkliche Hoffnung für die Klientel ha-
ben oder das Gefühl haben, der Klient oder die Klientin verdiene keine Sympathie. Selbst wenn es 
schwer ist, Empathie und Hoffnung aufzubringen, muss sich der Berater bewusst sein, dass die 
Klienten und Klientinnen auf ihn angewiesen sind. 

Die Grundlage der Beratung im Zwangskontext bildet nach wie vor die empathische Anteilnahme 
und die Wertschätzung der Klientel gegenüber. Und trotzdem können die Berater nicht nur die 
Motivation des Klienten respektive der Klientin fördern. Sie haben auch einen Auftrag, der sich 
allenfalls nicht mit den Wünschen und Zielen des Klienten respektive der Klientin deckt. Wichtig ist 
aber in diesem besonderen Setting, dass der Beratende zu Beginn der Therapie auf diese Situation 
aufmerksam macht, informiert, welchen Auftrag er hat, und dass er sich nicht nur nach den Be-
dürfnissen des Klienten respektive der Klientin richten kann. Dies ist Voraussetzung für eine glaub-
würdige Beratung und Grundlage eines vertrauensvollen Arbeitsbündnisses, die letztlich dazu füh-
ren kann, die Motivation von Klientinnen und Klienten auch im Zwangskontext zu fördern. 

Ausblick
Die motivierende Gesprächsführung hat sich in den letzten Jahren auch den somatischen Bereichen 
wie zum Beispiel Diabetes und der damit verbundenen Ernährungsberatung zugewandt. Neueste 
Trends führen vermehrt in die Richtung, dieses Beratungsmodell bei spezifischen psychischen Er-
krankungen zu erforschen und anzuwenden. Dabei sind die wichtigsten Anwendungsgebiete Angst-
störungen, Depression, Essstörungen, pathologisches Glücksspiel, Beratung bei schizophrenen Pati-
enten/Patientinnen und weitere klinische Probleme, die Menschen dazu veranlassen, eine Psycho-
therapie aufzusuchen. Hier zeigt sich die motivierende Gesprächsführung nicht nur als eigenständiges 
Beratungsmodell, sondern auch als Ansatz, dieses mit anderen Therapiemethoden wie beispiels-
weise der kognitiven Verhaltenstherapie zu kombinieren (Arkowitz et al., 2010). Eine der nahelie-
gendsten und erprobtesten Methoden, motivierende Gesprächsführung und kognitive Verhaltens-
therapie miteinander zu kombinieren, besteht darin, die Techniken der motivierenden Gesprächsfüh-
rung als Vorbehandlung für die eigentliche Therapie zu nutzen.

Fazit
Motivierende Gesprächsführung findet als evidenzbasierte Beratungs- und Behandlungsmethode 
mittlerweile in vielen Gebieten Anwendung. Dieses Verfahren ist zudem auch wirksam, wenn nur 
wenig Zeit zur Verfügung steht. Primär ist die motivierende Gesprächsführung darauf ausgerich-
tet, die Motivation einer Veränderung zu erhöhen, indem gänzlich auf konfrontatives Vorgehen 
verzichtet wird. 



5959Motivierende Gesprächsführung 

Der wegweisende Fortschritt der motivierenden Gesprächsführung liegt darin, dass auch Men-
schen erreicht werden können, die nur wenig Bereitschaft zeigen, ihr Verhalten zu ändern. 
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Denn sie wissen, was sie tun … 
Lösungsorientierte Arbeit in 
Zwangskontexten

Welche Methoden und Annahmen des lösungsorientierten Ansatzes leiten uns bei der Arbeit mit 
unfreiwilliger Klientel?
In unserer alltäglichen beruflichen Praxis kommen immer wieder Klienten und Klientinnen auf 
Anordnung von Dritten zu uns. Sei dies in der Schulsozialarbeit auf Anordnung einer Lehrperson 
hin, im Vormundschaftswesen auf Beschluss einer Behörde, oder aufgrund einer Therapieauf-
lage, die die Klienten befolgen müssen. Die Betroffenen können die Gründe der Überweisung 
ablehnen oder ihnen (teilweise) zustimmen. In vielen Fällen eröffnet sich jedoch durch den 
«Zwangskontext» für Klienten wie Klientinnen die Chance, sich mit ihrer Situation oder ihrem 
Verhalten auseinanderzusetzen. 

Die Begriffe Freiwilligkeit und Unfreiwilligkeit bewegen sich auf einem Kontinuum. Die Unter-
scheidung zwischen Freiwilligkeit und Unfreiwilligkeit ist ein Konstrukt. Sie hilft uns dabei, unsere 
eigene Rolle zu definieren (John L. Walter, Jane E. Peller, 1994). 

Ganz wesentlich hilft sie beim Einstieg in die Beratung. Durch die Thematisierung der Unfreiwil-
ligkeit nehmen wir die Klientel in ihrer Zwangssituation von Beginn an ernst. Dabei sollte aber die 
Unfreiwilligkeit nicht mit Unmotiviertheit verwechselt werden. Klientinnen und Klienten haben 
im Zwangskontext möglicherweise andere, eigene Interessen. Deshalb sollte die Beratung im 
Zwangskontext nicht klienten- sondern kontextorientiert sein. Die Aufträge und Ziele werden 
durch Dritte definiert, so zum Beispiel durch ein Gericht, eine Behörde oder durch Lehrpersonen 
(Marie-Louise Conen, Gianfranco Cecchin, 2009).

Dem lösungsorientierten Ansatz liegen verschiedene Annahmen zu Grunde (John L. Walter, Jane E. 
Peller, 1994). Die Annahmen, welche unsere Wahrnehmung und somit unsere Arbeitshaltung prä-
gen, haben Einfluss auf unser Handeln. Im Folgenden werden wir drei Annahmen und Methoden des 
lösungsorientierten Denkens aufführen und ihre Bedeutung im Zwangskontext konkreter erörtern.

1. Reframing 

Eine wichtige Methode im lösungsorientierten Ansatz ist das «Reframing», also das Neurahmen 
von Verhaltensweisen und Situationen (Günter G. Bamberger, 1999). Besonders beim Einstieg in 
einen Beratungsprozess ermöglicht das positive Konnotieren einen Wandel der Betrachtungswei-
sen, ein Umdenken und eine Erweiterung des Handlungsspielraums – auch oder ganz besonders 
im Zwangskontext. Bereits vor einem Erstgespräch ist es nützlich, bewusst darüber nachzuden-
ken, was dem Klienten respektive der Klientin schon gelungen ist. Diese Vorgehensweise ermög-
licht uns, neben den Defiziten auch die Fähigkeiten und Stärken zu erkennen. Wir entdecken ne-
ben der Schwierigkeit einer Zwangszuweisung auch die Chancen einer solchen. Sehen wir die 
Klientel als Experten im Überleben von schwierigen Situationen, verändert dies den Rahmen be-
ziehungsweise unsere Wahrnehmung und Betrachtungsweise. 

Praxisbeispiel:
Ein Jugendlicher wird von der Jugendanwaltschaft nach mehreren Verstössen gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz zur Suchtberatung überwiesen. In einem ausführlichen Bericht über seinen 
bisherigen Werdegang wird der Jugendliche dabei unter anderem als verwahrlost, aggressiv und 
nicht motiviert beschrieben. Um in eine konstruktive Beratungshaltung zu kommen, fragt sich die 
Jugendberaterin vor dem Gespräch: «Was macht der Jugendliche gut, was hat er in seinem Leben 
schon geschafft? Wie kommt es, dass alles nicht noch viel schlimmer ist?» Neben den Verstössen 
sieht sie so seine bisher erfolgreich verlaufende Lehre, die Beziehung zu seiner Freundin usw. 

Mit einer positiven Konnotation bringt man Bewegung ins System. Bewegungen, die zu Verände-
rungen führen. Die Chancen, mit der Klientel einen hilfreichen Einstieg zu finden, sowie die Chan-
cen für eine Kooperation steigen erheblich. 
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2. Klientinnen und Klienten als Experten

Klienten und Klientinnen sind Experten für ihr Leben (John L.Walter, Jane E. Peller, 1994). Spricht 
man zunächst mit ihnen über ihre Expertenrolle in ihrem Leben, erfährt man etwas über die ver-
schiedenen Lebensbezüge in ihrem System. Dadurch beginnen sie über ihr Verhalten und ihre 
Einstellungen zu sprechen und schlussendlich auch über ihre Verantwortlichkeit. Ausgangspunkt 
dieser Überlegungen ist eine Ausrichtung an der Idee, dass Menschen für ihr Tun selbst verant-
wortlich sind. Verantwortlich in dem Sinn, dass sie immer eine Wahl haben, in dem, was sie tun. 
Es geht hierbei nicht um eine moralische Verantwortung, sondern um das Wissen darüber, was 
man tut und die Folgen seines Handelns kennt. «Wenn ein Mensch weiss, was er tut, ist er für sein 
Handeln verantwortlich.» (Marie-Luise Conen, Gianfranco Cecchin, 2009, S. 180).

Diese Annahme impliziert aber nicht, dass Klienten und Klientinnen wissen, welches Verhalten 
gut für sie ist. Sie haben jedoch ihre Gründe, so zu handeln, wie sie handeln. Und alle haben kraft 
ihrer Menschlichkeit Anspruch darauf, als wertvolle Wesen behandelt zu werden. Dahinter steht 
die Überzeugung, dass Klientinnen und Klienten so akzeptiert werden müssen, wie sie sind (Peter 
De Jong, Insoo Kim Berg, 1998). 

Menschen sind bestrebt, ihre Autonomie zu wahren. Es kann demütigend sein, Hilfe von aussen 
annehmen zu müssen. Die meisten Menschen möchten ihre Schwierigkeiten selbst lösen. Der 
Zwangskontext kann ihnen helfen, ihr Gesicht zu wahren. Wird der Klient als Experte für sein Le-
ben betrachtet, behält er seine Autonomie und bleibt eigenverantwortlich. 

Praxisbeispiel:
Ein Mann wird nach wiederholtem Fahren in angetrunkenen Zustand zur Einnahme von Antabus 
und der Teilnahme an einer Suchtberatung verpflichtet. Diese bilden die Voraussetzungen zur 
Wiedererlangung seines Führerausweises. Der Zwangskontext gibt ihm die Möglichkeit, sich mit 
seiner Suchterkrankung auseinanderzusetzen. Er kann trotzdem in Bezug auf den Alkoholkonsum 
sein Gesicht wahren, da er in die Beratung geht, um seinen Führerschein wiederzuerlangen und 
nicht, weil er ein Alkoholproblem hat. 

3. Konversation über Konsequenzen

Gehen wir davon aus, dass Betroffene eigene Verantwortung für ihr Verhalten haben und ihre 
Autonomie wahren wollen, bedeutet dies auch, dass sie sich mit der Zwangssituation auseinan-
dersetzen werden. Bei ablehnender Haltung wird in einer Beratung im Zwangskontext nicht das 
Problem, die Ursache, die Zuweisung oder die unterschiedliche Sichtweise der Beteiligten bespro-
chen, sondern die Auswirkungen und Konsequenzen. Die Beratung wird so zur «Konversation über 
Konsequenzen» (Marie-Luise Conen, Gianfranco Cecchin, 2009, S. 180).

Klientinnen und Klienten können darin befähigt werden, die Konsequenzen ihres Handelns zu 
verstehen. Wenn ihnen die Folgen des Handelns bekannt sind, wissen sie auch, was sie tun.

Wird die Beratung abgelehnt, ist diese Ablehnung ernst zu nehmen und wir können über die Aus-
wirkungen des Fernbleibens sprechen. Die Entscheidung der Klienten und Klientinnen wird an 
Konsequenzen gekoppelt. Damit können sie trotz Zwang einen Teil an Selbststeuerung zurückge-
winnen. Was sind also ihre Gestaltungsmöglichkeiten in dem jeweiligen Rahmen des Zwangskon-
textes?

Aufgabe der Beratung ist es somit, der Klientel die Konsequenzen aufzuzeigen, welche ihnen 
drohen, wenn sie sich gegen Institutionen oder gegen ein Gesetz stellen, und ihnen die Erwartun-
gen der Institutionen darzulegen (Marie-Louise Conen, Gianfranco Cecchin, 2009). 

Praxisbeispiel:
Ein Jugendlicher lebt seit drei Wochen in einem Jugendheim. Nach verschiedenen Vorfällen 
kommt es zum Gespräch mit einem Sozialpädagogen: « (…) Ich will dich nicht dazu bringen, dass 
du deinen Aufenthalt im Heim gut findest, sondern ich diskutiere mit dir über die Konsequenzen 
von deinem Verhalten im Heim.» (…) «Ich will dir nicht sagen, was du tun solltest, sondern ich 
schaue, was mit dir passiert, wenn du das und das machst oder nicht machst.»
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Nicht die fehlende Einsicht in die Notwendigkeit der Beratung oder die Notwendigkeit der Verhal-
tensänderung steht im Vordergrund des Gesprächs, sondern der Zwang, der Kontext der Unfrei-
willigkeit und das Vermeiden von Konsequenzen. 

Praxisbeispiel:
Ein Jugendlicher wurde wegen seines Cannabiskonsums von seinen Eltern zur Jugendberatung ge-
schickt. Nach der anfänglichen Ablehnung der Beratung und der darauffolgenden Akzeptanz, fasst 
er Vertrauen. Allerdings zeigt er keine Einsicht in die Schädlichkeit seines Cannabiskonsums. «Wenn 
der Konsum von Cannabis kein Problem für dich ist, für wen könnte er eines sein?» Im Gespräch 
berichtet der Jugendliche nun über «seine nervenden Eltern» und welche Auseinandersetzungen 
jeweils nach dem Rauchen mit seinen Eltern stattfinden. Der Jugendliche ist eher aufgrund der 
Konsequenzen, dem Vermeiden einer Auseinandersetzung mit den nervenden Eltern bereit, sein 
Verhalten zu ändern, als aufgrund der Einsicht Cannabis sei für ihn schädlich. Er kann weiterhin die 
Ansicht vertreten, Cannabis sei unschädlich für ihn und somit seine Autonomie bewahren. 

Die Lösung ist «andockbar» an das eigene subjektive Erleben. Im Beispiel sind für den Jugendli-
chen die nervenden Eltern konkret, die Schädlichkeit von Cannabis eine Zuschreibung von Dritten. 

Es geht somit darum, der Klientel im Gespräch zu ermöglichen, ihren eigenen Beitrag zu erken-
nen, den sie in ihrem System leisten können. Bei dieser Art von Konversation wird der Klient/die 
Klientin zunehmend verantwortlich für sein/ihr Tun. «Wie haben Sie sich entschieden, so zu han-
deln? Was hat sie dazu gebracht, so zu handeln?»

Aus den Entscheidungen von Klientinnen und Klienten beispielweise im angetrunkenen Zustand 
Auto zu fahren, zu kiffen, ihre Kinder nicht zur Schule zu schicken usw. entstehen Interventionen 
von Polizei, Behörden oder Lehrperson, die andere Verhaltensweisen einfordern.

Praxisbeispiel:
«Wenn Sie sich entscheiden, Ihre Kinder nicht zur Schule zu schicken, ist das Ihre Entscheidung. Aber 
Sie sind auch für die Folgen verantwortlich. Wissen Sie, was für eine Konsequenz es hat, wenn die 
Vormundschaftsbehörde respektive das Gericht aktiv wird? Ich persönlich glaube, dass es besser ist, 
seinen Kindern Bildung zu ermöglichen und sie zur Schule zu schicken. Aber es liegt nicht an mir, mit 
Ihnen über Richtig und Falsch zu diskutieren. Es ist allein Ihre Entscheidung, was Sie mit Ihren Kin-
dern tun. Wenn Sie nicht wollen, dass Ihre Kinder bei Ihnen leben, ist das möglich. Niemand nimmt 
Ihnen einfach die Kinder weg, Sie selbst sind daran beteiligt, Sie haben mit Ihrem Verhalten dazu 
beigetragen. Meine Aufgabe ist es, mit Ihnen über die Konsequenzen Ihres Tuns zu sprechen und Sie 
wissen zu lassen, dass die Gesellschaft ihr Verhalten nicht duldet. … Wenn Sie sich anders entschei-
den, was hat dies für Konsequenzen auf Ebene der Schule, bei Ihrem Lebenspartner, für Ihre Kinder?»

Als Beratungspersonen ist es uns nicht möglich, Menschen aus moralischen oder pädagogischen 
Gründen zu einem gewünschten Verhalten zu bringen. Wir können unsere Klientinnen und Klien-
ten nicht lehren, was richtig oder falsch ist, was erlaubt ist oder nicht. Dies ist die Aufgabe des 
Gerichts oder der Justiz (Marie-Louise Conen, Gianfranco Cecchin, 1999).

Es ist uns aber möglich, unserer Klientel die Konsequenzen ihrer Entscheidungen aufzuzeigen. In-
dem wir über die verschiedenen möglichen Konsequenzen reden vermeiden wir, dass wir als Lehr-
person oder Moralist/in auftreten. Unser Ziel besteht darin, Klientinnen und Klienten zu ermögli-
chen, sich für ihr Leben verantwortlich zu zeigen und sie zu befähigen, «zu wissen, was sie tun». 

Mit dieser differenzierten Rollendefinition und dem so klar ausgerichteten Fokus auf die Selbst-
verantwortung und die Konsequenzen in der Beratung entlasten wir uns als Beratungspersonen. 
Wir konzentrieren uns auf das Wesentliche und auf das Machbare und lassen uns nicht dazu 
verführen, auf den verschiedenen Ebenen mitzuagieren. So können wir uns in der Beratung rea-
listische, erreichbare Ziele setzen und freudvoller sowie erfolgreicher mit Klienten und Klientin-
nen im Zwangskontext arbeiten. Einfach wird die Arbeit mit zugewiesener Klientel trotzdem 
nicht. Aber es vermindert die Gefühle des Ärgers und der Resignation. Wir fühlen uns nicht aus-
gebrannt und ohnmächtig und denken, ob vielleicht die Führung eines «Bed and Breakfast» in 
der Provence nicht doch eine bessere Alternative für uns wäre. 
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Motivorientierte Beziehungsgestaltung

Dass die therapeutische Beziehung zum Ergebnis von Psychotherapien beiträgt, gehört zu den 
konstantesten Befunden der Psychotherapieforschung. Der durchschnittliche Zusammenhang 
mit dem Outcome ist dabei mittelhoch – wie hoch genau und unter welchen Umständen ist Ge-
genstand intensiver Diskussion in der Therapieforschung (Norcross, 2011). Wenn der durch-
schnittliche Zusammenhang (wie bei anderen Merkmalen einer Therapie, wie der Technik oder 
dem Therapeuten) mittelhoch ist, bedeutet das, wenn man einmal von methodischen Aspekten 
absieht: Es gibt Therapien, bei denen die Beziehung weniger als ideal ist, die aber trotzdem er-
folgreich sind. Es gibt im Einklang mit klinischer Beobachtung aber auch Therapien, bei denen es 
ganz essenziell auf das Beziehungsangebot der Therapierenden ankommt.

Dabei zeigt sich, dass einfache Variablen wie beispielsweise das Ausmass an Direktivität praktisch 
nicht mit Outcome korreliert. Das bedeutet aber nicht, dass solche Variablen nicht wichtig sind, 
sondern dass das richtige Mass an Direktivität vom einzelnen Patienten beziehungsweise von der 
einzelnen Patientin abhängt. Autonomiesuchende benötigen weniger, Struktursuchende mehr Di-
rektivität. Damit korreliert dann nicht die Variable Direktivität selber, sondern das Ausmass, in 
dem sich Therapierende den Patientenbedürfnissen anpassen können, mit dem Therapieergebnis.

Wenn man nun als Therapierende/r diesen positiven Zusammenhang zur Kenntnis nimmt, 
möchte man natürlich eine gute Therapiebeziehung haben. Aber der Vorsatz allein nützt noch 
wenig. Es gibt wohl kaum Therapierende, die eine schlechte Beziehung zu einem Patienten oder 
einer Patientin haben und sich vorgenommen hatten, eine schlechte Beziehung einzugehen. Es 
gibt Patienten, die relativ «pflegeleicht» sind, vor allem die freundlich-submissiven (Caspar, 
Grossmann, Unmüssig & Schramm, 2005): Zu ihnen stellen Therapierende im Allgemeinen spon-
tan eine gute Beziehung her. Das heisst nicht, dass gerade zu grosse Anpassungsbereitschaft ei-
nes Patienten oder einer Patientin nicht auch zu grossen Problemen führen kann. So ist es auch 
bei solchen Patientinnen und Patienten angemessen, sich Gedanken über die Beziehung zu ma-
chen. Spontan schwerer fällt es aber, zu hostilen Patienten und Patientinnen, seien sie nun eher 
passiv- oder dominant-feindselig, eine gute Beziehung herzustellen.

Vor allem, aber nicht nur hier, brauchen wir präskriptive Konzepte, die uns beim Entwickeln guter 
Therapiebeziehungen anleiten. Es würde den Rahmen dieses Beitrages sprengen, einen Überblick 
über solche Konzepte zu geben, und auch was «eine gute Therapiebeziehung» ist, sei hier nur 
sehr knapp umrissen: Gemeint ist eine Beziehung, die tragfähig ist für die «eigentliche», von der 
Therapiebeziehung oft nur schwer zu trennende inhaltliche wie therapeutische Arbeit. Die Bezie-
hung zum Therapeuten beziehungsweise zur Therapeutin sollte dem Patienten beziehungsweise 
der Patientin nicht zu viel Aufmerksamkeit abziehen, wobei allerdings Erfahrungen in der Thera-
piebeziehung einen wertvollen, änderungsrelevanten Input im Sinne «korrektiver Erfahrungen» 
(beispielsweise erstmals im Leben echtes Interesse und Anerkennung zu spüren) darstellen kön-
nen. In der Beziehung sollte ein Patient beziehungsweise eine Patientin sich so gut aufgehoben 
fühlen, dass er/sie sich an Themen oder Schritte herantraut, die ihm/ihr sonst zu viel Angst ge-
macht hätten. 

Das Konzept der Motivorientierten Beziehungsgestaltung (Grawe, 1992; Caspar, 2007, 2008) 
geht davon aus, dass eine Beziehung tragfähig ist, wenn Therapierende sich komplementär, das 
heisst im Wesentlichen unterstützend, zu den wichtigsten Motiven der Patienten und Patientin-
nen verhalten. Bei den unmittelbar positiven, adaptiven Motiven ist das ohne Weiteres einleuch-
tend und geht auch meist ohne Probleme, ausser dass Therapierende manchmal vergessen oder 
es zu Unrecht als Zeitverschwendung empfinden, sich jenen Seiten zuzuwenden, in denen der 
Patient oder die Patientin gut funktioniert oder sehr unterstützenswerte Ziele hat. Selbstver-
ständlich ist Psychotherapie nicht das geeignete Mittel und der Psychotherapeut nicht der geeig-
nete Helfer für alle Ziele (beispielsweise sich wirtschaftlich gut abzusichern), und hinter positiven 
Zielen können sich auch maladaptive beziehungsweise Vermeidungsmotive verstecken. So ist 
beispielsweise in Frage zu stellen, ob eine Patientin wirklich den Therapeuten originär als besten 
Freund haben will, oder ob eine Patientin originär das Bedürfnis hat, mit ihrem Therapeuten zu 
schlafen. Regelhaft erscheint dies als Ausdruck maladaptiver Strategien, beispielsweise sich nicht 
dem Risiko von Freundschaften in einer als feindselig und frustrierend erlebten «wahren Welt» 
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auseinanderzusetzen, oder mit einer Erotisierung der Therapiebeziehung eine echte Auseinan-
dersetzung mit Problemen zu vermeiden. Dieses nicht ganz naiv auf scheinbar positive Ziele Ein-
gehen ist aber mehr die Einschränkung, welche die Regel bestätigt, positive Motive unmittelbar zu 
unterstützen.

Wie ist das mit negativen beziehungsweise Vermeidungsmotiven beziehungsweise Problemver-
halten in der Therapiebeziehung? Hier entfaltet das Konzept erst seine besonderen Möglichkei-
ten. Die Prinzipien sind eigentlich ganz einfach:

1.  Hinter Problemverhalten stecken letztlich akzeptable Motive, die es zu finden gilt. «Akzepta-
bel» heisst in diesem Zusammenhang, dass sie die Therapierenden nicht essenziell in einer 
vernünftig und flexibel angelegten therapeutischen Arbeit behindern und einem Therapieer-
folg auf Beziehungsebene nicht im Wege stehen. Wenn ich mich zu Problemverhalten von Pa-
tienten und Patientinnen in der Therapiebeziehung komplementär verhalten will, darf ich das 
nicht direkt auf der Verhaltensebene tun (also beispielsweise einem jammernden Patienten 
Mitleid zeigen, wenn er am schlimmsten jammert). Sonst besteht die Gefahr, dass ich das Pro-
blemverhalten im Licht der guten alten Lerntheorie instrumentell verstärke. Oft geschieht das 
sogar (wenn ich – mir des Problems bewusst – ja eigentlich nicht verstärken will, sondern nur 
gelegentlich dem Sog nachgebe) intermittierend, was das Problemverhalten dann besonders 
lösungsresistent macht.  
  
Ich muss mich also von der Verhaltensebene der Patientinnen und Patienten lösen und nach 
den darüberstehenden Motiven fragen. Ich mache das mit den Mitteln der so genannten 
«Plananalyse» (Caspar, 2007), die hier nicht näher erklärt wird. Das Konzept der Motivorien-
tierten Beziehungsgestaltung kann auch so verstanden und nutzbringend umgesetzt werden. 
Das hier verwendete Beispiel ist in Caspar, 2007 und 2008, genauer beschrieben.  
 
Bei einem ständig jammernden Patienten komme ich eventuell darauf, dass er den Therapeu-
ten dazu bringen will, nichts von ihm zu verlangen (weil es ihm ja «soo schlecht» geht). Wenn 
ich mir hier dann die Frage stelle, ob mich das bei der therapeutischen Arbeit übermässig be-
hindert, würden die meisten Therapeuten erfahrungsgemäss «Ja» sagen. Das ist Anlass, eine 
Ebene höher zu gehen, das heisst zu fragen, welchem noch weiter übergeordneten Motiv denn 
das «Nicht-gefordert-Werden» dient. Ich kann dann hypothetisch formulieren, dass es dazu 
dient, den Therapeuten dazu zu bringen, ihn auf keinen Fall zu überfordern, nach dem Motto 
«Wehret den Anfängen». Bei diesem Motiv würde ich nun sagen: Nicht beachtend wie proble-
matisch die dazu eingesetzten Strategien, einschliesslich des ständigen Jammerns, sind, mit 
einem Patienten, der dieses Motiv hat, kann ich arbeiten. Was wäre das auch für ein Therapie-
ansatz, der fordert, Patienten zu überfordern? Wenn ich akzeptable Motive gefunden habe, die 
das Problemverhalten hinreichend erklären, kann ich mich der Seite des Therapeuten zuwen-
den. Hier kommt das zweite Prinzip zum Zuge:

2.  Wenn ich es schaffe, die Motive der Patienten zu befriedigen, wird der Einsatz der problemati-
schen Mittel überflüssig. Grawe formulierte: Ihm wird die motivationale Basis entzogen. Der Pati-
ent hat ja schon, was er bewusst oder nicht bewusst mit dem Problemverhalten erreichen will.  
Einige Punkte sind nun bei der Konstruktion motivorientierten Beziehungsverhaltens wichtig: 

 –  Der Therapeut sollte, wenn er einmal (hypothetisch) erkannt hat, was hinter dem Problemver-
halten steckt, proaktiv sein, dem Patienten also möglichst zuvorkommen und es nicht dazu 
kommen lassen, dass er vielleicht doch unabsichtlich das Problemverhalten verstärkt. Wenn 
es dem Therapeuten gelingt, dem Patienten auf Motivebene und nicht zeitlich kontingent 
auf der Verhaltensebene zu begegnen, muss er nach aller Erfahrung keine Angst haben, den 
Patienten in seinem Problemverhalten zu verstärken.

 –  Der Therapeut sollte dem Patienten möglichst klar machen, dass er seine Motive verstanden 
hat, sie unterstützenswert findet, und alles in seiner Macht Stehende tun wird, um ihnen 
entgegenzukommen. Es reicht also nicht, den Patienten einfach nicht zu überfordern. Woher 
soll der Patient auch wissen, ob der Therapeut ihn nur gerade nicht überfordert, weil ihm 
nicht eingefallen ist, wie er das am Besten tun könnte – und im nächsten Moment könnte 
ihm doch etwas einfallen. Das würde den Patienten nicht davon abbringen, sein Problemver-
halten fortzusetzen. Wenn der Therapeut hingegen glaubhaft sagt (und dazu gehört das 
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nonverbale Verhalten und die tatsächliche Überzeugung, dass es so ist), dass er verstanden 
hat, wie schlecht es dem Patienten geht; dass es wichtig ist, den Patienten jetzt nicht im Stre-
ben nach schneller Änderung zu überfordern, weil ein Misserfolg durch Überforderung jetzt ja 
das ist, was er am wenigsten brauchen kann, dann kann der Patient eher aufatmen und vom 
Problemverhalten ablassen. Selbstverständlich darf so eine Äusserung nicht formelhaft und 
abgedroschen sein, sie muss auf den individuellen Patienten und gegebenenfalls auch auf 
weitere zu berücksichtigende Motive zugeschnitten sein.

 –  Motivorientiertes Beziehungsverhalten soll die Basis für auf Veränderung ausgerichtete Mass-
nahmen schaffen. In einigen Fällen schafft sie eine ganz neue, korrektive Beziehungserfah-
rung für den Patienten und trägt so auch direkt inhaltlich zum Therapieerfolg bei. Damit kann 
aber nicht einfach gerechnet werden. Die inhaltliche Therapieplanung und die Planung der 
konkreten Interventionen sind zusätzlich nötig. Es kann sogar sein, dass der Therapeut aus 
inhaltlichen Gründen den Patienten mit etwas konfrontieren oder ihm eine Intervention vor-
schlagen muss, die gar nicht ohne Weiteres zu wichtigen Motiven passt. Das soll aber gezielt 
und auf der Basis einer insgesamt motivorientierten Beziehungsgestaltung geschehen.

 –  Das Konzept bedeutet vor allem nicht, Interventionen (Äusserungen) zu produzieren, die nur 
der Beziehungspflege dienen. Es bedeutet, bei jeder Äusserung, jeder Intervention, die jewei-
ligen Konstruktionspläne für motivorientiertes Therapeutenverhalten mit zu berücksichtigen.

 –  Wir haben deutliche Hinweise gefunden, dass in den Therapien mit den besten Ergebnissen 
die Therapierenden keineswegs immer lieb und nett sind. Sie fordern die Patienten und Pati-
entinnen auch, schlagen etwa schwierige Massnahmen vor und konfrontieren gelegentlich, 
aber auf der Basis einer guten, flexibel dem Patienten/der Patientin angepassten Therapie-
beziehung und eines methodisch flexiblen Vorgehens.

Es gibt mittlerweile viele Hinweise aus der Erfahrung und aus der empirischen Forschung, dass mit 
den hier vorgeschlagenen Konzepten die Wahrscheinlichkeit erheblich erhöht werden kann, dass 
Hindernisse auf der Beziehungsebene ausgeräumt werden. Es gibt allerdings Patienten, deren Mo-
tive verzwickter und in sich widersprüchlich sind: Dann ist seitens des Therapeuten respektive der 
Therapeutin viel Kreativität und Geduld gefordert, und auch diese reichen nicht immer. Ein Ge-
winn des Konzepts besteht aber darin, dass der/die Therapeutin besser versteht, wie der/die Pati-
entin funktioniert und warum es fast oder gänzlich unmöglich ist, ein passendes Angebot zu ma-
chen. Wenn die Voraussetzungen dafür bestehen, kann er/sie dem Patienten/der Patientin seine/
ihre Überlegungen auch mitteilen, und die beiden können sich im Guten und ohne Versagensge-
fühle und Schuldzuschreibungen auf der einen oder anderen Seite trennen. Überhaupt ist die im 
Allgemeinen viel zu wenig beachtete Psychohygiene des Psychotherapeuten allein schon ein gutes 
Argument für den Ansatz: Wenn ich bei demselben Patienten nur das Problemverhalten vor Augen 
habe, fühle ich mich als Therapeut mit ihm wesentlich schlechter, als wenn ich dieses nicht ver-
gesse, den Patienten aber doch überwiegend im Licht seiner unproblematischen Motive sehe.

Ein letzter Hinweis: Kompliziert wird die Lage manchmal dadurch, dass sich Probleme, deren 
Quelle nicht in der Therapiebeziehung liegt, auch in der Therapiebeziehung zeigen können. Wenn 
ein Therapieerfolg beispielsweise das Rentenbegehren eines Patienten gefährden könnte, erhöht 
dieser oft in irgendeiner Weise die Spannung in der Beziehung. Das ist die Ebene, auf der er sich 
bewusst oder unbewusst gegen die «Gefahr» wehren kann. Eine Fallkonzeption, zu deren Inhalt 
auch (wie par excellence in der Plananalyse; Caspar, 2007) das Erarbeiten eines Verständnisses 
der individuellen motivationalen Struktur gehört, ist auch hier die Basis zum Verständnis der Si-
tuation. Es gilt, über dem Problemverhalten stehende akzeptable Motive zu finden und dann 
Verständnis und Unterstützung für die Motive, nicht das Problemverhalten zu vermitteln.

Diese kurze Einführung reicht sicher nicht, um das Konzept differenziert und souverän in der Pra-
xis umsetzbar zu vermitteln – aber vielleicht doch, um ein Grundverständnis zu schaffen und die 
Neugier für eine weitere Beschäftigung mit dem Ansatz zu wecken. Die motivorientierte Bezie-
hungsgestaltung ist in unseren Augen eines der nützlichsten Konzepte in der Psychotherapie, in 
der Beratung, aber auch in anderen professionellen Bereichen, bei denen die Beziehung eine 
tragende Rolle spielt.
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Zehn methodische Basisstrategien – ein 
Integrationsversuch

1. Einleitung

Basierend auf dem bisherigen Stand der Methodenentwicklung und als Versuch der Integration 
der an der Tagung diskutierten Methoden, Techniken und Interventionen im Umgang mit Pflicht-
klientschaft in der Sozialen Arbeit werden nachfolgend zehn methodische Basisstrategien79 um-
rissen, welche die bisher diskutierten Ansätze bündeln sollen sowie als Grundlage für die weitere 
Methodenentwicklung dienen können.

Als wichtigste Herausforderungen im Umgang mit zur Beratung und Hilfe verpflichteten oder 
gezwungenen Klientinnen und Klienten werden einerseits die fehlende Veränderungsmotivation 
und anderseits Verhaltensweisen, die unter den Begriff «Widerstand» subsumiert werden kön-
nen, identifiziert (vgl. dazu auch Klug, in diesem Band). Der motivations- und sozialpsychologi-
sche Hintergrund zu «Motivation» und «Widerstand» kann an dieser Stelle nicht detailliert ausge-
führt werden. Dazu ist auf die einschlägige Literatur zu verweisen (Heckhausen & Heckhausen, 
2006; Prochaska & Norcross, 2008). Dennoch sollen daraus einige Grundlagen in Kurzform darge-
stellt werden: 

–  Motivation ist ein dynamischer innerpsychischer (und meist unbewusster) Prozess. Menschen 
sind immer zu etwas motiviert. Sie können annähernd, vermeidend und/oder sozial abwei-
chend «motiviert» sein.

–  Motivation ist keine von aussen instruierbare Grösse. Hingegen kann sie durch das betroffene 
Individuum selber, im Kontext der sozialen Umgebungsbedingungen und damit durch die 
zwischenmenschliche Interaktion beeinflusst werden.

–  Methodische Ansatzpunkte sind die personalen Motivationsfaktoren (beispielsweise die 
bedürfnisgerechte Erarbeitung von Zielen) und die situativen Aspekte (beispielsweise der 
Einsatz von positiven oder negativen Anreizen) sowie soziale Verstärkungsvariablen (beispiels-
weise die Erwartungen des sozialen Umfelds).

–  Beim Widerstand handelt es sich um ein interaktionelles, sozialpsychologisches Phänomen, 
welches mit Einschränkungen von Handlungsspielräumen und Prozessen der «erlernten 
Hilf losigkeit» erklärt werden kann.

–  Widerstand gehört zu jedem bedeutungsvollen Veränderungsprozess.
–  Veränderungsprozesse verlaufen in Form von motivationalen und handlungsbezogenen, sich 

unterscheidenden Veränderungsstadien.

2. Methodische Basisstrategien

2.1 Erste Strategie: Stadiengerechte Intervention
Die erstmals von Prochaska & DiClemente (Prochaska & Norcross, 2008) in ihrem Transtheoretischen 
Modell beschriebenen Veränderungsstadien, Absichtslosigkeit, Absichtsbildung, Vorbereitung/Hand-
lung und Aufrechterhaltung/Stabilisierung charakterisieren einerseits den Ablauf des Veränderungs-
prozesses, anderseits die jeweilige Motivation zur Verhaltensänderung. Veränderungen erfordern 
das spiralförmige Durchlaufen aller Stadien. Rückfälle in alte Verhaltensmuster gehören zu den Ver-
änderungen und sind Bestandteil des Veränderungsmodells. Ein auf diesem Modell aufbauender 
Wirkfaktor ist die stadiengerechte, massgeschneiderte Intervention (Miller & Rollnick, 2009), wo-
nach in der Absichtslosigkeit vorwiegend klärende Interventionen und Informationsvermittlung an-
gezeigt sind und die Problemeinsicht gefördert werden sollte, während in der Absichtsbildung die 
Klärung von Ambivalenzen und die Stärkung der Selbstwirksamkeitserwartung im Vordergrund steht 
und erste Ziele entwickelt werden können. Im Stadium der Absichtslosigkeit sind konfrontative Tech-
niken zu vermeiden, weil diese eher zu widerständigen Verhaltensweisen führen können (Beutler, 
Moleiro, & Talebi, 2008). Im Vorbereitungs- und Handlungsstadium benötigen Pflichtklientinnen 
und -klienten die Unterstützung bei der Entdeckung und Erschliessung von Ressourcen, während im 
Stadium der Aufrechterhaltung und Stabilisierung die Rückfälle antizipiert und den Prinzipien des 
Lernens und der sozialen Verstärkung Aufmerksamkeit geschenkt werden sollen (modifiziert nach 
Miller & Rollnick, 2009; vgl. auch Schmid, in diesem Band). 
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2.2 Zweite Strategie: Bedürfnisgerechte Intervention
Die psychischen Grundfunktionen werden nach Grawe (2004) motivational durch psychische 
Grundbedürfnisse (Kontrolle/Orientierung, Selbstwertschutz/Selbstwerterhöhung, Luststreben/
Unlustvermeidung, Bindung) angetrieben (Konsistenzstreben) und im Umweltabgleich reguliert 
(Kongruenzprinzip). Jede (konforme oder abweichende) Handlung ist somit für die psychische 
Bedürfnisbefriedigung funktional. Bedürfnisgerechte Ziele erhöhen die Umsetzungswahrschein-
lichkeit, eine bedürfnisgerechte, motivorientierte Beziehungsgestaltung (vgl. Caspar & Belz, in 
diesem Band) ist die Voraussetzung für die interaktionale Unterstützung von Veränderungsmoti-
vation, während bedürfnisgerechte Interventionen einen günstigen Einfluss auf Widerstandsef-
fekte haben dürften. 

2.3 Dritte Strategie: Strukturierte, transparente, partizipierende und befähigende Intervention
Das Wissen der Pflichtklientinnen und -klienten über die Art der Intervention sowie die eingesetz-
ten Verfahren und Techniken stehen im direkten Zusammenhang mit der Veränderungsmotiva-
tion und dem Erfolg (Dahle, 1997). Intransparenz und fehlende Einschätzbarkeit von Fachperso-
nen können zu Widerstand führen (Schwarze & Schmidt, 2008). Strukturierte Vorgehensweisen 
haben sich als effektiver erwiesen, als intuitives, ungeplantes und einseitig durch die Fachperso-
nen definiertes Intervenieren (McGuire, 1995; Rooney, 2002; Trotter, 2001). Strukturierung be-
deutet zudem die konsequente Orientierung am Auftrag und an den mit dem Auftrag verbunde-
nen Themen. Fachpersonen im Zwangskontext neigen dazu, «um den heissen Brei herum» zu re-
den und die relevanten Aspekte gar nicht oder verspätet zu thematisieren (Hesser, 2001; Mayer, 
2009). Der ideale systematische Problemlöseprozess führt vom strukturierten Assessment über 
die strukturierte Hilfeplanung hin zur strukturierten Intervention. Dabei ist zu betonen, dass die 
Klientel die (psychologische, sic!) Verantwortung für den eigenen Veränderungsprozess trägt und 
dies die Fachpersonen nicht stellvertretend tun sollten. Die Klientinnen und Klienten müssen an 
der Veränderung partizipieren und zur Veränderung befähigt werden. 

2.4 Vierte Strategie: Auftrags- und Rollenklarheit
Menschliches Verhalten ist – sozialpsychologisch und soziologisch verstanden – von den mit ih-
ren sozialen Rollen verbundenen Erwartungen, welche die Akteure gegenseitig konstruieren, be-
einflusst. Im Zwangskontext können seitens der Auftraggeber oder der Klientel – gleichzeitig mit 
dem formellen Auftrag – informelle, offene oder verdeckte Erwartungen an die Fachpersonen 
entstehen. Die meisten Kooperations-, Motivations- und Widerstandsprobleme entstehen auf-
grund von unklaren oder doppelt gebundenen Erwartungen und der Intransparenz der Absichten 
der verschiedenen Beteiligten (Trotter, 2001). Häufig bleibt zudem unklar, durch welche Erwar-
tungen das soziale Umfeld der Klientel beeinflusst wird. Den auftrags- und rollenklärenden Inter-
ventionen sollen deshalb genügend Zeit, Detaillierung und gegebenenfalls Wiederholungen im 
Prozessverlauf eingeräumt werden. Zunächst ist eine interne Auftragsklärung mit den Auftragge-
benden vorzunehmen, bei der bereits die Aufhebungsindikatoren skizziert werden können. Allfäl-
lige Zweifel der Fachkraft über den Sinn einer Intervention sind kontraproduktiv (Miller & Rollnick, 
2009). Erst danach schliesst die Phase der externen Auftragsklärung mit der Klientel an, die mit 
einer Rollenklärung (Verschränkung von Hilfe und Kontrolle; vgl. dazu Menger, in diesem Band) 
und der Klärung der Erwartungen des sozialen Umfeldes verbunden ist. 

2.5 Fünfte Strategie: Beziehungsklarheit
Die Gestaltung der Beratungsbeziehung ist ein wesentlicher Wirkfaktor von psychosozialer Bera-
tung (Übersicht bei Warschburger, 2009), und sie ist häufig der Ausgangspunkt für schwierige 
Situationen (Noyon & Heidenreich, 2009). Eine sensible Gestaltung der Rollen in der Zwangsbe-
ziehung, der bewusste Umgang mit Verantwortungen, gezielt eingesetzte, differenzierte (das 
heisst prosozial modellierende) empathische Interventionen und ein «fragend-klärend-entde-
ckender» Gesprächsstil anstelle von autoritärem oder disziplinierendem Verhalten der Fachkräfte 
haben eine zentrale Bedeutung bei der Beziehungsgestaltung. (Mayer, 2009)

2.6 Sechste Strategie: Förderung von Problemeinsicht
Die klientenseitige funktionale und realitätsbezogene Problemeinsicht mit der Feststellung einer 
SOLL-IST-Diskrepanz steht am Anfang eines Veränderungsprozesses. Kognitive Verzerrungen wie 
Externalisierungen durch Klientinnen und Klienten oder dysfunktionale Einstellungen von Netz-
werkakteuren behindern die Änderungsbereitschaft und stehen meistens für das Veränderungs-
stadium der Absichtslosigkeit. Die Problemeinsicht und psychologische Verantwortungsüber-
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nahme (vgl. Mayer, in diesem Band) kann durch Interventionen erreicht werden, die Einstellun-
gen klären/verändern, nach Problemfunktionalitäten fragen, Ambivalenzen klären (vgl. Schmid, 
in diesem Band) oder systemische Dimensionen herstellen (beispielsweise durch zirkuläres Fra-
gen). Im Rahmen von Lernprozessen müssen sich neue Problemeinsichten zunächst festigen und 
durch Handlungen mit erfolgreichen Ergebnissen verstärkt werden. 

2.7 Siebte Strategie: Erarbeitung von bedeutsamen und realistischen Zielen
Fremde Zielsetzungen, die für Zwangskontexte charakteristisch sind, können für die Klientinnen 
und Klienten trotzdem handlungswirksam werden, wenn sie gemeinsam erarbeitet werden, sie 
realisierbar sind, die zielsetzende Beratungsperson als kompetent eingeschätzt und die Ziele mit 
(starken) positiven Anreizen verstärkt werden (Sevincer & Oettingen, 2009; Trotter, 2001). Abge-
sehen von den bekannten «S.M.A.R.T»-Kriterien sollten die operationalisierten Ziele übergeordne-
ten Haltungszielen der Klientschaft entsprechen (Storch, 2011) und im Annäherungsmodus ge-
staltet sein (Grawe, 2004). Die Technik des «mentalen Kontrastierens» (Gawrilow, Sevincer, & 
Oettingen, 2009) kann die Klientinnen und Klienten dabei unterstützen, sich für die Zielerrei-
chung zu motivieren (vgl. dazu auch Oertig, in diesem Band). Ebenfalls sind «lösungsorientierte 
Techniken» (Bamberger, 2010) zur Entwicklung von Zielen geeignet (vgl. auch Baumli & Schma-
derer, in diesem Band).

2.8 Achte Strategie: Ressourcenaktivierung
Das Anknüpfen an positiven Eigenschaften, Fähigkeiten und sozialen Verbindungen der Klientin-
nen und Klienten («Ressourcenorientierung») gilt als ein zentrales Wirkprinzip in Beratung und 
Therapie (Grawe, Donati, & Bernauer, 1994). Ohne vorangehende Ressourcenentdeckung und 
-aktivierung (Materialien beispielsweise bei Möbius, 2010; Pantucek, 2009) können keine Ziele 
realisiert werden. In Zwangskontexten konstituieren sich die Aufträge an die Soziale Arbeit sach-
gemäss durch Problem- und Defizitorientierungen der zuweisenden Akteure (Zobrist, 2008). Für 
die Motivationsförderung und Unterstützung der Veränderung ist eine zusätzliche ressourcen-
orientierte Perspektive notwendig (vgl. Baumli & Schmaderer, in diesem Band). Dies betrifft auch 
die Sichtweise auf die Netzwerke, die durch die Fachkräfte nicht vorschnell als «Co-Problemträ-
ger» eingeschätzt werden, sondern in ressourcenorientierter Haltung aktiviert werden sollten 
(Meyers & Smith, 2009).

2.9 Neunte Strategie: Beachtung der Lernprinzipien
Motivation und Handeln sind eng miteinander verschränkt (vgl. Oertig, in diesem Band), die Prin-
zipien des Lernens spielen auch dabei eine Rolle. Das Lernen am Modell hat sich (auch in Zwangs-
kontexten) als effektives Prinzip herausgestellt (Trotter, 2001). Motivationale Klärungsprozesse 
in Beratungen sollten nicht nur als «intellektuelle Diskurse» im Büro stattfinden, sondern direkt 
im Alltag umgesetzt werden (Lernen aus Erfahrung). Gezielt eingesetzte «Hausaufgaben» zwi-
schen den Besprechungen können dafür hilfreich sein. Positive wie negative Anreize sind nur 
dann wirksam, wenn sie für die Klientschaft von subjektiver Bedeutung sind (Heckhausen & Heck-
hausen, 2006). Bei Problemen, die einen hohen sekundären Nutzen erzeugen, d.h. der «Problem-
gewinn» grösser ist als der Nachteil, benötigen Klientinnen und Klienten besonders attraktive 
Belohnungen, um dieses Gleichgewicht auszuhebeln! Die Zielrealisierung wird wahrscheinlicher, 
wenn Ziele mit einem Anreiz verknüpft werden. Sanktionen wirken im Allgemeinen nur, wenn sie 
unmittelbar erfolgen und in direktem Zusammenhang mit problematischen Verhaltensweisen 
stehen. Sanktionen führen häufig zu Vermeidungsstrategien («Stopp»-Modus), Kontrollverlusten 
und Anpassungsleistungen. Letztere nur solange die Sanktion oder ihre Androhung aufrechter-
halten werden kann. Allerdings ist festzuhalten, dass bei komplexen Veränderungsvorhaben eine 
initiale Fremdbestimmung (extrinsische Motivation) hilfreich sein kann, damit überhaupt eine 
interne Reflexion vorgenommen wird. (Kanfer, Reinecker, & Schmelzer, 2006 sowie die Ausfüh-
rungen von Oertig, in diesem Band)

2.10 Zehnte Strategie: Widerstand bearbeiten
Das aktive Thematisieren und Bearbeiten von Widerstandsphänomenen hat sich im Zwangskon-
text als effektiv erwiesen (Trotter, 2001), wobei es nicht darum geht, den Widerstand zu «bre-
chen», sondern die Aufmerksamkeit auf die Wiederherstellung der Autonomie der Klientschaft im 
Vordergrund steht. Als Interventionsstrategie gilt es zunächst herauszuarbeiten, weshalb Wider-
stand auftritt und dabei sind die Fragen nach gemeinsamer Problemsicht, Zielkonsens, Auftrags- 
und Rollenklarheit usw. zu stellen. Auf der Seite der Fachpersonen soll das Bewusstsein gestärkt 
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werden, dass Widerstandsverhalten weniger als persönliche Kritik an der Arbeit verstanden wer-
den darf, sondern dass bei jedem Veränderungsprozess mit Widerstand zu rechnen ist. Bei zu viel 
Empathie und Verständnis werden Menschen keine Veränderungen angehen. (Kanfer, et al., 2006)
 

3. Ausblick

Diese Ausführungen legen nahe, dass in Zwangskontexten – sowohl in der Phase der Abklärung/
Diagnostik als auch bei den ersten Interventionen – der Klärung und Förderung der Verände-
rungsmotivation eine hohe Aufmerksamkeit geschenkt werden soll. Ebenfalls wird deutlich, dass 
eine methodisch fundierte Motivationsförderung, die über simple «motivierende» Androhungen 
von Sanktionen oder verbale Gesetzesbelehrungen hinausgeht, längere Beratungszeit, empathi-
sche Zuwendung und professionelle Geduld erfordert. Damit stellen sich – abgesehen von den 
hier diskutierten methodischen Überlegungen – verschiedene strukturelle und sozialpolitische 
Fragen, zum Beispiel zur Fallbelastung in den Institutionen des Zwangskontextes, zu den mögli-
cherweise überhöhten Erwartungen an die Fachkräfte, zu der grassierenden und medial belebten 
«Null-Fehler-Toleranz», zu übergeordneten sozialpolitischen Prämissen (wie die der «Aktivie-
rung») und dem Normalisierungsdruck in unserer Konsumgesellschaft. Die Motivierbarkeit von 
Klientinnen und Klienten ist auch in diesem Kontext zu verstehen und mit ethischen und rechtli-
chen Überlegungen und Einschränkungen zu ergänzen (vgl. Schmocker sowie Rosch, in diesem 
Band). Die damit verbundenen Grenzen der Veränderbarkeit von Menschen in Zwangskontexten 
sind damit von allen Akteuren zur Kenntnis zu nehmen. 
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Ausblick

Im Rahmen der Fachtagung «Soziale Arbeit mit Pflichtklientschaft» vom Mai 2010 ist das Institut 
Sozialarbeit und Recht der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit erstmals mit der Thematik von Hilfe 
und Zwang im Kontext der gesetzlichen Sozialarbeit explizit an die Fachöffentlichkeit getreten. Dies 
als Resultat einer steten und stärker fokussierten Auseinandersetzung mit der Frage nach motivie-
renden und wirksamen Methoden sowie der Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von Veränderungs-
prozessen bei Klientinnen und Klienten im Zwangskontext. Diese nicht nur zu «verwalten», sondern 
mit ihnen zusammen Veränderungsprozesse zu initiieren, zu begleiten und erfolgreiche Veränderun-
gen zu honorieren, das sind die Ansprüche an ein professionelles Helfersystem und ganz besonderes 
an die Sozialarbeit. Dabei ist die Gratwanderung zwischen nachhaltigen Veränderungsprozessen 
und der im Zwangskontext notwendigen Kontrolle anspruchsvoll und erfordert theoretische Fundie-
rung und methodisches Know-how in gleichem Masse.

Mit den theoretischen, empirischen, normativen und praktischen Beiträgen im vorliegenden Werk-
stattheft ist ein wichtiger Meilenstein im Diskurs um nachhaltige, überzeugende Methoden in der 
Arbeit mit und für Pflichtklienten und -klientinnen geleistet. Ich bin überzeugt, dass wir damit vom 
in Kapitel 3 (Seite 5) erwähnten «Blindflug im Bereich der theoretischen und methodischen Ausein-
andersetzung» zu einem Flug mit freier Sicht in die Nähe und in die Ferne ansetzen können. Das In-
stitut Sozialarbeit und Recht nimmt die Herausforderung an und wird das vorhanden Know-how in 
Lehre und Forschung ausbauen. In Zusammenarbeit mit der Praxis werden wir unsere fachlichen, 
personellen und finanziellen Ressourcen gezielt für dieses Feld einsetzen. Ich bin überzeugt, dass ein 
echter Mehrwert für die Arbeit mit Pflichtklienten und -klientinnen – in Forschung und Lehre – nur 
über die Zusammenarbeit mit unseren Kolleginnen und Kollegen aus der Praxis möglich ist und zähle 
entsprechend auf sie.

Dass wir im Thema Pflichtklientschaft in den letzten zwei Jahren einen wesentlichen Schritt weiter-
gekommen sind, dass die eingangs erwähnte Fachtagung realisiert werden konnte, und dass schluss-
endlich dieses Werkstattheft zustande kam, dafür ist Patrick Zobrist verantwortlich. Ihm gebührt 
grosser Dank. Ebenso danken möchte ich aber auch allen Autorinnen und Autoren, die mit ihren 
Beiträgen zum weiterführenden Fachdiskurs und damit auch zur Weiterentwicklung in diesem Feld 
beigetragen haben, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Instituts Sozialarbeit und 
Recht, welche die Kompetenzerweiterung durch den steten kollegialen Austausch fördern.
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